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XVI

VORWORT

Seit 1999 schliesst das Bundesamt flr Verkehr (BAV) im Namen des
Bundes mit den Schweizerischen Bundesbahnen (SBB) Leistungsver-
einbarungen ab. Darin wird jeweils fir vier Jahre geregelt, welche Leis-
tungen die SBB im Bereich des Infrastrukturunterhalts und des Betriebs
zu erbringen haben und welchen Geldbetrag der Bund den SBB zur Ab-
geltung dieser Leistungen erstattet. Seit 2011 schliesst der Bund eben-
falls mit den Privatbahnen Leistungsvereinbarungen fiir den Bereich des
Infrastrukturunterhalts und Betriebs ab. Im Jahr 2017 wurden total 38
Leistungsvereinbarungen mit Infrastrukturbetreiberinnen (ISB) abge-
schlossen.

Die grosste ISB sind die SBB, die aktuell etwa 60 Prozent der Ausgaben
des BAV fiir den Betrieb und Unterhalt der Bahninfrastruktur beziehen.
Die neun grdssten Privatbahnen (zu diesen gehéren die BLS AG, die
Rhatische Bahn [RhB], die Sidostbahn [SOB] und Transports publics
fribourgeois [TPF]) beziehen rund 28 Prozent der Mittel. Auf die restli-
chen 28 kleinen Privatbahnen entfallen 11 Prozent der Betriebs- und Un-
terhaltsbeitrdge Die Leistungsvereinbarungen umfassen in ihrer aktuel-
len Laufzeit von 2017 bis 2020 einen Betrag von total gut 12 Milliarden
Franken.

Der Bund hat sich zum Ziel gesetzt, mittels der Leistungsvereinbarungen
die Qualitat der Bahninfrastruktur effizient und wirkungsvoll zu gewahr-
leisten. Nach nunmehr 17 Jahren Erfahrungen mit dem Instrument der
Leistungsvereinbarung hat das BAV Interface Politikstudien Forschung
Beratung in Luzern gemeinsam mit dem KPM der Universitat Bern be-
auftragt, die Eignung der Leistungsvereinbarung als Fiihrungsinstrument
zu evaluieren. Der vorliegende Bericht enthalt die Ergebnisse der Evalu-
ation. In diesem Kapitel werden die wichtigsten Resultate zusammenge-
fasst und Empfehlungen zur Optimierung formuliert.



1 ZUSAMMENFASSUNG, SCHLUSSFOLGERUNGEN UND
EMPFEHLUNGEN

11 Gegenstinde und Vorgehensweise der Evaluation

Wir gehen nacheinander auf die Gegenstande, Ziele, die Fragestellung
und die Methodik der Evaluation ein.

Die zwei Gegenstande der Evaluation

Die Evaluation hat sich auf zwei Gegenstande konzentriert. Gegenstand
1 umfasst die Leistungsvereinbarung und den Prozess zu deren Festle-
gung. Zentral ist dabei die Analyse der Bewaltigung der Informationsas-
ymmetrie, die zwischen dem Besteller der Leistungen (dem BAV) und
dem Ersteller der Leistungen (den ISB) vorhanden ist. Die Informations-
asymmetrie bezeichnet den Umstand, dass der Besteller aufgrund der
Informationskosten nie das gleiche Wissen Uber den Gegenstand der
Leistungsbestellung haben kann, wie es dem Ersteller zur Verfiigung
steht. Es besteht daher die Gefahr, dass der Ersteller diese Situation zu
Ungunsten des Bestellers ausnutzt. Die Evaluation hatte zu prifen, wie
gut das BAV mit dem Instrument der Leistungsvereinbarung und den da-
bei eingesetzten Massnahmen die Informationsasymmetrie bewaltigen
kann. Es galt daher, die Konzeption, die Umsetzung und die Wirksamkeit
der Leistungsvereinbarungen in Bezug auf die Bewaltigung der Informa-
tionsasymmetrie zu prifen. Nicht Gegenstand der Untersuchung waren
hingegen weitere Aufgaben des BAV, die mit der Infrastruktur indirekt in
Verbindung stehen wie etwa die Erteilung der Infrastrukturkonzession
und Sicherheitsgenehmigung (gemass Art. 5 Eisenbahngesetz [EBG]),
die Erteilung der Netzzugangsbewilligung (Art. 8d EBG) oder die Aufsicht
Uber Bau und Betrieb der Eisenbahnen (Art. 10 EBG).

Der Bund ist im Fall der SBB sowohl Besteller wie auch Eigner. Gegen-
stand 2 der Evaluation stellt daher die Koharenz zwischen Besteller- und
Eignerpolitik dar. Dazu gehort auch die Untersuchung der Bewaltigung
allfalliger Zielkonflikte und die Vermeidung der Ubersteuerung des Be-
stellers (BAV) durch den Eigner (Generalsekretariat des Eidgendssi-
schen Departements fir Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation



[GS UVEK] und die Eidgenéssische Finanzverwaltung [EFV]) oder den
Finanzierer (das Parlament).

Ziele und Fragestellungen
Die Evaluation hat ausgehend von den zwei Gegenstanden folgende
Ziele:

- Die Evaluation soll Konzeption, Umsetzung und Wirksamkeit der
Leistungsvereinbarung theoretisch und praktisch bewerten. Auf Ba-
sis der Erkenntnisse sind soweit sinnvoll und moglich Verbesse-
rungsvorschlage zur Optimierung der Leistungsvereinbarung zu for-
mulieren.

- Es gilt, das Verhaltnis zwischen Eigner- und Bestellerrolle des Bun-
des gegeniiber den SBB theoretisch wie praktisch zu bewerten und
allenfalls Verbesserungsvorschlage zur Reduktion von Koharenz-
problemen zu formulieren.

Aus den Zielsetzungen wurden zusammengefasst folgende zentrale
Fragen abgeleitet (eine detaillierte Liste der Fragen findet sich in den
Kapiteln 5 bis 7):

- Fragestellungen zu Ziel 1: Wie ist die Ausgestaltung der Leistungs-
vereinbarung aus theoretischer Sicht zu beurteilen? Sind die not-
wendigen Massnahmen zur Reduktion der Informationsasymmetrie
ergriffen worden? Werden die Leistungsvereinbarungen wie geplant
umgesetzt? Sind die Leistungsvereinbarungen wirksam im Sinne der
Erreichung der vereinbarten Ziele und der Garantie einer qualitativ
hochwertigen Bahninfrastruktur?

- Fragestellungen zu Ziel 2: Wie ist die Koharenz zwischen Eigner-
und Bestellerrolle des Bundes gegeniiber den SBB aus theoreti-
scher Sicht zu beurteilen? In welchem Ausmass beeinflussen sich
Eigner- und Bestellerrolle in der Praxis? Wie wird mit Zielkonflikten
umgegangen? Besteht Optimierungsbedarf?

Vorgehensweise und Methoden
In einem ersten Schritt wurden Ziele, Fragestellungen und Vorgehens-
weisen mit einer Begleitgruppe diskutiert und bereinigt. Dieser gehorten



neben Vertreterinnen und Vertretern des BAV drei Vertreterinnen und
Vertreter der ISB an.

Anschliessend wurde in einem zweiten Schritt eine Reihe von Dokumen-
ten ausgewertet. Die so gewonnenen Informationen wurden in einem
dritten Schritt mit Hilfe der Principal-Agent-Theorie und Ansatzen des
Public Managements systematisiert, um eine theoretische Uberpriifung
der Evaluationsgegenstande vornehmen zu kénnen. Das Ergebnis die-
ser Prufung wurde mit der Begleitgruppe diskutiert. Als vierter Schritt
wurden 22 qualitative Interviews durchgeflhrt, an denen 28 Personen
befragt worden sind. Die Interviews wurden qualitativ entlang der Evalua-
tionsfragen ausgewertet. Die so gewonnenen Informationen dienten der
Beurteilung der praktischen Umsetzung und Wirksamkeit der Leistungs-
vereinbarung.

In einem flinften Schritt wurde eine Reihe von Indikatoren zur Zielerrei-
chung ausgewertet, die in den Leistungsvereinbarungen enthalten sind
und jahrlich berichtet werden. Dabei galt es, zu prufen, ob sich aus den
Zeitreihen Wirkungen der Leistungsvereinbarungen ableiten lassen. Die
Ergebnisse der Evaluation wurden schliesslich im sechsten Schritt in
Form eines Berichtsentwurfs der Begleitgruppe vorgelegt und bespro-
chen.

Berichtsaufbau und Dank

Alle Ergebnisse der Untersuchung sind im vorliegenden Bericht doku-
mentiert. Dieser enthalt in Kapitel 1 eine Zusammenfassung der wich-
tigsten Ergebnisse, die Schlussfolgerungen und eine Reihe von Optimie-
rungsvorschlagen. Kapitel 2 enthélt eine detaillierte Beschreibung des
Vorgehens, wahrend das Konzept und die Geschichte der Leistungsver-
einbarung ausflhrlich in Kapitel 4 beschrieben werden.

Die Kapitel 5 bis 7 gehen vertieft auf die Ergebnisse der Evaluation ein:
Kapitel 5 und 6 sind dabei dem Gegenstand 1 gewidmet, Kapitel 7 be-
fasst sich mit Gegenstand 2.

Das Evaluationsteam bedankt sich herzlich bei den Mitgliedern der Be-
gleitgruppe, bei den interviewten Personen und den Projektverantwortli-
chen fir das entgegengebrachte Vertrauen und die Unterstiitzung.



1.2 Beurteilung von Gegenstand 1

Wir fassen an dieser Stelle den Befund zur Konzeption, zu Entwicklung
und Umsetzung und zur Wirksamkeit der Leistungsvereinbarung zu-
sammen. Der Reihe nach gehen wir auf die theoretische Beurteilung der
Konzeption, die Evaluierung der praktischen Umsetzung und die Ab-
schatzung der Effekte der Leistungsvereinbarung im Sinne der Verande-
rung von Effizienz und Effektivitat nach. Wir leiten die verschiedenen Be-
funde jeweils mit der zentralen Evaluationsfrage ein.

1.21 Theoretische Beurteilung der Leistungsvereinbarung

Das Evaluationsteam hat geprift, ob ein Auftragsverhaltnis gemass
Principal-Agent-Theorie vorliegt, das eine Informationsasymmetrie ver-
muten lasst. Anschliessend wurde analysiert, ob die in der Theorie for-
mulierten Massnahmen zur Reduktion der Informationsasymmetrie er-
griffen worden sind.

Wie ist das Auftragsverhdltnis zwischen dem BAV und den ISB aus
Sicht der Principal-Agent-Theorie zu beurteilen?

Eine Informationsasymmetrie zwischen Besteller und Ersteller ist aus
theoretischer Sicht bei den Leistungsvereinbarungen zwischen BAV und
ISB vorhanden. Daher ist es moglich, dass die in der Principal-Agent-
Theorie postulierten negativen Effekte auftreten kénnen. Es sind dies
erstens verborgene Eigenschaften vor Vertragsabschluss: Der Besteller
ist nicht vollstandig Uber die Qualitat der Eisenbahninfrastruktur im Bilde
und kann daher die von den ISB in den Offerten vorgeschlagenen Betra-
ge nicht vollstandig beurteilen. Zweitens kann verborgenes Handeln
nach Vertragsabschluss auftreten: Die ISB verhalten sich opportunistisch
zulasten des BAV indem sie beispielsweise zu viele Kosten verrechnen
oder die Arbeiten nicht in der vereinbarten Qualitat ausfiihren. Drittens
sind auch verborgene Absichten nach Vertragsschluss nicht auszu-
schliessen: Die ISB wiirden in einem solchen Fall versuchen, die nicht in
den Leistungsvereinbarungen festgelegten Aspekte des Unterhalts und
Betriebs der Infrastruktur zu ihren Gunsten auszulegen und beispiels-
weise Nachforderungen zu stellen.

Es ist davon auszugehen, dass die Informationsasymmetrie vor allem bei



den Leistungsvereinbarungen mit den grossen ISB (das sind die SBB
und die grossen privaten ISB) auftreten. Bei den kleinen und sehr klei-
nen ISB ist die Informationsasymmetrie wegen der geringen Grosse der
Schienennetze klein oder nicht vorhanden. Wie die Beschreibung der
Entwicklung der Leistungsvereinbarungen zeigt, gibt es verschiedentlich
Ereignisse, die darauf schliessen lassen, dass die Informationsasymmet-
rie auch tatsachlich vorhanden ist und zu Konflikten fiihrt. Dabei ist ins-
besondere auf den Nachholbedarf bei der Infrastruktur hinzuweisen, der
sich etwa bei den SBB ergeben hat.

Werden Massnahmen eingesetzt, die gemass Theorie die Informations-
asymmetrie reduzieren kdnnen?

Seit der Einfihrung der Leistungsvereinbarungen ist eine starke Zunah-
me der Massnahmen zur Reduktion der Informationsasymmetrie festzu-
stellen. Auf die wichtigsten wird im Folgenden kurz eingegangen:

- Die grésste Zahl der Massnahmen setzt bei der Vermeidung verbor-
gener Eigenschaften an. Es handelt sich dabei um sogenannten
Signalling- oder Screening-Massnahmen. Zu diesen zahlen die
Netzzustandsberichte der ISB, die Informationen uUber den Zustand
der Bahninfrastruktur liefern und denen in der Verhandlungsphase
eine grosse Bedeutung zukommt. Weiter zu nennen sind die Offer-
ten und die damit verbunden Verhandlungen in der Planungsphase
der Leistungsvereinbarungen, die Moglichkeit, mit nicht verwendeten
Geldern Optionen realisieren zu kdnnen (vgl. Abschnitt Situation der
Leistungsvereinbarung ab 2016 in Kapitel 4) sowie der Einsatz von
Expertisen durch das BAV zwecks Uberpriifung der Offerten der
ISB.

- Ebenfalls haufig eingesetzt werden Massnahmen zur Vermeidung
von verborgenem Handeln und zwar in Form von Berichterstattung
Uber die Umsetzung der Leistungsvereinbarung, uUber Kennzahlen
bezilglich Sicherheit, Leistungsfahigkeit, Nutzung und Produktivitat
des Schienennetzes sowie mehrmaliges mindliches oder schriftli-
ches Controlling wahrend des Jahres und finanzielle Audits bei den
ISB durch das BAV.



- Weniger oder nicht eingesetzt werden Massnahmen wie differenzier-
te Vertrage oder Bonus-Malus-Systeme in den Leistungsvereinba-
rungen. Andere theoretisch denkbare Massnahmen wie gegenseitige
Kapitalbeteiligungen, wie sie in der Privatwirtschaft zwischen Liefe-
ranten und Bestellern angewendet werden oder eine vertikale In-
tegration (dies wirde den Entzug der Infrastruktur durch das BAV
bedeuten) sind entweder im vorliegenden Fall nicht sinnvoll oder
wurden bisher nicht eingesetzt, weil sie als Ultima Ratio (letztes ge-
eignetes Mittel) gelten missen, wenn eine ISB ihre Aufgaben auf der
ganzen Linie nicht nachkommen wirde.

Insgesamt ist dieser Einsatz der Massnahmen aus theoretischer Sicht
sinnvoll: Die Literatur zur Principal-Agent-Theorie empfiehlt aus Kosten-
grinden vor allem administrative Prozeduren vor und nach Vertragsab-
schluss zur Vermeidung von Informationsasymmetrien, statt den Einsatz
von Uberwachung oder Sanktionen. So etwa wiirden festgelegte Proze-
duren bezlglich Informationsaustausch auf effizientere Weise die Infor-
mationsasymmetrie und somit die Kontrollkosten des Principals reduzie-
ren.’

Ist der heutige Prozess zur Ausgestaltung und Umsetzung der Inhalte
aus theoretischer Sicht so ausgestaltet, dass er mdglichst wirksam und
effizient sein kann?

Das Instrument Leistungsvereinbarung ermdglicht aus theoretischer
Sicht einen unternehmerischen Freiraum, der eine effiziente und wirk-
same Leistungserbringung durch die ISB unterstiitzt. Die vorliegende In-
formationsasymmetrie vor und nach Vertragsabschluss wird heute mit
den aufgefihrten Massnahmen zumindest teilweise ausgeglichen. Die
Massnahmen verursachen sicherlich Kosten (beim BAV sind etwa
15 Personen direkt mit der Betreuung der Leistungsvereinbarungen be-
schaftigt), die aber angesichts der grossen Betrage von gut 12 Milliarden
Franken flr die Jahre 2017 bis 2020 gerechtfertigt erscheint. Bei den
kleinen und sehr kleinen ISB stellt sich hingegen die Frage, ob durch ge-
eignete Massnahmen (Zusammenlegung oder Auslagerung gewisser

" Vgl. McCubbins, Mathew D.; Noll, Roger G.; Weingast, Barry R. (1987): Administrative Procedures
as Instruments of Political Control, Journal of Law, Economics, and Organisation, 3(2).



Aufgaben an Dritte) die Informationskosten nicht reduziert werden kénn-
ten. Schliesslich besteht ein Verbesserungspotenzial beziiglich Anreiz-
und Sanktionssystemen, um die Effizienz der Umsetzung der Leistungs-
vereinbarungen weiter zu erhéhen.

Lassen es die Leistungsvereinbarungen theoretisch zu, die Ziele des
BAV in Bezug auf die Qualitat der Bahninfrastruktur wirksam zu steuern
und zu kontrollieren?

Die zentralen Elemente der Leistungsvereinbarungen (Zielvorgaben,
Globalbudget, Mehrjahresplanung, Kennzahlen, Berichterstattung, Con-
trolling) stellen aus Sicht der Principal-Agent-Theorie und des New
Public Managements eine gute Grundlage fiir eine wirksame Steuerung
und Kontrolle der Qualitat der Bahninfrastruktur dar. Eine gewisse Infor-
mationsasymmetrie kann aufgrund der inharenten Eigenschaften einer
Leistungsbeziehung aber nicht vermieden werden. Dies ware auch nicht
sinnvoll, denn die Grenzkosten fiir die Beseitigung der Informationsas-
ymmetrie nehmen theoretisch gesehen bei steigender Zahl der einge-
setzten Massnahmen Uberproportional zu.

1.2.2 Praktische Beurteilung der Entwicklung und Umsetzung
und der Leistungsvereinbarung

Basierend auf der Auswertung der Interviews mit den Verantwortlichen
des BAV, der ISB und weiteren Expertinnen und Experten lassen sich
die praktischen Erfahrungen beim Einsatz der Leistungsvereinbarungen
wie folgt zusammenfassen:

Wie hat sich die Umsetzung der Leistungsvereinbarung tber die Zeit
entwickelt?

Seit der Einfihrung der Leistungsvereinbarung 1999 sind wesentliche
Fortschritte bei der Umsetzung festzustellen, welche die Wirksamkeit
und Effizienz des Prozesses (Planung, Leistungserbringung, Kontrolle,
Massnahmen) verbessert haben. Viele der im Rahmen der theoretischen
Evaluation genannten Instrumente wurden im Verlauf der letzten 17 Jah-
ren entwickelt und eingesetzt. Auch das Knowhow der eher kleinen Pri-
vatbahnen im Bereich der Planung und Umsetzung des Betriebs und Un-
terhalts der Infrastruktur hat sich im Laufe der Zeit deutlich erhoht. Ins-
gesamt ist diese Entwicklung als positiv zu bewerten.



Kritisch muss angefligt werden, dass die Entwicklung des Instruments
Leistungsvereinbarung mit nicht unerheblichem Aufwand verbunden war,
sehr lange gedauert hat und mit nicht unerheblichen Nebeneffekten wie
Konflikten zwischen dem BAV und den ISB verbunden war. Die Konflikte
ergaben sich vor allem bei der Aushandlung der Leistungsauftrage, ins-
besondere zwischen dem BAV und den SBB bei Aushandlung der letz-
ten drei Leistungsvereinbarungen. Die Konflikte sind aber angesichts des
hohen Geldvolumens und der Bedeutung des offentlichen Verkehrs fir
die Volkswirtschaft wohl zu rechtfertigen und haben letztendlich auch ei-
ne Verbesserung der Prozesse und Instrumente initiert.

Wie préasentiert sich die praktische Umsetzung der Leistungsvereinba-
rungen heute?

Das Instrument der Leistungsvereinbarung hat heute einen Stand er-
reicht, der den Intentionen des Gesetzgebers entspricht. Die neusten
Leistungsvereinbarungen fiir die Periode 2017 bis 2020 werden von al-
len beteiligten Akteuren als zufriedenstellend bis gut bewertet. Die Pla-
nungsphase ist von einer effektiven Verhandlung gekennzeichnet. Es
stehen dem BAV und den ISB viele Massnahmen zur Verfigung, um die
Informationsasymmetrie im Auftragsverhaltnis zu reduzieren. Die Mass-
nahmen werden auch angewendet, entfalten Wirkung und werden lau-
fend weiterentwickelt.

Das BAV und die ISB haben Kompetenzen aufgebaut sowie Instrumente
erarbeitet und implementiert, die eine effiziente Umsetzung férdern. Da-
bei sind vor allem die Netzzustandsberichte, die Controlling-Gesprache
wahrend des Jahrs und die Kennzahlen von zentraler Bedeutung. Insge-
samt ist die Leistungsvereinbarung ein vielversprechendes Instrument,
das sich in den kommenden Leistungsvereinbarungsperioden aufgrund
der laufenden Aktivitaten mit grosser Wahrscheinlichkeit positiv weiter-
entwickeln wird. In den von uns gefuhrten Gesprachen wurde von nie-
mandem der Wunsch gedussert, zur Situation vor Einfihrung der Leis-
tungsvereinbarungen zurlickzukehren.

1.2.3 Beurteilung der Wirksamkeit

Das finale Ziel der Leistungsvereinbarungen besteht darin, den Unterhalt
und den Betrieb der Bahninfrastruktur wirksam (im Sinne einer hohen



Sicherheit, Leistungsfahigkeit und Verflgbarkeit des Schienennetzes)
und effizient sicherzustellen. Betreffend diese Zielsetzungen prasentie-
ren sich unsere Befunde wie folgt:

Wie ist die Wirksamkeit und Effizienz der Leistungsvereinbarungen zu
beurteilen?

Auf Basis der Ergebnisse der Evaluation lassen sich folgende zentrale
positive Wirkungen der Leistungsvereinbarung in Bezug auf Wirksamkeit
und Effizienz der Zielerreichung feststellen:

Die Globalbudgets fur vier Jahre, die Verhandlungsprozesse und die
Einfihrung von Optionen haben die Effizienz des Infrastrukturunter-
halts im Vergleich zur Situation vor der Einfihrung der Leistungsver-
einbarung gemass Aussagen der allermeisten Interviewten erhoht.
Die analysierten Indikatoren zur Effizienz (verschiedene spezifische
Kosten pro Trassenkilometer) stlitzen diesen qualitativen Befund
mindestens teilweise.

Durch die eingeflihrten Instrumente in der Leistungsvereinbarung
haben das BAV und die ISB verbesserte Kenntnisse zum Netzzu-
stand, welche es ermdglichen, die Netzqualitat auf einem angemes-
senen Niveau zu halten. Der Netzzustandsbericht erhéht auch die
Effizienz, weil genauere Informationen Uber die Qualitat des Netzzu-
standes die Budgetallokation erleichtern. Die analysierten Indikato-
ren zur Sicherheit, Leistungsfahigkeit und Netznutzung stitzen die-
sen Befund in Teilaspekten, vor allem was die Netznutzung und die
Sicherheit angeht.

Die Leistungsvereinbarung hat zu einer Professionalisierung vor al-
lem der kleinen und teilweise auch der mittleren ISB geflihrt. Diese
sind nun gehalten eine Investitionsplanung zu erstellen und ihr Netz
systematisch zu bewirtschaften (was vor der Einfiihrung der Leis-
tungsvereinbarung bei den kleinen ISB oft nicht der Fall war). Die
Planungskompetenzen wie auch die Kompetenzen zur Umsetzung
der Projekte haben sich gemass Aussagen der Interviewten deutlich
erhoht. Zudem hat die programmbezogene Bestellung in den Leis-
tungsvereinbarungen den Aufwand der ISB reduziert.
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Gleichzeitig werden aktuell folgende Herausforderungen identifiziert, die
vor allem die Messung der Wirksamkeit und die Effizienz betreffen:

Wie die Analyse gezeigt hat, werden heute Anreiz- und Sanktions-
mechanismen beispielsweise im Sinne von Bonus-Malus-Systemen
selten bis nie eingesetzt, um eine effiziente Leistungserbringung sei-
tens der ISB zu férdern. Gegenwartig sind diese Anreize und Sank-
tionen gemass Ergebnissen der von uns geflihrten Interviews um-
stritten. Infrage gestellt wird ihre Einsetzbarkeit insbesondere unter
dem Hinweis auf den hohen Nachholbedarf beim Unterhalt des
Schienennetzes.

Die Messung der Effizienz und der Effektivitat der Leistungserbrin-
gung ist mit grossen Schwierigkeiten verbunden. Trotz der vorhan-
denen Indikatoren, die im Rahmen der Leistungsvereinbarungen
systematisch erhoben werden, ist es heute nicht moéglich, einen kla-
ren Wirkungszusammenhang zwischen der Verbesserung der Leis-
tungsvereinbarungen und der Qualitdt des Unterhalts und des Be-
triebs der Bahninfrastruktur herzustellen. Insbesondere muss das
Ergebnis der von uns durchgefiihrten Auswertung der Kennzahlen
als eher bescheiden gewertet werden: Wir konnten keinen eindeuti-
gen Zusammenhang zwischen dem Einsatz der Leistungsvereinba-
rungen und der Entwicklung der Kennzahlen zur Sicherheit, Leis-
tungsfahigkeit, Produktivitdt und Netznutzung beobachten. Dies
hangt vermutlich auch damit zusammen, dass die vorliegenden Zeit-
reihen vor allem bei den vier Privatbahnen mit funf Jahren zu kurz
sind, um Wirkung bei der Infrastruktur aufgrund von Veranderungen
der Leistungsvereinbarungen erkennen zu kénnen. In den Interviews
gingen die Befragten jeweils davon aus, dass Effekte infolge eines
veranderten Unterhalts der Infrastruktur erst nach etwa zehn Jahren
sichtbar sein durften. Ferner weisen die Daten auch Licken auf: Bei
einigen ISB fehlen fir einige Jahre die Zielwerte, ferner wurde in den
Interviews auch Zweifel formuliert, dass alle Kennzahlen bei allen
ISB methodisch gleich erhoben wiirden.

Die Wirkungsmechanismen zwischen der Leistungsvereinbarung
und den Wirkungen auf die Kundengruppen der ISB (Personen- und
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Guterverkehr) lassen sich zwar vermuten, sind aber durch die von
uns durchgefiihrten (in diesem Bereich geringen Erhebungen) nicht
eindeutig festzustellen.

Insgesamt wird ein positiver Zusammenhang zwischen der Leistungs-
vereinbarung auf der einen Seite und der effizienten Mittelverwendung
beim Unterhalt der Bahninfrastruktur und der Qualitdt auf der anderen
Seite primar durch qualitative Ergebnisse und zum kleinen Teil auch
durch Daten gestutzt. Ein klarer quantitativer Nachweis ist aber noch
nicht moglich.

Im Zusammenhang mit der Diskussion um Effektivitat und Effizienz des
Infrastrukturunterhalts und -betriebs in der heutigen Konstellation, in der
die Anbieter von Verkehrsleistungen auch gleichzeitig fir den Unterhalt
zustandig sind, ist diese auch stark intrinsisch motiviert: Eine schlecht
unterhaltene Infrastruktur gefahrdet mittel- und langfristig die Bereitstel-
lung der Verkehrsleistungen durch die Transportunternehmen selbst. Die
externen Anreize Uber die Leistungsvereinbarungen bilden somit nur ein
Argument, das Effizienz und Effektivitat antreibt. Die interne Motivation
durch Eigenverantwortung, die in die Gestaltung und Umsetzung interner
Qualitatsstandards mindet, ist gemass Ergebnissen unserer Interviews
ein zentrales Element fur die Qualitat der Bahninfrastruktur.

Insgesamt ist unser Befund vor allem gestitzt auf qualitative Ergebnisse
aus den Interviews etwas positiver als jener einer Untersuchung von An-
ne Greinus, die die ersten drei Leistungsvereinbarungen mit den SBB
zum Gegenstand hatte.? Unser Befund stimmt mit jenem von Greinus flr
die SBB Uberein, wonach die Leistungsvereinbarungen mehr Anreize fir
Effizienz und Effektivitat setzen als die Regelung vor 1999. Ebenso ha-
ben sich gemass unseren Erhebungen und jenen von Greinus die Steue-
rungsmaoglichkeiten des BAV durch die Leistungsvereinbarungen erhoht.
Kritischer ist Greinus, was die Effizienzanreize fiir die ISB angeht. Dieser
Befund stimmt mit unserer theoretischen Analyse Uberein, wonach bis-
her eher wenige Anreizinstrumente im Leistungsvereinbarungsprozess

2 Greinus, Dagny Anne (2016): Financial Rail Infrastructure by multi-annual Performance Contracts —
a case based evaluation, Ecole polytechnique fédérale de Lausanne (EPFL), Lausanne, p. 112;
201.
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enthalten sind. Wir glauben aber, dass sich Uber alle ISB hinweg und
aufgrund der Entwicklungen bei den neuesten Leistungsvereinbarungen
die Anreize fur ein effizientes und effektives Verhalten erhdht haben,
auch wenn hier tatsachlich noch Verbesserungsbedarf besteht (vgl. Ab-
schnitt 1.5).

1.3 Beurteilung von Gegenstand 2

Die heutige Eignerstruktur bei den SBB (der Bund ist zu 100 Prozent
Eigner der SBB) und das Verfahren zur Vergabe der Infrastrukturbeitra-
ge (das BAV als Bundesstelle bestellt Infrastrukturleistungen bei der
SBB) fiihren theoretisch zu einem Konflikt zwischen Eigner- und Bestel-
lerinteressen:

- Der Bund als Eigner der SBB ist in dieser Funktion fiir die Leistungs-
fahigkeit und den Erhalt des Unternehmens verantwortlich. Er ist in-
teressiert, dass das Betriebsergebnis seines Unternehmens gut,
respektive die Defizitdeckung des Bundes mdglichst klein ausfallen.

- Der Bund als Besteller von Infrastrukturleistungen bei den SBB ist
umgekehrt an einer mdglichst wirksamen und effizienten Leistungs-
erbringung interessiert und mochte nur die Unterhaltsarbeiten finan-
zieren, die die Unternehmen aufgrund ihrer Ertrage nicht selbst zu
finanzieren vermdgen.

Wir haben im Rahmen der Evaluation untersucht, ob die genannte Kons-
tellation aus theoretischer Sicht zu Koharenzproblemen fiihren kann und
wenn ja, ob die in der Theorie genannten Massnahmen zur Vermeidung
der Koharenzprobleme eingesetzt wurden und wie sich diese in der Pra-
xis bewahrt haben. Dabei haben wir uns auf die soeben geschilderte
Grundproblematik zwischen Besteller- und Eignerrolle konzentriert und
die Vielzahl der Eigner- und Bestellerziele pauschal beurteilt, ohne die
Ziele im Einzelnen zu analysieren.

Theoretische Beurteilung der Kohérenz der Besteller- und Eignerpolitik
Treten aus theoretischer Sicht Koharenzprobleme auf?

Die heutige Eignerstruktur bei den SBB und das Verfahren zur Vergabe
der Infrastrukturbeitrage flihren theoretisch betrachtet zwangslaufig zu
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Koharenzproblemen: Diese kdnnen sich erstens in Zielkonflikten zwi-
schen Eigner- und Bestellerzielen dussern. Der Eigner kann daran inte-
ressiert sein, sich mdglichst einen grossen Teil der Infrastrukturkosten
der SBB durch die 6ffentliche Hand finanzieren zu lassen, um seine an-
deren Bereiche (Personen- und Guterverkehr) maéglichst nicht zu belas-
ten. Dieses Problem ist besonders ausgepragt bei vertikal integrierten
Unternehmen, die sowohl fiir die Infrastruktur wie fir die Verkehrsleis-
tungen zustandig sind. Zweitens kann es zu einer Ubersteuerung des
Bestellers (also der Abteilung Finanzen des BAV) durch den Eigner
(Eidgendssische Finanzverwaltung [EFV] und GS UVEK) kommen. Die-
ser Effekt ist vor allem bei der Budgetfestlegung des Infrastrukturunter-
halts, der Festlegung der Eignerziele und der Schlichtung bei Uneinigkei-
ten zwischen BAV und SBB mdglich. Und schliesslich ist es drittens
denkbar, dass durch Lobbying beim Finanzierer (dem Parlament) der
Besteller Ubersteuert wird respektive seine Vorgaben unterlaufen wer-
den, indem beispielsweise der Budgetrahmen fir die Infrastrukturfinan-
zierung erhoht wird.

Die genannten drei Koharenzprobleme lassen sich zwar durch geeignete
Massnahmen entscharfen. Aus theoretischer Sicht kdnnen sie aber nicht
vollstandig beseitigt werden, ohne dass eine Veranderung der Eignersi-
tuation (Umfang der Beteiligung des Bundes an den SBB) oder des dua-
len Modells zur Wahrnehmung der Eignerinteressen verandert wird.

Praktische Beurteilung der Kohérenz zwischen Eigner- und Besteller-
politik

Werden Massnahmen zur Vermeidung der Koharenzprobleme umge-
setzt und mit welchem Erfolg?

Zur Beantwortung dieser Frage haben wir die mdglichen Instrumente zur
Vermeidung von Koharenzprobleme benannt und geprift, ob und mit
welchem Erfolg diese in der Praxis eingesetzt worden sind. Die Darstel-
lung D 1.1 gibt eine Ubersicht iiber unseren Befund.
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D 1.1: Umsetzung der Massnahmen zur Verhinderung von Koharenzproblemen

Koharenzproblem 1: Massnahmen zur Bewaltigung der Zielkonflikte zwischen Eigner und Besteller
M 1: Formalisie- umgesetzt - Der Eigner formuliert seine strategischen Ziele explizit.
Das Parlament verabschiedet den finanziellen Rahmen fiir die Be-

rung der Zielvor-

gaben stellung der Leistungen.

M 2: Personelle umgesetzt - Bund nimmt keinen Einsitz in den Verwaltungsrat der SBB.
Trennung der - Es besteht kein mandatiertes Verwaltungsratsmitglied mit Instrukti-
Verantwortung onen seitens des Bundes.

M 3: Institutionelle  teilweise - Heutige Regelung folgt dem dualen Modell gemass Corporate-
Trennung der umgesetzt Governance-Bericht des Bundes (inhaltliche Sicht UVEK, finanzielle
Verantwortung Sicht EFV).

Bei der Definition des Zahlungsrahmens kénnen Rollenkonflikte
auch bei der EFV entstehen, sind durch die Etablierung des BIF
aber stark abgeschwacht worden.

M 4: Formale umgesetzt - Bis 2016 werden Eigner- und Bestellerziele in der Leistungsverein-
Trennung der barung geregelt, ab 2016 erfolgte eine formell klare Trennung.
Eigner- und Be-

stellerziele

Kohé&renzproblem 2: Massnahmen zur Verhinderung der Ubersteuerung des Bestellers durch den Eigner

M 5: Trennung der  umgesetzt Die Berichterstattung tber die Erreichung der Eigner- und Besteller-

Instrumente zur ziele erfolgt getrennt.

Uberwachung - Die Gesprache Uber die Erreichung der Eigner- und Bestellerziele
erfolgt getrennt (ab 2016).
M 6: Verzicht des teilweise - Es kommt zu keinen Eingriffen in das Tagesgeschaft der SBB durch
Eigners auf Ein- umgesetzt den Eigner.
flussnahme - Es kommt zu keinen Eingriffen in das Tagesgeschaft des Bestellers
durch den Eigner.
- Es kann zu einer Konfliktlésung durch die Departementsleitung
(Eigner) bei Uneinigkeiten zwischen BAV und SBB bei Verhandlun-
gen kommen (Art. 51a EBG).
M 7: Priorisierung Nicht - Die Eigner- und Bestellerziele weisen keine Prioritdtenordnung auf.
der Ziele umgesetzt - Die Eigner- und Bestellerziele weisen keine Gewichtung auf.
Kohé&renzproblem 3: Massnahmen zur Verhinderung der Ubersteuerung des Bestellers durch das Parlament
M 8: Verhinderung  nicht - Das Parlament kann den Zahlungsrahmen wahrend der laufenden
der Anpassung umgesetzt Leistungsvereinbarungen anpassen.

des Zahlungsrah-

mens
Quelle: Darstellung Interface.
Legende: BAV: Bundesamt fiir Verkehrt; EBG: Eisenbahngesetz; SBB: Schweizerische Bundesbahnen; UVEK: Eidgendssi-
sches Departement fiir Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation.

Betrachten wir zunachst die Massnahmen zur Bewaltigung potenzieller
Zielkonflikte zwischen Eigner und Besteller (Koharenzproblem 1): Diese
sind mehrheitlich umgesetzt und bewahren sich offenbar auch in der
Praxis. Einzig die klare institutionelle Trennung zwischen Eigner und Be-
steller (M 3) ist nicht vollstdndig umgesetzt.
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Die Gefahr der Ubersteuerung des Bestellers durch den Eigner (Koha-
renzproblem 2) besteht bis zu einem gewissen Grad immer noch. Von
den drei gepriften Massnahmen zur Verminderung dieses Problem ist
nur die Massnahme 5, welche die Trennung von Ersteller und Besteller
bei den Uberwachungsinstrumenten vorsieht, umgesetzt. Die Gefahr,
dass der Eigner den Besteller Ubersteuert besteht weiterhin, wenn Kon-
flikte zwischen BAV und SBB eskalieren und die Departementsleitung
einen Entscheid fallt.

Die Ubersteuerung des Bestellers durch Lobbying im Parlament ist nach
wie vor moglich, auch wenn sich durch die intensiveren Verhandlungen
in der letzten Leistungsvereinbarungsperiode zwischen BAV und SBB
und durch den gemeinsamen Budgetrahmen fir alle ISB im Rahmen des
Bahninfrastrukturfonds (BIF) die Gefahr einer Ubersteuerung reduziert
hat.

14 Gesamtbeurteilung

Wie ist die Leistungsvereinbarung insgesamt zu beurteilen?

Die Beurteilung der Leistungsvereinbarung gelangt zu einer Reihe positi-
ver Ergebnisse. Seit der Einfiihrung des Instruments 1999 wurden viele
neue Massnahmen entwickelt und eingefihrt, die sich eignen, die Infor-
mationsasymmetrie zwischen dem BAV und den ISB theoretisch wie
praktisch zu reduzieren. Das Instrument hat sich eingespielt, ist heute
flachendeckend in der Anwendung und vermag den Anforderungen, wel-
che sich aus der Theorie ableiten lassen, zu genigen. Die Qualitat der
Planung und Umsetzung hat sich durch die Leistungsvereinbarungen
aus Sicht des Evaluationsteams vor allem auch bei den kleineren ISB
erhéht.

Soll die Leistungsvereinbarung als Instrument weitergeftihrt werden?

Heute kann die Leistungsvereinbarung als ein Instrument bezeichnet
werden, das sich eignet, die Qualitdt der Bahninfrastruktur zu gewahr-
leisten und den effizienten Mitteleinsatz zu férdern. Im Vergleich zur Si-
tuation vor Einfihrung der Leistungsvereinbarungen wurde die Pla-
nungssicherheit erhoht, die Transparenz verbessert, der Austausch zwi-
schen den verschiedenen Akteuren intensiviert und den Handlungsspiel-
raum der ISB sinnvoll ausgeweitet. Die Verhandlungen, die Global-
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budgetierung und die Einfihrung von Optionen haben die Effektivitat und
die Effizienz geftrdert. Vor allem hat die Entwicklung von Instrumenten
wie der Netzzustandsbericht und das Kennzahlenset es ermoglicht, den
Zustand der Infrastruktur genauer zu beobachten und eine effektivere
Nutzung der vorhandenen Mittel zu unterstutzen. Wir gehen davon aus,
dass sich durch die stetige Verbesserung der Kennzahlensysteme die
Wirkung in Zukunft noch erhéhen wird.

Wo sollte die Leistungsvereinbarung optimiert werden?

Es sind heute auch einige Schwachen in der Leistungsvereinbarung an-
zufuihren, die teilweise ausgemerzt teilweise aber noch auszumerzen
sind. Es ist erstens erst nach 17 Jahren gelungen, einen einheitlichen
Controlling-Kreislauf, der alle ISB gleichermassen einschliesst, aufzu-
bauen und zu implementieren. Die Entwicklung der Instrumente war mit
viel Aufwand verbunden und die Umsetzung zwischen 2009 bis etwa
2014 fuhrte zu erheblichen Konflikten zwischen den SBB und dem BAV.

Zweitens ist die Messung der Wirkungen, die die im Rahmen der Leis-
tungsvereinbarungen umgesetzten Massnahmen auslésen, mit den be-
stehenden Kennzahlen nach wie vor schwierig.

Drittens ist der Zusammenhang zwischen Ursache und Wirkung auch
heute noch schwierig zu beurteilen, besonders weil die Auswirkungen
der erbrachten Leistungen sich erst viele Jahre spater in den Indikatoren
niederschlagen. Somit Iasst sich vor allem in Bezug auf die Instrumente
des Controllings ein Verbesserungspotenzial feststellen.

Viertens stellt sich die Frage, welche Anreize fir eine effiziente Leis-
tungserbringung eingefiihrt werden kénnen, wenn der Nachholbedarf bei
der Infrastruktur dereinst bewaltigt sein wird. Ein besteht somit ein Ver-
besserungspotential in Bezug auf Anreiz- und Sanktionssysteme.
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Wie ist die Eigner-Besteller-Problematik zu beurteilen?

Die Problematik wurde im Verlauf der Entwicklung der Leistungsverein-
barung entscharft. Verantwortlich dafir ist die Verbesserung der Ver-
handlung zwischen den SBB und dem BAV aber auch die klare Tren-
nung von Eigner- und Bestellerzielen in zwei unterschiedliche Instrumen-
te. Was bleibt, ist die Méglichkeit, dass der Eigner (EFV und GS UVEK)
bei Konflikten den Besteller (BAV) Ubersteuert. Dieses Problem kann
einzig dadurch weiter reduziert werden, dass Anderungen an der Wahr-
nehmung der Eignerstruktur des Bundes vorgenommen werden. Die
Méglichkeit einer Ubersteuerung des Bestellers mittels Lobbying im Par-
lament wurde zwar eingeschrankt, besteht aber grundsatzlich immer
noch.

1.5 Empfehlungen

Die Evaluation hatte zur Aufgabe, aufgrund der Befunde Empfehlungen
und Optimierungsvorschlage zu definieren. Als Ausgangspunkt soll uns
die folgende Ubersicht in Darstellung D 1.2 dienen. Sie zeigt auf, welche
Instrumente heute eingesetzt werden, um das Besteller-Ersteller-
Verhaltnis optimal auszugestalten und welche nicht eingesetzt werden.
Die von uns vorgeschlagenen Optimierungen betreffen die grau unterleg-
ten Massnahmen.
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D 1.2:

Zusammenfassung der eingesetzten Massnahmen zur Vermeidung von

Informationsasymmetrien und Vorschlage fir die Optimierung

Problemtyp
vorhanden?

Massnahmen zur Vermeidung

Eingesetzt

Nicht eingesetzt

Verborgene Eigen-
schaften

Ja, theoretisch
vorhanden

- Signalling und Screening (Offer-
ten, Netzzustandsberichte, Exper-
tisen und Gutachten)

Anreize mit 00ptionen

- Self-selection durch
differenzierte Vertrage:
- Bonus-Malus-Systeme

Verborgenes Han-

Ja, theoretisch

Monitoring, Controlling (Kennzah-

Wenig Anreize oder

vorhanden

deln vorhanden len, Berichterstattung, finanzielle Sanktionen
Audits) - Stichprobenartige Kon-
- Gesprache trollen der Ausfiihrung
Verborgene Absicht | Ja, theoretisch | - Mittelfristige Vertrage - Kapital- und Gewinnbe-

teiligungen sowie verti-
kale Integration

Koharenzprobleme
zwischen Eigner-
und Bestellerrolle

Ja, theoretisch
vorhanden

Formalisierung der Zielvorgaben
- Personelle Trennung der Verant-
wortung

Institutionelle Trennung der Ver-
antwortung

Formale Trennung der Eigner- und
Bestellerziele

Trennung der Instrumente zur
Uberwachung

- Verzicht des Eigners auf Einfluss-
nahme

Priorisierung der Ziele

Verhinderung der An-
passung des Zahlungs-
rahmens durch das Par-
lament

Quelle: Darstellung Interface.
Legende: grau markiert: Vom Evaluationsteam vorgeschlagenen Massnahmen zur Optimierung der Leistungsvereinbarun-

gen.

Aufgrund der Befunde lassen sich folgende Empfehlungen formulieren.

Empfehlung 1: Finanzielle Anreize in den Leistungsvereinbarungen aus-
bauen

El: Es wird dem BAV empfohlen, fir die nachste Leistungsvereinba-
rungsperiode 2021 bis 2024 bei den SBB und den gréssten privaten ISB
ein Bonus-Malus-System einzufiihren, das sich an jenem des Bundes-
amts fur Strassen (ASTRA) im Bereich der Nationalstrassen und dem
Bereich Personenverkehr der SBB orientiert.

Wir méchten diese Empfehlung wie folgt begriinden:

- Finanzielle Anreize sind in der globalen Mittelzuteilung (Erhéhung
des Handlungsspielraums der ISB im Vergleich zur Situation vor
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1999 bzw. 2011) und den Optionen in den Leistungsvereinbarungen
(diese kdnnen bei frei werdenden Mitteln umgesetzt werden) grund-
satzlich heute schon vorhanden. Die globale Mittelzuteilung und die
Optionen in den Leistungsvertragen fordern den effizienten Mitte-
leinsatz: Gelder werden von den ISB dort eingesetzt, wo sie den
grossten Nutzen erzielen und Uberschiissige Mittel kdnnen fiir weite-
re Massnahmen und Investitionen im Unterhalt und im Betrieb der
Infrastruktur eingesetzt werden. Diese Anreize sind heute gut akzep-
tiert und werden zumindest in den von uns gefiihrten Interviews nicht
bestritten. Ebenso besteht heute im Rahmen des Eisenbahngeset-
zes die Moglichkeit, Uberschiisse in der Erfolgsrechnung in eine Re-
serve einfliessen zu lassen, die fir die spatere Defizitdeckung oder
Unterhaltsmassnahmen verwendet werden kann.3

- Es stehen aus theoretischer Sicht aber mehr Anreizmechanismen
zur Verfuigung als eingesetzt werden. Im Zentrum steht dabei ein
Bonus-Malus-System, das auf den bestehenden finanziellen Anrei-
zen gemass vorangegangenem Abschnitt aufbauen kann. In kirzes-
ter Form kann ein solches System flir den Betrieb und Unterhalt wie
folgt beschrieben werden: Wird eine globale Mittelzuteilung fur vier
Jahre Uberschritten, muss die ISB die Mehrkosten selbst bezahlen.
Wird der Kredit unterschritten, kann die ISB einen Teil der einge-
sparten Mittel behalten. Vergleichbare Systeme sind etwa im Be-
reich des Personenverkehrs der SBB mit dem Zlricher Verkehrsver-
bund (ZVV) im Einsatz oder werden vom ASTRA im Bereich des Un-
terhalts des Nationalstrassennetzes in dhnlicher Form verwendet.
Denkbar ist auch, als Vorlauferversion eines Bonus-Malus-Systems
eine Schwankungsreserve aufgebaut wird, die mit den eingesparten
Mitteln aus den Leistungsvereinbarungen gespeist wird.

- Ein solches Bonus-Malus-System wird von den interviewten Perso-
nen theoretisch als sinnvoll erachtet. Die Analyse hat auch gezeigt,
dass diese Art von Anreizsystemen im Vergleich zu den Massnah-
men im Bereich Signalling und Screening bisher kaum eingesetzt

3 Vgl. Eisenbahngesetz (EBG) vom 20. Dezember 1957 (Stand am 1. Juli 2016) (SR 742.101) Artikel
67.
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werden. Die Eidgendssische Finanzkontrolle (EFK) hat zudem in ih-
rer Untersuchung den starkeren Einsatz von Anreizsystemen emp-
fohlen. Eine Verbesserung in diesem Bereich scheint uns daher
sinnvoll.

Heute steht dem Einsatz von Bonus-Malus-Systemen allerdings eine
Reihe von theoretischen, rechtlichen, praktischen, politischen wie auch
methodischen Argumenten entgegen:

- Aus der Theorie wird gegen Anreize eingewendet, dass diese die
intrinsischen Motive mindern, zu einer einseitigen Fokussierung auf
(wenige) Erfolgsindikatoren fiihren und dass sie zu einer (zu) kurz-
fristigen Betrachtung verleiten kénnten.® Negative Folgen wére takti-
sche Reserven und die Gefahr, dass bei den ISB intern der Blick auf
das ganze Unternehmen beeintrachtigt wird.

- Aus Sicht der interviewten Personen wird eingewendet, dass die
heutigen Leistungsvereinbarungen in einem Umfeld abgeschlossen
wirden, das gepragt sei durch einen Nachholbedarf beim Unterhalt.
Das heisst, das System hat noch kein Gleichgewicht erreicht, in dem
die jeweils gesprochenen Mittel ausreichen, den aktuell notwendigen
Unterhalt zu decken. Vielmehr ist davon auszugehen, dass die heu-
tigen Mittel hoher sind als sie es fur einen Regelbetrieb sein miss-
ten (unter der Annahme einer gleich grossen Infrastruktur) und dass
der Nachholbedarf nur allmahlich reduziert werden kann (einige Be-
fragte schatzen dass dies bis 2021 der Fall sein kdnnte).

- Ebenfalls wird in den Interviews erwahnt, dass aus politischer Sicht
eingewendet werde, dass die Verteilung von Gewinnen aus 6ffentli-
chen Geldern schwer zu vermitteln sei. Angesichts von Sparbemi-
hungen bei den o6ffentlichen Haushalten beflirchten auch viele der

4 Eidgendssische Finanzkontrolle (EFK) (2016): Prifung der Aufsicht und des Projektmanagements
bei Bahnprojekten. Prifung bei der Matterhorn Gotthard Infrastruktur, der Stidostbahn und der
Rhéatischen Bahn sowie beim Bundesamt flr Verkehr, Bern.

5 Vgl. Greinus, Dagny Anne (2016):' Financial Rail Infrastructure by multi-annual Performance Con-
tracts — a case based evaluation, Ecole polytechnique fédérale de Lausanne (EPFL), Lausanne, p.
190-191.
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Interviewten, dass Bonus-Malus-Systeme von Parteien, Verbanden
und der Bevolkerung viel Kritik ernten und nicht akzeptiert wirden.

Ein technischer Einwand betrifft die Bemessung von Bonus oder Ma-
lus. Die Messung der Gewinne oder Verluste wiirde die Ausschal-
tung von Dritteffekten bedingen, was gemass Angaben der meisten
Interviewten schwer umzusetzen sei. Zu denken ist hier vor allem an
die Zunahme der Nachfrage im Personen- und Gluterverkehr, an un-
vorhergesehene technische Gegebenheiten (Sanierungen von
Kunstbauten entwickeln sich als aufwendiger als erwartet), an Pro-
zessrisiken (Einsprachen) und natirliche Gegebenheiten (Unwetter
und ahnliches).

Trotz dieser Einwande empfehlen wir die Prifung von Bonus-Malus-
Systemen nach folgendem Vorgehen:

Das Bonus-Malus-System soll ab 2021 eingefiihrt werden, da ge-
mass Schatzungen einiger Befragten bis zu diesem Zeitpunkt ein
grosser Teil des Nachholbedarfs beim Unterhalt der Bahninfrastruk-
tur bewaltigt sein dirfte. Ausbauten, die einen Anstieg der Unter-
haltskosten bewirken wiirden, kdnnten ab dem Zeitpunkt in die Glo-
balbudgets flr den Unterhalt und Betrieb einbezogen werden.

Die Gewinnverteilung kann sich am Modell des ASTRA orientieren:®
Dieses sieht zunachst ein Minimum respektive Maximum an Ruick-
stellungen vor. Wird das Maximum an Rickstellungen erreicht oder
Uberschritten, erfolgt eine Gewinnbeteiligung zu gleichen Teilen. Das
ASTRA (Besteller) und die fur den Unterhalt verantwortliche Ge-
bietseinheit (Ersteller) erhalten jeweils 50 Prozent der Auszahlun-
gen. Diese Regelung dirfte die aus politischer Sicht erhobene Kritik
zwar nicht ganzlich beseitigen, erscheint aber fair. Gewinne kommen
so einerseits der Steuerzahlerin/dem Steuerzahler und andererseits
den ISB zu Gute. Letztere kdnnen mit den Gewinnen intern positive
Signale setzen, was dem Unternehmen und damit der Infrastruktur
zu Gute kommt.

6

Folienprasentation anlasslich der FISP-Tagung 4. Mai 2017: Neue Leistungsvereinbarung mit den
Gebietseinheiten ASTRA, Bern, S. 18; Nachtrag 1 zur Leistungsvereinbarung uber den betriebli-
chen Unterhalt zwischen dem ASTRA und den fiir den Unterhalt verantwortlichen Gebietseinheit.
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Wenn wir die durch das ASTRA gefiuihrte Finanzierung des Unter-
halts der Nationalstrassen mit der Finanzierung des Unterhalt der
Bahninfrastruktur vergleichen, so muisste zur Umsetzung des er-
wahnten Bonus-Malus-Systems im Bereich der ISB folgende Vor-
kehrungen getroffen werden: Es musste eine einheitliche Kosten-
rechnung bei den ISB etabliert und die Kalkulationsgrundlagen
missten vereinheitlicht werden. Idealerweise kdnnte auch eine
Standardisierung der Produkte und Teilprodukte umgesetzt werden.
Wir schlagen aber vor, diese Option erst spater zu prifen.

Umgekehrt sind bestimmte Eigenheiten des Unterhalts der Bahninf-
rastruktur und der Nationalstrassen sehr ahnlich, was eine Ubertra-
gung der Erfolgsbeteiligung erleichtern dirfte. Zu nennen sind die
Gebietsmonopole, die eigene Rechtspersonlichkeit der fir den Un-
terhalt zustandigen Einheiten, was den Aufbau einer angemessenen
Kostenrechnung und die Aufnung von Eigenkapital zur Deckung von
allfalligen Verlusten ermoglicht.

Bei der Umsetzung soll in einer ersten Phase darauf verzichtet wer-
den, den Bonus oder Malus neben dem Globalbudget direkt an ei-
nes oder mehrere Wirkungsziele zu knipfen (so wie es heute beim
SBB-Personenverkehr der Fall ist). Vielmehr ware zu priifen, ob die
in der Leistungsvereinbarung vereinbarten Leistungen gemass dem
Investitionsplan der ISB erbracht worden sind. In einer zweiten
Etappe der Einfihrung des Bonus-Malus-System kann dann gepriift
werden, ob die Gewinnbeteiligung an die Wirkungsziele gemass
Leistungsvereinbarung gekoppelt werden sollen. Fur diesen Fall
schlagen wir vor, das Konzept aus dem Bereich Personenverkehr
der SBB zu libernehmen. Dieses misst den Erfolg an den Indikato-
ren Uber eine Periode von sechs Jahren. Dabei wird nicht versucht,
die externen Effekte auszuschalten. Vielmehr wird davon ausgegan-
gen, dass sich diese aufgrund des Umfangs der Leistungen und
Uber die Jahre kompensieren. Es gelten somit die absoluten Werte
respektive die absolute Differenz zwischen Ist- und Ziel-Werten ohne
dass eine (methodisch aufwendige) Ausschaltung der externen Ef-
fekte vorgenommen wird.
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Die Umsetzung der formulierten Empfehlung kann zunachst in einem Pi-
lotversuch bei einer oder zwei der mittleren oder grossen Privatbahnen
erfolgen. Der Pilotversucht kann etwa in der zweiten Halfte der laufenden
Leistungsvereinbarungsperiode stattfinden. Flr die operative Entwick-
lung des Bonus-Malus-Systems kann eine Arbeitsgruppe bestehend aus
Vertretenden des BAV und der ISB unter Einbezug von Vertretenden des
ASTRA gebildet werden und nach dem Vorbild der Arbeitsgruppen des
Verbands offentlicher Verkehr (VAV) organisiert werden.

Empfehlung 2: Laufende Massnahmen zur Verbesserung des Control-
lings weiterfiihren und verstarken

E2: Es lauft bereits eine Reihe von Aktivitdten zur Verbesserung des be-
stehenden Controllings. Diese sind weiterzufilhren, zu evaluieren und
wenn notwendig in Hinblick auf die Empfehlung 1 zu intensivieren.

Die Interviews haben gezeigt, dass die Netzzustandsberichte und die In-
dikatoren der Leistungsvereinbarungen in den letzten Jahren an Qualitat
gewonnen haben. Beispielsweise wurde ein Branchenstandard zu den
Netzzustandsberichten geschaffen, der von allen Befragten gelobt wird.
Dennoch sind beim Controlling Verbesserungen moglich und werden
teilweise bereits umgesetzt, wie die folgende Liste zeigt:”

- Die Verkniipfung zwischen Netzzustandsberichten, Priorisierung der
Investitionen, Gestaltung der Investitionsplane, der Offerten der ISB
an das BAV und die Formulierung der Kennzahlen gilt generell als
verbesserungsfahig.

- Die Kennzahlen in den Leistungsvereinbarungen werden beispiels-
weise noch nicht bei allen ISB vollstandig erhoben und werden teil-
weise unterschiedlich gemessen. Entsprechend wurden Vorschlage
zur Vereinheitlichung entwickelt, welche in einem Pilotversuch ab
2018 getestet werden kénnen.

- Die Netzzustandsberichte basieren zwar auf einem gemeinsamen
Standard. Dennoch werden die Berechnungen flir die Bewertung

7 Vgl. Folienprasentationen anlasslich der Fachtagung Eisenbahninfrastruktur 2016, BAV/V&V, Bern.
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des Zustands nicht in allen Bereichen gleich angewendet. Bemu-
hungen, dies zu vereinheitlichen, finden statt.

- Im Rahmen der Verbesserung des Controllings wird gegenwartig
auch an der Verbesserung des Investitionscontrollings gearbeitet,
mit dem das BAV und die ISB den Empfehlungen der EFK aus dem
Jahre 2012 nachkommen wollen. Die entsprechenden Arbeiten sind
bereits weit gediehen und werden voraussichtlich Ende 2017 abge-
schlossen sein. Das Ziel ist ein ,doppeltes Rating“: Zunachst wird
beurteilt, wie gut die verschiedenen ISB mittels interner Controllin-
ginstrumente und dem Knowhow ihrer Mitarbeitenden auf den Un-
terhalt und Ausbau der Infrastruktur vorbereitet sind. Dann wird die
Hoéhe des Risikos der einzelnen Infrastrukturprojekte auf einer ein-
heitlichen Skala eingeschatzt. Aufgrund des Ratings der ISB und der
Projekte kann das BAV entscheiden, bei welchen ISB und welchen
Projekten sie ihre Kontrollen intensivieren méchten. So entsteht die
Basis fur eine risikobasierte Kontrolle. In diesem Kontext werden
auch weitere Hilfsmittel entwickelt, (GIS8-gestiitzte Systeme, Daten-
bank-Angaben zu den durchgeflihrten Unterhaltsarbeiten), die den
ISB die Optimierung der Abwicklung des Unterhalts und dem BAV
den Einblick in den Unterhalt erleichtern sollen.

Die genannten Aspekte werden unter anderem in Arbeitsgruppen des
V6V bearbeitet. Unsere Empfehlung geht dahin, diese Bemiihungen vo-
ranzutreiben und in Hinblick auf ihre Wirksamkeit zu evaluieren. Basie-
rend auf den Ergebnissen der Evaluation sind bei Bedarf zusatzliche Mit-
tel fur den Ausbau der Controllinginstrumente einzusetzen. Die laufen-
den Arbeiten in den Arbeitsgruppen sind aus Sicht der Evaluation geeig-
net, die Eigenschaften des Beschaffungsgegenstands fiir das BAV und
die ISB transparenter darzustellen und die Informationsasymmetrie zu
reduzieren. Ferner wird die Weiterentwicklung der Kennzahlen und der
Netzzustandsberichte notwendig sein, um ein Bonus-Malus-System ge-
mass Empfehlung 1 etablieren zu kénnen, welches auch eine Verknip-
fung mit den Wirkungen zulasst.

8 Im engeren Sinn wird unter Geoinformationssystem (GIS), ein Informationssystem als Software
verstanden, mit dessen Hilfe Geodaten erfasst, verwaltet und ausgegeben werden kénnen.
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Empfehlung 3: Kooperation bei kleinen und sehr kleinen ISB erhéhen

E3: Wir empfehlen, die Kooperation bei den kleinen und sehr kleinen 1SB
seitens des BAV zu férdern, Aufgaben zusammenzufassen und allenfalls
durch gréssere ISB durchfiihren zu lassen.

Die Interviews haben gezeigt, dass ein Problem bei der Umsetzung der
Leistungsvereinbarungen darin besteht, dass die ISB stark heterogen
sind und zwar in Bezug auf ihre Grésse (Umfang des Netzes), ihre geo-
grafische Lage, die Eigenheiten des Netzes (z.B. Umfang der Kunstbau-
ten), dem Nachholbedarf aber auch was das Knowhow und die Erfah-
rung in Bezug auf die langfristigen Planung des Unterhalts und des Be-
triebs der Netze angeht. Diese Heterogenitat fiihrt dazu, dass das BAV
als Principal sich auf eine unterschiedliche Zahl von ISB mit unterschied-
licher Grosse einstellen muss, was zur Folge hat, dass sich die Leis-
tungsvereinbarungen inhaltlich jeweils stark unterscheiden und der Auf-
wand fir die Verhandlungs- wie auch die Kontrolltatigkeiten seitens des
BAV laut Interviews zunimmt.

Eine Mdglichkeit zur Reduktion dieser Informationskosten wirde darin
bestehen, die Bahninfrastruktur grundsatzlich neu zu strukturieren, zum
Beispiel nach dem Vorbild des Elektrizitatsbereichs (Einrichtung einer
nationalen Gesellschaft) oder dem Vorbild des ASTRA (11 vergleichs-
weise homogene Gebietseinheiten). Es war allerdings nicht die Aufgabe
der Evaluation, die grundsatzlichen Rahmenbedingungen des Eisen-
bahnverkehrs in der Schweiz zu hinterfragen. Daher fiihren wir die ge-
nannten Ldsungen nicht weiter aus. Hingegen scheint es uns sinnvoll,
dariber nachzudenken, ob bei den kleinen und kleinsten ISB (wir rech-
nen etwa 15 bis 18 ISB dazu, die in den aktuellen Leistungsvereinbarun-
gen zwischen 1,8 und 80 Millionen Franken fur 4 Jahre erhalten haben)
die Organisation des Betriebs und des Unterhalts der Bahninfrastruktur
nicht Gberdacht werden sollte. Zwei Varianten empfehlen wir zur Pri-
fung:

- Variante 1 wirde darin bestehen, dass die SBB oder die grosseren
privaten ISB den Betrieb und den Unterhalt der kleineren Bahnen
Ubernehmen wirden. Die Infrastruktur selbst kénnte bei den kleinen
ISB verbleiben, hingegen wirden der Unterhalt und der Betrieb bei



26

den grosseren ISB eingekauft. Die Aufteilung kénnte sich primar
nach geografischen Kriterien richten: Das heisst die im Umfeld der
kleinen und kleinsten ISB operierenden grosseren ISB wirden den
Betrieb und den Unterhalt der Infrastruktur Gbernehmen.

- Variante 2 konnte darin bestehen, dass die kleinen und kleinsten
ISB ihre Infrastrukturaufgaben gemeinsam von einem einzigen Un-
ternehmen erbringen lassen. Damit wirden Kompetenzen zusam-
mengefasst und die Zahl der Leistungsvereinbarungen stark redu-
ziert. Naheliegend ware es, einer der grossen Privatbahnen
oder den SBB diese Aufgabe zu Ubertragen.

Neben den hier skizzierten Varianten sind viele weitere Arten der Zu-
sammenarbeit denkbar. So etwa kdnnten die Leistungen auch im Wett-
bewerb ausgeschrieben werden, wobei wir die Chancen flir einen echten
Wettbewerb eher kritisch einschatzen. Das Ziel misste es aber sein, die
Kompetenzen aufseiten der kleinen und kleinsten ISB zu biindeln und
die Kosten flr die Planung und Umsetzung der Leistungsvereinbarungen
zu reduzieren.

Empfehlung 4: Durchfiihrung von stichprobenartige Kontrollen fiir techni-
sche Ausfuhrung vorsehen

E4: Wir empfehlen von Seiten des BAV unabhéangige, stichprobenartige
und risikobasierte Kontrollen der Qualitat der Ausfihrungen der Unter-
haltsarbeiten vorzunehmen.

Die heutigen Kontrollen im Sinne einer nachtraglichen Prifung der Um-
setzung der Leistungsvereinbarung (im Unterschied zur Kontrolle der
sorgfaltigen Vorbereitung und Planung des Unterhalts) konzentriert sich
im Wesentlichen auf zwei Aspekte: Der erste Aspekt betrifft die Qualitat
des Unterhalts und des Betriebs der Bahninfrastruktur. Diese wird in ers-
ter Linie durch die ISB selbst kontrolliert. Dies geschieht entweder durch
interne Kontrollen oder durch externe Unternehmen, die mit den Kontrol-
len beauftragt werden. Wenn die mit der Kontrolle der Leistungserbrin-
gung betraute Stelle des BAV eine Kontrolle der technischen Ausfiihrung
fir notwendig erachtet, so wird diese entweder den ISB in Auftrag gege-
ben oder es werden die dazu notwendigen Auskiinfte oder technischen
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Abklarungen von der Abteilung Sicherheit des BAV angefordert. Die Pro-
fessionalitat der Kontrollen und die Haufigkeit der Kontrollen sind ver-
schieden und sind gemass Interviews bei grossen ISB haufiger. Der
zweite Aspekt der Kontrollen betrifft die Verwendung der Bundesgelder.
Hier legt die verantwortliche Stelle des BAV ihren Kontrollschwerpunkt
und fihrt Stichproben und Audits durch. Damit wird sichergestellt, dass
keine Gelder der Leistungsvereinbarung fir nicht dafir vorgesehenen
Zwecke eingesetzt werden. Mit den neu eingeflhrten Liquiditatsplanen
wird diese Méglichkeit zusatzlich eingeschrankt. Gemass unseren Inter-
views sind die internen Kontrollen der ISB und die finanzielle Kontrolle
des BAV heute grossmehrheitlich gut. Verstésse namentlich bei der fi-
nanziellen Abwicklung der Bundesgelder sind bisher in keinem nen-
nenswerten Ausmass bekannt.

Was heute aus Sicht der Evaluation hingegen fehlt, sind Kontrollen der
Qualitat und der Quantitat, mit der die vom BAV finanzierten Betriebs-
und Unterhaltsarbeiten ausgefiihrt werden. Wir halten eine Kombination
aus risiko- und stichprobenbasierten Kontrollen fir sinnvoll. Die Kontrol-
len kénnen entweder von externen Fachleuten im Auftrag des BAV
durchgefihrt werden oder sie werden durch die ISB untereinander
durchgeflhrt, was die Akzeptanz und die Wirksamkeit der Kontrolle noch
erhéhen kénnte. Im Bereich der risikobasierten Kontrollen kann zudem
auf Erfahrungen aus anderen Bereichen der Bundesverwaltung (z.B.
beim Bundesamt fiir Lebensmittelsicherheit und Veterindrwesen [BLS]
oder beim Bundesamt fir Umwelt [BAFU]) zurtickgegriffen werden.

Aus folgenden Griinden erachten wir die skizzierte Form der Kontrolle
als sinnvoll:

- Kontrollen entfalten im Wesentlichen eine prophylaktische Wirkung
und scharfen bei den ISB selbst das Bewusstsein um die Bedeutung
dieser Kontrollen.

- Von externen Fachpersonen durchgefiihrte Kontrollen erlauben es,
systematische Fehler zu erkennen, die unabsichtlich entstehen kén-
nen, weil beispielsweise intern immer gleich (falsch) kontrolliert wird
oder weil sich durch neue Technologien und Erkenntnisse neue
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Kontrollverfahren ergeben, die durch die externen Kontrollen jeweils
eingebracht werden kénnen.

- Die Ergebnisse von internen und externen Kontrollen kénnen vergli-
chen werden, was eine Qualitatsdiskussion zwischen ISB sowie zwi-
schen ISB und BAV fordern kann.

Wie unsere Analyse gezeigt hat, sind die heutigen Controllinginstrumen-
te in der Planungsphase der Leistungsvereinbarung stark ausgebaut
worden. Wie mit Empfehlung 2 unterstrichen, wird dieser Umstand durch
die Evaluation explizit positiv bewertet und soll durch Kontrollen nicht er-
setzt werden. Es gab in den Interviews allerdings auch Voten, welche die
Zahl der Planungsinstrumente als ausreichend betrachten. Wir glauben
daher, dass eine Erganzung in der Umsetzung sinnvoll ist.

Empfehlung 5: Priorisierung der Zielvorgaben
E5: Das Evaluationsteam empfiehlt, eine Priorisierung der Eigner- und
Bestellerziele zu prufen.

Heute besteht keine Priorisierung der Ziele in den Leistungsvereinbarun-
gen und ebenso wenig in der Eignerstrategie SBB. Wir empfehlen daher,
dass zwischen den verantwortlichen Stellen fiir die Eigner- und Besteller-
Funktion eine Priorisierung der Ziele diskutiert und festgelegt sowie hin-
sichtlich der Leistungsvereinbarung SBB mit der Eignerstrategie abge-
stimmt wird. Damit wiirde das Spannungsfeld der Eigner- und Besteller-
ziele explizit dargestellt, was insbesondere auch die Entscheidungsfin-
dung bei knappen Mitteln erleichtern kann. Zu erwagen ware im Weite-
ren eine zeitliche Abstimmung zwischen der Leistungsvereinbarung SBB
(gegenwartig 2017—2020) und der Eignerstrategie (gegenwartig 2015—
2018), was ebenfalls eine bessere Koordination zwischen der Eigner-
und der Bestellersicht erméglichen wirde.

1.6 Weiterfiihnrende Uberlegungen zur Eigner- und Be-
stellerrolle

Die Eignerinteressen des Bundes werden heute von der EFV (finanzielle
Aspekte) und des GS UVEK (fachliche Aspekte) wahrgenommen. In der
Praxis filhrt diese Lésung zur Gefahr einer Ubersteuerung des Bestellers
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durch den Eigner, wenn sich Konflikte bei der Planung oder Umsetzung
der Leistungsvereinbarung der SBB ergeben. Zwar wurden die potenziel-
len Konflikte in den letzten Jahren entschéarft: Dennoch obliegt bei Ziel-
konflikten zwischen Eigner- und Bestellerzielen der Departementsleitung
die Entscheidung und sie muss zwischen Eigner- und Bestellerperspek-
tive abwagen.

Aus Sicht der Evaluation Iasst sich dieses Problem nur zielfiihrend I6sen,
wenn die Wahrnehmung der Eignerrolle beim Bund hinterfragt und allen-
falls verandert wird. Da eine solche Massnahme Uber den Kompetenzbe-
reich des BAV hinausgeht und departementsibergreifend unter Einbe-
zug des GS-UVEK sowie der EFV/des Eidgendssischen Finanzdeparte-
ments (EFD) zu diskutieren ware, formulieren wir hier keine Empfehlung
an das BVA. Da sich die Problematik aber direkt aus dem untersuchten
Gegenstand zwei der Evaluation ergibt, stellen wir an dieser Stelle zwei
Méoglichkeiten einer Neuregelung der Besteller-Eignerrolle des Bundes
vor, mit denen sich eine Ubersteuerung des Bestellers vorbeugen liesse.

- Monistisches Modell: Dieses sieht geméass Corporate-Governance-
Bericht® vor, dass eine einzige zentrale Stelle fir die Vorbereitung
und Koordination der Eignerstrategie des Bundesrats zustandig ist.
Weiter halt der Bericht fest, dass diese Stelle organisatorisch vom
Fachdepartement getrennt ist. Der Bericht fuhrt aus, dass diese L&-
sung von der OECD empfohlen wird und dass sie die grosste Ge-
wahr fir eine transparente Darstellung und hinreichende Berticksich-
tigung der potenziellen Interessenskonflikte, welche sich aus den
verschiedenen Rollen des Bundes ergeben kdénnen bietet.'® In unse-
rem Fall ware die EFV die geeignete Stelle, um die Eignerinteressen
des Bundes im monistischen System wahrzunehmen. Sie verfugt
Uber das notwendige finanz- und betriebswirtschaftliche Wissen und
kann fur fachliche Aspekte auf Personal zurlickgreifen, welches auf-
grund seiner Berufserfahrung beim BAV die fachlichen Kenntnisse

¢ Vgl. Bericht des Bundesrats zur Auslagerung und Steuerung von Bundesaufgaben vom 13. Sep-
tember 2006 (Corporate-Governance-Bericht).

10 Vgl. Bericht des Bundesrats zur Auslagerung und Steuerung von Bundesaufgaben vom 13. Sep-
tember 2006 (Corporate-Governance-Bericht); OECD (2016): OECD-Leitsétze zu Corporate
Governance in staatseigenen Unternehmen, Ausgabe 2015, OECD Publishing, Paris. S. 40—-41.
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mitbringt. Nétigenfalls kann die EFV weiteres Fachwissen beim BAV
beschaffen.

- Modifiziertes dualistisches Modell: Eine andere Losung wirde darin
bestehen, die Aufsicht Uber die aufgabenbezogenen strategischen
Ziele einem anderen Departement zu Ubertragen. Inhaltlich wirde
sich am ehesten das Eidgendssische Departement fir Wirtschaft,
Bildung und Forschung (WBF) anbieten. Dies lasst sich rechtferti-
gen, da die SBB als wichtiger Anbieter von Verkehrsinfrastrukturen
eine unmittelbare und hohe Bedeutung flr die wirtschaftliche Ent-
wicklung der Schweiz zukommt.

Von den interviewten Personen &dusserten sich nur wenige fur einen
Wechsel zu einem monistischen System. Insbesondere hinsichtlich des
Verlusts von Fachwissen auf Seiten des Eigners bei einem monistischen
System fallen die Beurteilungen negativ aus. Es gibt allerdings auch
Stimmen, welche einen Wechsel begriissen wirden, weil ein solcher die
Anzahl involvierter Stellen und somit die Vielfalt an Zielen reduzieren
wirde.

Aus Sicht der Evaluation hatte ein monistisches System wesentliche
Vorzlge. Es ist allerdings auch zu beachten, dass ein Wechsel durchaus
weitreichenden Konsequenzen haben kann, falls sie nicht nur auf die
SBB, sondern auch auf andere bundeseigene Betriebe ausgedehnt wird.
Dies hatte insbesondere zur Folge, dass auf die EFV (wenn sie die Eig-
nerrolle fir mehrere Betriebe wahrnehmen wiirde) erhebliche zusatzliche
Aufgaben zukommen wiirden. Wir denken aber, dass sich namentlich im
Fall der SBB aufgrund der beschriebenen Interessenkonflikte, aufgrund
der hohen Ausgaben und aufgrund der volkswirtschaftlichen Bedeutung
des Bahnverkehrs eine Verlagerung der Eigner-Besteller-Diskussion
rechtfertigt und interdepartemental angegangen werden sollte. Diese
Verlagerung wirde durch ein monistisches System geférdert.

1.7 Weitere gepriifte Optimierungsvorschlage

Im Rahmen der Evaluation wurden eine Reihe weiterer Optimierungs-
vorschlage in den Interviews angesprochen oder von Interviewten einge-
bracht. Wir haben diese gepriift und relativ zu den vorne formulierten
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Empfehlungen als weniger prioritar eingestuft. Wir stellen die Uberlegun-
gen kurz vor, die uns zu diesem Befund gefihrt haben.

Pauschalen fir standardisierte Leistungen

Bei der Definition der Evaluationsziele wurde bereits diskutiert, ob Pau-
schalen pro Leistungseinheiten (z.B. ein Pauschalpreis pro Kilometer
Gleisunterhalt) eine Moglichkeiten darstellen wiirde, um einerseits Effizi-
enzanreize zu setzen und andererseits die Informationsasymmetrie zu
senken. Pauschalen fir die Abschatzung der Budgets der Leistungsver-
einbarungen werden bereits intern vom BAV eingesetzt, nicht aber in
den Leistungsvereinbarungen selbst. Wir haben diese Varianten jeweils
in den Interviews zur Diskussion gestellt und dartber hinaus die Vor-
schlage mit unseren Ergebnissen verglichen. Wir empfehlen, die Pau-
schalen nicht prioritdr weiterzuverfolgen. Sie kdnnen aber spater, sollte
sich das in Empfehlung 1 vorgeschlagene Bonus-Malus-System bewahrt
haben, nochmals geprift werden. Wir méchten unsere Bewertung wie
folgt begriinden:

Pauschalen pro Leistungen sind theoretisch eine gute Moglichkeit, die
Informationsasymmetrie zwischen Besteller und Ersteller zu reduzieren.
Voraussetzung ist, dass sich die Leistungen erstens hinreichend stan-
dardisieren lassen und zwar in Umfang und Qualitdt und dass zweitens
Daten zur Verfiigung stehen, um Durchschnittspreise zu definieren. Beim
ASTRA wird auf diese Weise das Budget definiert. Basis bilden ein all-
gemeines Tatigkeits- und Produkteverzeichnis. Die Aufgaben, welche die
elf fir den Unterhalt der Nationalstrassen zustandigen Gebietseinheiten
zu erbringen haben, sind in sechs standardisierten Produkten (die wiede-
rum in Teilprodukte unterteilt sind) definiert, die jeweils mit einem einheit-
lichen Globalbudget entschadigt werden. Fir Tatigkeiten, die nach Auf-
wand abgerechnet werden, besteht eine eigene Regelung mit einheitli-
chen Kostensatzen. Das Rechnungswesen der Gebietseinheiten muss
sich an einem gemeinsamen Handbuch orientieren.

Eine mdgliche Massnahme zur Reduktion des Informationsbedarfs des
BAV und damit zur Reduktion der Informationsasymmetrie wiirde darin
bestehen, dhnlich wie beim ASTRA die Leistungen der ISB in Produkten
und Teilprodukten zu standardisieren. Pauschalen kénnen den Anreiz fir



32

die ISB, eine effiziente Umsetzung der Leistungsvereinbarungen zu si-
chern, erhéhen.

In den Interviews wurde ein solcher Ansatz theoretisch zwar durchaus
als prifenswert bezeichnet. Abstrakt betrachtet ist mit dem Globalbudget
in den Leistungsvereinbarungen eine solche Pauschale fir den gesam-
ten Unterhalt schon eingefuhrt. Es sei jedoch in der Praxis schwierig,
Standardzahlen fir Pauschalbeitrage fir einzelne Arbeiten in der Infra-
struktur zu definieren. Dazu seien die Rahmenbedingungen, unter denen
die 38 ISB arbeiten zu unterschiedlich in Bezug auf Grosse der Netze,
Netzzustande, Umfang der Netznutzung und Geografie (die 11 Gebiets-
einheiten des ASTRA sind im Vergleich zu den 38 ISB vergleichsweise
homogen). Bei kleinen Bahnen ist gemass Aussagen der Interviewten
die Anzahl Sanierungen oder Anzahl Anlagen zudem zu klein, um Pau-
schalen wirkungsvoll einzusetzen. Am ehesten werden Pauschalen fur
das Schleifen der Geleise und das Stopfen des Schotters als sinnvoll er-
achtet. Bei Kunstbauten wird die Anwendung als schwierig oder gar nicht
anwendbar beurteilt.

Aufgrund des Vergleichs mit der Struktur des ASTRA empfehlen wir da-
her, momentan von Pauschalen fiir die Abgeltung der Leistungen zu ver-
zichten. Allenfalls kdnnen diese thematisiert werden, wenn die Empfeh-
lung 1 positiv geprift worden ist. Dann kénnte mit einem Pilotverfahren
beispielsweise die Arbeiten im Bereich Stopfen und Schleifen pauschali-
siert nach Kilometer entschadigt werden, wodurch ein Anreiz entstehen
und der Informationsbedarf sich reduzieren wurde.

Ausschreibungen von Unterhaltsarbeiten

Ein Instrument zur Steigerung der Effizienz im Public Management ist die
Schaffung eines Wettbewerbs. Dieser ist beispielsweise beim Schienen-
personennah- und -fernverkehr vorhanden. Verschiedene Studien wei-
sen darauf hin, dass der Ausschreibungswettbewerb zu mehr Effizienz
fuhren kann.'" Voraussetzung fir einen funktionierenden Ausschrei-
bungswettbewerb, der Anbieter zu glinstigen Preisen zwingt, ist die Exis-

1 Einen Uberblick iiber entsprechende Studien in Deutschland gibt Tanner, Anna (2012): Ausschrei-
bungswettbewerb im Schienenpersonennahverkehr: Potenzial und Empfehlungen fiir die Schweiz
anhand von Erfahrungen aus Deutschland, Bachelorarbeit Universitat Bern, Bern, S. 6; 13—16.
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tenz einer gentigend grossen Zahl von Anbietern, der Mdglichkeit, Ge-
winne zu erzielen und eine faire Gestaltung des Ausschreibungsverfah-
rens. Wirde es zudem gelingen, die Leistungen im Unterhalt mit Produk-
ten und Teilprodukten zu standardisieren, so kdnnten Anbieter unterei-
nander leichter in Wettbewerb treten.

Heute ist eine Ausschreibung der Unterhaltsarbeiten durch das BAV
nicht moglich, weil die ISB in einem vertikal integrierten Unternehmen
eingebunden sind, die Infrastruktur den Transportunternehmen gehéren
und fir den Schienenunterhalt per Gesetz (Vergabe der Konzession) zu-
standig sind. Eine Ausschreibung muisste daher zunachst eine Befristung
der Konzession vorsehen und diese Konzession wiirde nach Ablauf der
Frist ausgeschrieben werden.

Unter den heutigen Bedingungen musste eine Ausschreibung Uber die
ISB selbst geschehen und sie misste Uber das hinausgehen, was die
ISB heute auf dem Markt an Leistungen bei Unternehmen einkaufen.
Konkret misste eine ISB ihren gesamten Betrieb und Unterhalt aus-
schreiben. Vermutlich kdme kurzfristig nur eine andere ISB in Frage, um
diese Leistungen anzubieten. Ein solches Ausschreibungsverfahren wa-
re aus unserer Sicht nur dann sinnvoll, wenn das BAV gemeinsam mit
der ISB, welche ihren Unterhalt ausschreibt, die Ausschreibung vorneh-
men wirde. Ist dies nicht der Fall, ware es wohl kaum akzeptabel, wenn
eine ISB die vom BAV in der Leistungsvereinbarung festgelegten Leis-
tungen ginstiger beziehen und so einen Gewinn verbuchen koénnte. Das
Ausschreibungsverfahren musste daher in den Leistungsvereinbarungs-
prozess integriert werden, was diesen verkomplizieren wirde.

In den Interviews wurde das Ausschreibungsverfahren eher kritisch beur-
teilt und zwar aus drei Griinden: Erstens zweifeln verschiedene Befragte,
ob fiir den Unterhalt bestimmter, wenig attraktiver Strecken (z.B. solcher
mit eher hohen Risiken) sich geniigend Interessenten finden wirden.
Solch Strecken missten mit Risikozuschlagen attraktiver gemacht wer-
den. Zweitens befiirchten einige der Interviewten, dass ein Scheinwett-
bewerb entstehen kdnnte, weil sich nicht gentigend Interessenten finden
lassen, damit ein funktionierender Bieterwettbewerb entstehen kdnnte.
Es wird beflrchtet, dass die bestehenden Anbieter auch jeweils die neu-
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en Auftragnehmer waren (z.B. aufgrund der spezifischen Gegebenheiten
eines Netzes, welche von einem Neuanbieter nur schwer Uberblickt wer-
den konnten). Das Resultat ware dann mehr Verwaltungsaufwendungen
fir das Verfahren bei gleichbleibenden Leistungen.

Insgesamt kann das Evaluationsteam die Ausschreibung des Unterhalts
unter den heutigen Rahmenbedingungen eher nicht empfehlen. Die Vo-
raussetzungen dazu sind heute unglinstig (hohe Marktzutrittsschwellen
fur neue Anbieter, fehlende gesetzliche Grundlagen, fehlende Standardi-
sierung der Leistungen, vertikal integrierte Unternehmen'?). Die bereits
formulierten Empfehlungen scheinen uns daher sinnvoller, als einen
Wettbewerb zu etablieren. Allenfalls kénnte ein solcher als Folgeschritt
geplant werden, wenn finanzielle Anreize etabliert sind und eine Stan-
dardisierung der Leistungen vorliegt. Besser ware allenfalls eine Lésung,
in der das BAV Mittel in einem separaten Topf fir eine Ausschreibung
reservieren wirde. Alle ISB kénnten sich mit Unterhaltsprojekten um
Gelder aus diesem Topf bewerben. Das BAV kdnnte dann entscheiden,
welches Vorhaben das beste Kosten-Nutzen-Verhaltnis aufweist und
diese Projekte finanzieren. Fur die Bewaltigung des Nachholbedarfs wa-
re ein solches Verfahren denkbar, es hat aber eher seine Berechtigung
fir den Ausbau, weshalb wir die Einrichtung eines solchen Gefasses als
nicht vordringlich erachten.

Trennung des Aufwands fur den reguléaren Unterhalt vom Nachholbedarf
Die finanziellen Anreize kdonnten einfacher durchgesetzt werden, wenn
heute schon eine klare Trennung zwischen den wiederkehrenden regula-
ren oder ,normalen® Betriebs- und Unterhaltskosten und dem Nachhol-
bedarf gezogen werden koénnte. In dem Fall kdnnten bereits heute Bo-
nus-Malus-Systeme im regularen Unterhalt eingesetzt werden. Auch
kénnten die Globalbudgets einfacher mittels Pauschalen flr Produkte
und Teilprodukte gebildet werden.

Aus theoretischer Sicht ware eine solche Trennung wiinschenswert. Wa-
re sie praktisch realisierbar, so konnten die finanziellen Anreize friher

2 Von einem integrierten Unternehmen im Schienenverkehr wird gesprochen, wenn die Bereitstel-
lung der Schieneninfrastruktur und die Bereitstellung von Personen- und Glterverkehrsleistungen
vom gleichen Unternehmen erbracht werden.
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eingeflihrt und auch die Frage der Pauschalen kdnnte rascher geprift
werden. Die Auswertung der Interviews hat aber ein ambivalentes Bild
ergeben: Wahrend bei einigen der Befragten die Trennung durchaus ei-
ne Option ist, die zu prifen ware, halten andere diese Trennung aus
technischen Grinden fir nicht umsetzbar. Schliesslich wird auf die Dis-
kussion mit den SBB nach 2009 und 2013 verwiesen, als die Definition
des Nachholbedarfs grosse Konflikte ausgeldst hat.

Das Evaluationsteam ist aufgrund seiner Erhebungen nicht in der Lage,
eine klare Empfehlung abzugeben. Wahrend eine klare Bezifferung des
Nachholbedarfs aus theoretischer Sicht wiinschenswert ist, scheinen die
damit verbundenen praktischen Probleme nicht unerheblich zu sein. Wir
mussen daher diese Frage offen lassen.

Institutionelle Trennung der Infrastruktur vom Rest der Bahnunter-
nehmen

Bei einigen ISB ist heute der Unterhalt der Schieneninfrastruktur formal
vom Ubrigen Transportgeschéaft getrennt. In der Regel ist diese Trennung
durch die Bildung einer Holding vollzogen worden: Diese ist Eigner des
Unternehmens, das Transportgeschaft und Infrastruktur besitzt. Das Un-
ternehmen, welches die Infrastruktur betreut, ist aber als eigenstandige
Firma mit eigener Rechtsperson und allen organisatorischen Konse-
quenzen, die sich daraus ergeben (eigene Finanzrechnung, Organisation
usw.) ausgestaltet. Die Infrastruktur der Freiburgischen Verkehrsbetriebe
(Transports publics fribourgeois [TPF]) und die Infrastruktur der BLS sind
so gestaltet, wobei das Motiv zur Reorganisation jeweils ein anderes
war."® Andere Bahnen wie die SBB, Stidostbahn (SOB), Rhatische Bahn
(RhB) und Compaigne du Chemin de fer Montreux Oberland Bernois
(MOB) fassen Infrastruktur und das Transportgeschéaft in einem einzigen
Unternehmen zusammen, wobei die Infrastruktur jeweils eine eigene Di-
vision oder Abteilung mit eigenem Rechnungskreis bildet.

3 Bei der BLS wurde eine eigene Unternehmung fir die Infrastruktur im Zusammenhang mit dem
Bau des NEAT-Tunnels gegriindet, um das Eigentum des Bundes am Bauwerk zu sichern. Bei der
TPF wurde die TPF Infra im Rahmen einer Restrukturierung und Fusion mit einer anderen Bahn-
gesellschaft im Jahr 2000 neu gegriindet. Das Ziel der Reorganisation war die Erhéhung der
Transparenz bei der Finanzierung.
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Im Verlauf der Evaluation wurde von Befragten mehrmals die Frage auf-
geworfen, ob eine systematische Auslagerung des Betriebs, Unterhalts
und Ausbaus der Infrastruktur nicht Vorteile mit sich bringen wiirde: Zum
einen wurde darauf hingewiesen, dass die finanzielle Transparenz
dadurch erhdht und die Gefahr, dass Mittel aus den Leistungsvereinba-
rungen flr andere betriebliche Aufgaben verwendet wirden, minimiert
wlrde. Dem hielten andere entgegen, dass die heutigen Abrechnungs-
vorschriften die Trennung von Mitteln fir den Betrieb und Unterhalt der
Infrastruktur vom Rest des Bahngeschéaftes bereits hinreichend sicher-
stellen wirden. Darlber hinaus kénnten durch die Trennung der Infra-
struktur vom Rest des Bahngeschéfts fir das Unternehmen Nachteile bei
der Finanzierung am Markt entstehen.

Betrachten wir eine strikte Trennung der Infrastruktur vom Rest des
Bahngeschaftes aus theoretischer Sicht, so ergeben sich zwei Erwagun-
gen: Es kann argumentiert werden, dass ein Globalbudget fir ein Unter-
nehmen dann besonders hohe Anreize setzt, wenn es einen hohen Teil
seines Einkommens ausmacht. Dies ware bei einer Separierung der Fall.
Es ware dann auch nicht mehr mdglich, dass wie bei einem integrierten
Unternehmen Risiken einseitig auf das durch den Bund finanzierte Un-
ternehmensgeschaft verschoben wirden. Greinus stellt denn auch in ih-
rem Vergleich von vier Transportunternehmen in Europa fest, dass die
Wirkung der Leistungsvereinbarungen bei einer Teilung von Infrastruktur
und Betrieb eher hoher sind.' Allerdings weist die gleiche Autorin darauf
hin, dass es fiir eine Umsetzung der Leistungsvereinbarung vorteilhaft
ist, wenn die in ihr festgehaltenen Ziele mit jenen des Gesamtunterneh-
mens abgestimmt sind, weil dadurch eine bessere Umsetzung der Leis-
tungsvereinbarung zu erwarten ist. Dies wirde wieder gegen eine Tren-
nung sprechen. Schliesslich kénnte eine Trennung der Infrastruktur vom
Transportgeschaft mittels zweier Unternehmen das Eigner-Besteller-
Dilemma l6sen, welches nicht nur bei den SBB, sondern auch bei den
Privatbahnen vorhanden ist (der Bund verflgt bei einer Reihe von Bah-
nen Uber Mehr- oder Minderheitsbeteiligung). Die Interviews haben aber

4 Greinus, Dagny Anne (2016): Financial Rail Infrastructure by multi-annual Performance Contracts —
a case based evaluation, Ecole polytechnique fédérale de Lausanne (EPFL), Lausanne. p. 208.
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gezeigt, dass eine Ubersteuerung der Bestellerinteressen durch die Eig-
nerinteressen zwar an sich mdglich ware, zumal das BAV gleichzeitig die
Eigner- und Besteller-Funktion wahrnimmt. In der Praxis wurde aber kein
Fall berichtet, wo dies effektiv aufgetreten ist.

Das Evaluationsteam kann angesichts der verschiedenen Pro- und Kont-
ra-Argumente keine klare Empfehlung ableiten, ob eine institutionelle
Trennung der Infrastruktur bei den ISB systematisch vorgenommen wer-
den soll oder nicht. Es bewahren sich offenbar beide Modelle in der Pra-
xis gleichermassen.






39

2 RECAPITULATIF, CONCLUSIONS ET RECOMMANDATIONS

Depuis 1999, I'Office fédéral des transports (OFT) conclut des conven-
tions de prestations avec les chemins de fer fédéraux (CFF) au nom de
la Confédération. Ces conventions régissent tous les quatre ans les
prestations a fournir par les CFF au niveau de I'entretien et I'exploitation
de l'infrastructure ainsi que le montant accordé par la Confédération aux
CFF pour rémunérer ces prestations. Depuis 2011, la Confédération
conclut également des conventions de prestations avec les chemins de
fer privées dans le domaine de [Ientretien et [Iexploitation de
linfrastructure. En 2017, 38 conventions de prestations au total ont été
signées avec les gestionnaires d’infrastructure (Gl).

Le plus grand Gl actuel est les CFF, qui pergoivent environ 60% des dé-
penses de 'OFT pour I'exploitation et I'entretien de linfrastructure ferro-
viaire. Les neufs plus grands chemins de fer privés (en font partie BLS
SA, les Chemins de fer rhétiques [RhB], le Siidostbahn [SOB] et les
Transports publics fribourgeois [TPF]) percoivent prés de 28 % des
moyens affectés. Les 28 petits chemins de fer privés restants se parta-
gent quant a eux 11% des montants attribués a I'exploitation et
I'entretien de linfrastructure. Les conventions de prestations prévoient
un montant total de 12 milliards de francs sur la période de 2017 a 2020.

La Confédération s’est fixé pour objectif de garantir la qualité de
linfrastructure ferroviaire de maniére efficace et efficiente a l'aide des
conventions de prestations. Aprés désormais plus de 17 ans
d’expérience avec l'outil des conventions de prestations, 'OFT a de-
mandé a I'agence lucernoise d’Interface Politikstudien Forschung Bera-
tung d’évaluer l'adéquation de la convention de prestations en tant
gu’instrument de gestion. Le présent rapport livre les résultats de cette
évaluation. Ce chapitre comprend un récapitulatif des principaux résul-
tats, tout en énongant des recommandations en vue de I'optimisation.

2.1 Objets et procédure de L’évaluation

Nous abordons respectivement les objets, les objectifs, la problématique
et la méthode de cette évaluation.
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Les deux objets de I'évaluation

L’évaluation s’est concentrée sur deux objets. L’objet 1 comprend la
convention de prestations et la procédure visant a sa définition. A cet
égard, I'un des principaux aspects réside dans I'analyse de la gestion de
I'asymétrie d’'information existant entre le commanditaire des prestations
(FOFT) et celui qui les fournit (les Gl). Cette asymétrie de I'information
est un terme qui désigne le fait que le commanditaire ne dispose jamais
des mémes connaissances sur I'objet de la commande de prestations
que celles dont dispose le prestataire, en raison des colts d’'information.
Il y a donc un risque que le prestataire exploite cette situation au détri-
ment du commanditaire. L'évaluation devait vérifier a quel point 'OFT
sait faire face a cette asymétrie d’information avec linstrument de la
convention de prestations et les mesures mises en place a cet égard.
L’objectif était donc de contrdler la conception, la mise en ceuvre et
I'efficacité des conventions de prestations en ce qui concerne la maitrise
de I'asymétrie d’'information. D’autres taches de I'OFT en relation indi-
recte avec I'entretien de linfrastructure, comme par exemple I'octroi de
la concession d’infrastructure et de I'agrément de sécurité (selon l'art. 5
de la loi fédérale sur les chemins de fer [LCdF]), 'octroi de I'autorisation
d’accés au réseau (art. 8D LCdF) ou encore la surveillance de la cons-
truction et I'exploitation des chemins de fer (art. 10 LCdF), ne faisaient
en revanche pas partie de I'évaluation.

Dans le cas des CFF, la Confédération est tant commanditaire que pro-
priétaire. L’objet 2 de I'évaluation portait donc sur la cohérence entre la
politique du commanditaire et celle du propriétaire. Cet objet contient
également l'analyse de la gestion d’éventuels conflits et le contourne-
ment du commanditaire (OFT) par le propriétaire (Secrétariat général du
Département fédéral de I'environnement, des transports, de I'énergie et
de la communication [SG DETEC] et de '’Administration fédérale des fi-
nances [AFF]) ou le financeur (le Parlement).

Obijectifs et questions de I'évaluation
En se basant sur ces deux objets, les objectifs de I'évaluation étaient les
suivants:
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- L’évaluation doit fournir une analyse théorique et pratique de la con-
ception, la mise en ceuvre et l'efficacité de la convention de presta-
tions. Sur la base des résultats obtenus, elle doit énoncer des pro-
positions d’amélioration en vue d’optimiser la convention de presta-
tions si ces améliorations sont utiles et possibles.

- L'objectif est de procéder a une analyse théorique ainsi que pratique
de la relation entre le role de propriétaire et de commanditaire de la
Confédération en ce qui concerne les CFF et dénoncer
d’éventuelles propositions d’amélioration afin de réduire les pro-
blémes de cohérence.

Les questions majeures suivantes ont été déduites des objectifs fixés
(une liste détaillée des questions d’évaluation est disponible dans les
chapitres 4 a 6):

- Problématiques concernant l'objectif 1: Comment peut-on évaluer
linstrument de la convention de prestations d'un point de vue théo-
rique? Les mesures requises afin de réduire [l'asymétrie
d’'information ont-elles été prises? Les conventions de prestations
sont-elles mises en ceuvre conformément aux prévisions? Les con-
ventions de prestations sont-elles efficaces dans le sens de I'atteinte
des objectifs convenus et de la garantie d'une infrastructure ferro-
viaire de grande qualité?

- Problématiques concernant I'objectif 2: Comment peut-on évaluer la
cohérence entre le role de propriétaire et de commanditaire de la
Confédération par rapport aux CFF du point de vue théorique? En
quelle mesure les roles de propriétaire et de commanditaire exer-
cent-ils une influence réciproque en pratique? Comment gére-t-on
les conflits? Faut-il optimiser?

Procédures et méthodes

La premiére étape a consisté a discuter et clarifier les objectifs, les ques-
tions de [I'évaluation et les procédures avec un groupe
d’accompagnement. Outre des représentantes et représentants de
I'OFT, ce groupe comptait également trois représentants des Gl.
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Puis, la deuxiéme étape s’est penchée sur I'analyse de documents. Les
informations ainsi acquises ont été systématisées a I'aide du principe du
principal-agent et des approches de la gestion publique dans une troi-
sieme étape, afin de pouvoir procéder a un contrdle théorique des objets
évalués. Le résultat de ce contrble a ensuite été discuté avec le groupe
d’accompagnement. La quatrieme étape résidait en la réalisation de
22 entretiens qualitatifs avec la participation de 28 personnes. Les entre-
tiens ont été analysés du point de vue qualitatif tout au long du traite-
ment des questions d’évaluation. Les informations ainsi acquises ont
servi a évaluer la mise en ceuvre pratique et I'efficacité de la convention
de prestations.

Dans la cinquieme étape, I'objectif consistait a évaluer toute une série
d'indicateurs sur l'atteinte des objectifs, contenus dans la convention de
prestations et faisant 'objet d'un rapport annuel. Cette évaluation visait a
vérifier si les séries chronologiques permettaient de déduire les effets
des conventions de prestations. Puis, dans une sixiéme étape, les résul-
tats de I'évaluation ont été présentés sous forme de projet de rapport au
groupe d’accompagnement, puis discutés avec lui.

Structure du rapport et remerciements

Tous les résultats de I'évaluation sont documentés dans le présent rap-
port. Ce rapport comprend, dans le chapitre 1, un récapitulatif des princi-
paux résultats, les conclusions et toute une série de propositions
d’amélioration. Le chapitre 2 contient un descriptif détaillé de la procé-
dure, alors que le concept et I'historique de la convention de prestation
sont décrits dans le détail dans le chapitre 3.

Les chapitres4 a6 approfondissent les différents résultats de
I'évaluation: les chapitres 4 et 5 sont dédiés a I'objet 1 de I'évaluation et
le chapitre 6 a I'objet 2.

L’équipe chargée de I'évaluation remercie vivement les membres du
groupe d’accompagnement, les personnes interrogées et les respon-
sables du projet pour la confiance et I'aide qu’ils leur ont accordées.
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2.2 Evaluation de I'objet 1

Ci-aprés un récapitulatif du résultat concernant la conception, le déve-
loppement et la mise en ceuvre ainsi que l'efficacité de la convention de
prestations. Dans I'ordre, nous nous pencherons d’abord sur I'évaluation
théorique de la conception, I'évaluation de la mise en ceuvre en pratique
et I'estimation des effets de la convention de prestations dans le sens
d’'une évolution de l'efficacité et de I'efficience. Chacun des résultats est
précédé de la question de I'évaluation correspondante.

221 Evaluation théorique de la Convention de prestations

L’équipe chargée de I'évaluation a vérifié si la relation contractuelle sui-
vait le principe du principal-agent en présumant une asymétrie
d’'information. Puis elle a analysé si les mesures formulées en théorie
avaient bien été prises afin de réduire cette asymétrie d’information.

Comment peut-on évaluer la relation contractuelle entre 'OFT et les Gl
du point de vue du principe du principal-agent?

Du point de vue théorique, une asymétrie d’'information entre commandi-
taire et prestataire peut étre observée en ce qui concerne les conven-
tions de prestations entre 'OFT et les Gl. Les répercussions négatives
énoncées par le principe du principal-agent pourraient donc apparaitre. |l
s’agit premierement des caractéristiques cachées avant la conclusion de
la convention: Le commanditaire n’a pas une vision compléte de la quali-
té de linfrastructure ferroviaire et ne peut donc pas entiérement évaluer
les montants proposés dans les offres des Gl. Deuxiémement, des actes
cachés peuvent également survenir aprés conclusion du contrat: Les Gl
se comportent de maniére opportuniste au détriment de 'OFT en factu-
rant, par exemple, des colts trop élevés ou en n’exécutant pas le travail
avec la qualité convenue. Troisi€mement, on ne peut pas exclure des
intentions cachées aprés la conclusion de la convention: Les Gl tente-
raient dans ce cas d’interpréter les aspects de l'entretien et de
I'exploitation de linfrastructure non définis dans la convention de presta-
tions en leur faveur et pourraient, par exemple, réclamer des paiements
complémentaires.
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On peut supposer que I'asymétrie d’information survient principalement
dans les conventions de prestations avec les grands Gl (c’est-a-dire les
CFF et les grands Gl privés). Chez les petits et trés petits Gl, 'asymétrie
d’'information est réduite, voire inexistante en raison de la taille limitée
des réseaux ferroviaires. Comme le montre la description de I'évolution
des conventions de prestations, il existe différents événements qui peu-
vent amener a conclure que 'asymétrie d’information est réelle et qu’elle
génére des conflits. Dans ce cadre, il faut notamment souligner le retard
a rattraper dans I'entretien de l'infrastructure chez les CFF par exemple.

Utilise-t-on des mesures théoriques visant a réduire I'asymétrie
d’'informations?

Depuis la mise en place des conventions de prestations, on observe une
forte augmentation des mesures de réduction de [I'asymétrie
d’information. Ci-aprés un bref résumé des principales mesures:

- La plupart des mesures mises en place servent a éviter les caracté-
ristiques cachées. Il s’agit dans ce cas de mesures de signalisation
ou de surveillance. En font partie les rapports sur I'état du réseau
des GlI, qui fournissent des indications sur I'état de l'infrastructure
ferroviaire et qui sont essentiels pendant la phase de négociation.
Citons également les offres et les négociations associées dans la
phase de planification des conventions de prestations, la possibilité
de réaliser des options avec les sommes inutilisées (cf. paragraphe
Situation de la convention de prestations a partir de 2016 dans le
chapitre 3) ainsi que le recours a des expertises par 'OFT pour la
vérification des offres des Gl.

- Les mesures ayant pour objectif d’éviter les actes cachés sont aussi
souvent utilisées, sous la forme de rapports sur la mise en ceuvre de
la convention de prestations, des indicateurs relatifs a la sécurité, la
capacité, I'utilisation et la productivité du réseau ferroviaire ainsi que
plusieurs contréles oraux ou écrits pendant 'année et des audits fi-
nanciers de 'OFT chez les GI.

- Des mesures comme des contrats différenciés ou des systémes de
bonus-malus dans les conventions de prestations sont moins, voire
pas du tout, utilisées. D’autres mesures théoriques imaginables
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comme la participation réciproque au capital, comme elle a lieu dans
I'’économie privée entre les fournisseurs et les commanditaires, ou
encore une intégration verticale (ce qui signifierait la reprise de
infrastructure par I'OFT), ne sont soit pas utiles, soit elles n’ont pas
été mises en ceuvre parce qu’elles doivent valoir comme Ultima Ra-
tio (moyen de dernier recours) si 'un des Gl ne répondait pas a ses
missions.

De maniére générale, I'utilisation des mesures est logique du point de
vue théorique: Pour des raisons de codts, les références littéraires sur le
principe de principal-agent recommandent surtout des procédures admi-
nistratives avant et aprés la conclusion de la convention afin d’éviter les
asymétries d’informations au lieu de faire usage de surveillance et de
sanctions. Ainsi, des procédures prédéfinies sur I'échange d’informations
réduiraient plus efficacement I'asymétrie des informations et donc les
colts de contrdle du principal.'®

Du point de vue théorique, le processus d’élaboration et de mise en
ceuvre du contenu est-il actuellement concu de maniére a réellement
pouvoir étre efficace et efficient?

Du point de vue théorique, l'instrument de la convention de prestations
permet une marge de manceuvre entrepreneuriale en faveur d’une four-
niture efficace et efficiente des prestations par les GIl. L’asymétrie
d’information existante avant et aprés la conclusion de la convention est
aujourd’hui en partie compensée par les mesures citées. Les mesures
sont certes a l'origine de codts (a 'OFP, environ 15 personnes sont
chargées directement du suivi des conventions de prestations), qui sem-
blent toutefois justifiés eu égard au montant élevé de 12 milliards de
francs attribués pour la période 2017 a 2020. Pour les petits et tres petits
Gl, on peut toutefois se poser la question de savoir si des mesures adé-
quates (regroupement ou externalisation de certaines taches) ne permet-
traient pas de faire des économies. Pour terminer, un potentiel
d’amélioration a aussi été identifié dans les systémes d'incitation et de

5 Cf. McCubbins, Mathew D.; Noll, Roger G.; Weingast, Barry R. (1987): Administrative Procedures
as Instruments of Political Control, Journal of Law, Economics, and Organisation, 3(2).
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sanction afin de continuer a accroitre I'efficacité de la mise en ceuvre des
conventions de prestations.

Les conventions de prestations permettent-elles d’'un point de vue théo-
rigue un pilotage et un contrdle efficaces des objectifs de 'OFT concer-
nant la qualité de I'infrastructure ferroviaire?

Les éléments majeurs des conventions de prestations (objectifs, budget
global, planification sur plusieurs années, indicateurs clés, rapports, con-
trole) forment une bonne base a un pilotage et un contréle efficaces de
la qualité de linfrastructure ferroviaire selon le principe du principal-
agent et les nouvelles régles de gestion publique. Il n'est en effet pas
possible d’éviter une certaine asymétrie d’information en raison des ca-
ractéristiques inhérentes a une relation basée sur des prestations. Une
telle démarche serait par ailleurs inutile, car les colts marginaux pour
I'élimination de I'asymétrie d’information augmenteraient de maniere dis-
proportionnée en cas d’augmentation des mesures utilisées.

222 Evaluation pratique de I’évolution et de la mise en ceuvre
de la convention de prestations

Sur la base de l'analyse des entretiens menés avec les responsables de
'OFT, des Gl et d’autres expertes et experts, on peut résumer les expé-
riences pratiques faites avec I'utilisation des conventions de prestations
comme suit:

Comment la mise en ceuvre de la convention de prestations a-t-elle
évolué avec le temps?

Depuis la mise en place de la convention de prestations en 1999, on
note des progrés fondamentaux dans la mise en ceuvre, qui ont amélioré
I'efficacité et I'efficience du processus (planification, fourniture des pres-
tations, contrdle, mesures). Un grand nombre des instruments cités dans
'évaluation théorique ont été développés et utilisés au cours des
17 dernieres années. Du c6té des chemins de fer de plutdt petite taille, le
savoir-faire dans les domaines de la planification et de la mise en ceuvre
de I'exploitation et de I'entretien de linfrastructure s’est également net-
tement approfondi au fil du temps. De maniére générale, ces évolutions
peuvent étre considérées comme positives.
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Il faut toutefois ajouter comme point négatif que le développement de
linstrument de la convention de prestations a nécessité beaucoup de
ressources, qu'il a pris beaucoup de temps et qu’il a engendré des effets
secondaires non négligeables, tels que des conflits entre 'OFT et les GI.
Ces conflits sont surtout apparus dans la négociation des conventions de
prestations, entre 'OFT et les CFF notamment lors de la négociation des
trois derniéres conventions de prestations. Eu égard aux sommes éle-
vées en jeu et a 'importance des transports publics pour I'économie na-
tionale, ces conflits sont toutefois justifiés et ont finalement eu pour ré-
sultat une amélioration des processus et des instruments.

A quoi ressemble la mise en ceuvre pratique des conventions de pres-
tations aujourd'hui?

Aujourd'hui, I'outil de la convention de prestations a atteint un stade dans
lequel il est conforme aux intentions du législateur. Les derniéres con-
ventions de prestations pour la période 2017 — 2020 sont évaluées
comme satisfaisantes a bonnes par toutes les parties prenantes. La
phase de planification se démarque par une négociation efficace. L'OFT
et les Gl disposent de nombreuses mesures pour réduire I'asymétrie
d’information dans la relation contractuelle. Ces mesures sont utilisées
en pratique, elles sont efficaces et se développent sans cesse.

L’OFT et les Gl ont acquis des compétences afin d’élaboré et de mettre
en place des instruments en faveur d'une mise en ceuvre efficiente. Les
rapports sur I'état du réseau, les entretiens de contrdle en cours d’année
ainsi que les indicateurs clés jouent un rble essentiel a cet égard. De
maniére générale, la convention de prestations est un outil prometteur
qui devrait trés probablement se développer positivement dans les pé-
riodes a venir sur la base des activités en cours. Dans les entretiens que
nous avons meneés, personne n'a exprimé le souhait de revenir a la si-
tuation avant la mise en place des conventions de prestations.

2.2.3 Evaluation de I'efficacité

L'objectif final des conventions de prestations consiste a garantir
I'entretien et I'exploitation de l'infrastructure ferroviaire de maniére effi-
cace (dans le sens d'une sécurité, d’'une capacité et d’'une disponibilité
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élevées du réseau ferroviaire) et efficiente. Concernant ces objectifs, nos
constatations sont les suivantes:

Comment peut-on évaluer I'efficacité et I'efficience des conventions de
prestations?

Les résultats de I'évaluation permettent de constater les principales ré-
percussions positives suivantes des conventions de prestations en ce
qui concerne l'efficacité et I'efficience dans l'atteinte des objectifs:

Selon les affirmations de la plupart des personnes interrogées, les
enveloppes budgétaires sur quatre ans, les procédures de négocia-
tion et la mise en place d'options ont accru I'efficience de I'entretien
de l'infrastructure en comparaison a la situation avant la mise en
place de la convention de prestations. Les indicateurs d’efficacité
analysés (divers colts spécifiques par kilométre de tracé) soutien-
nent en partie cette constatation qualitative.

Les instruments mis en place dans la convention de prestations ont
donné a I'OFT et aux Gl de meilleures connaissances sur 'état du
réseau, leur permettant ainsi de maintenir la qualité du réseau a un
niveau adéquat. Le rapport sur I'état du réseau accroit également
I'efficience dans la mesure ou des informations plus précises sur la
qualité de I'état du réseau facilitent I'attribution des budgets. Les in-
dicateurs sur la sécurité, la capacité et I'utilisation du réseau analy-
sés viennent soutenir cette constatation dans certains cas, notam-
ment en ce qui concerne I'utilisation du réseau et la sécurité.

La convention de prestations a engendré une professionnalisation
chez les petits Gl surtout, mais aussi en partie chez les Gl moyens.
lls sont désormais tenus d’élaborer un plan d’investissement et de
gérer leur réseau de maniére systématique (ce qui n’était souvent
pas le cas chez les petits Gl avant la mise en place de la convention
de prestations). Les compétences en planification ainsi qu’'en mise
en ceuvre des projets ont largement augmenté, selon les déclara-
tions des personnes interrogées. La commande par programme
dans les conventions de prestations a en outre largement réduit les
frais des GlI.
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Simultanément, on identifie les défis suivants, qui concernent principa-
lement la mesure de I'efficacité et de I'efficience:

Comme I'a montré l'analyse, on utilise aujourd’'hui rarement, voire
pas du tout, de mécanismes d’incitation et de sanction selon un sys-
téme de bonus/malus afin de promouvoir une fourniture efficace des
prestations par les Gl. Actuellement, ces incitations et sanctions font
I'objet de critiques selon les résultats des entretiens que nous avons
menés. On se pose des questions sur leur applicabilité, surtout
quand on se penche sur le retard important constaté dans I'entretien
du réseau ferroviaire.

La mesure de l'efficacité et de I'efficience de la fourniture des pres-
tations engendre de grandes difficultés. Malgré la présence d'indica-
teurs recueillis systématiquement dans le cadre des conventions de
prestations, il n'est aujourd’hui pas possible de trouver un véritable
lien de causalité entre 'amélioration apportée par les conventions de
prestations et la qualité de I'entretien et de [I'exploitation de
l'infrastructure ferroviaire. L'appost de l'analyse réalisée par nos
soins des indicateurs clés est plutét modeste: Nous n’avons en effet
trouvé aucune corrélation claire entre I'utilisation des conventions de
prestations et I’évolution des indicateurs clés concernant la sécuritée,
la capacité, la productivité et I'utilisation du réseau. Ceci est proba-
blement d0 au fait que les séries chronologiques existantes, et no-
tamment celles sur cinq ans pour les quatre chemins de fer privés
analysés, ne sont pas assez longues pour permettre une identifica-
tion claire de répercussions sur l'infrastructure suite a des modifica-
tions des conventions de prestations. Dans les entretiens, les per-
sonnes interrogées sont toutefois parties du principe que les réper-
cussions d’'un changement au niveau de I'entretien ne seraient vi-
sibles qu’au bout de dix ans environ. Les données sont également
incomplétes: pour certains Gl, il 'y a pas de valeurs cibles pour
quelques années et les personnes interrogées ont également émis
des doutes sur les méthodes de collecte des indicateurs clés, qui ne
seraient pas les mémes pour tous les Gl.

Les mécanismes d’action entre la convention de prestations et les
répercussions sur les groupes de clients des Gl (transport de per-
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sonnes et de marchandises) se dessinent, mais ils ne peuvent pas
étre clairement identifiés dans les enquétes (faibles sur ce point) ré-
alisées par nos soins.

De maniére générale, les résultats qualitatifs principalement et quelques
données chiffrées permettent de conclure a une relation positive entre la
convention de prestations d’'un cété et l'utilisation efficace des moyens
pour 'entretien de linfrastructure ferroviaire et la qualité de l'autre. Au-
cune preuve quantitative nette n’est toutefois possible.

En relation avec la discussion sur I'efficacité et I'efficience de I'entretien
et I'exploitation du réseau dans sa constellation actuelle, dans laquelle
les fournisseurs des prestations de transport sont aussi responsables de
'entretien, ceci se justifie aussi de maniéere intrinséque: Une infrastruc-
ture mal entretenue met en danger la fourniture de prestations de trans-
port par les entreprises de transport a moyen et long terme. Les incita-
tions externes données par les conventions de prestations ne sont donc
qu’'un argument pour améliorer l'efficacité et I'efficience. La motivation
interne due a la responsabilisation qui débouche sur la conception et la
mise en ceuvre de standards de qualité internes représente un élément
majeur pour la qualité de I'infrastructure ferroviaire selon les résultats de
nos entretiens.

De maniére générale, nos constatations qui s’appuient surtout sur les
résultats qualitatifs des entretiens sont plus positives que celles d'une
évaluation d’Anne Greinus portant sur les trois premiéres conventions de
prestations avec les CFF.'® Elles rejoignent celles d’A. Greinus sur les
CFF dans le sens ou les conventions de prestations incitent plus a
I'efficacité et a I'efficience que la réglementation avant 1999. De la méme
maniére, nos conclusions et celles d’A. Greinus montrent que les con-
ventions de prestations ont accru les possibilités de pilotage par 'OFT.
A. Greinus est en revanche plus critique en ce qui concerne les incita-
tions a l'efficience pour les Gl. Cette constatation est conforme a notre

6 Greinus, Dagny Anne (2016): Financial Rail Infrastructure by multi-annual Performance Contracts —
a case based evaluation, Ecole polytechnique fédérale de Lausanne (EPFL), Lausanne, p. 112;
201.
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analyse théorique, selon laquelle le processus de la convention de pres-
tations ne contient actuellement que peu d’instruments d'incitation. Nous
sommes toutefois convaincus que sur 'ensemble des Gl et sur la base
de I'évolution des derniéres conventions de prestations, il y a plus
d’incitations en faveur d’'un comportement efficace et efficient, méme s’il
reste des améliorations a y apporter (cf. paragraphe 1.5).

2.3 Evaluation de I'objet 2

La structure de propriétaire actuelle des CFF (la Confédération est pro-
priétaire a 100% des CFF) et la procédure d’attribution de montants pour
linfrastructure (OFT en qualité d’office fédéral commande des presta-
tions d’infrastructure auprés des CFF) créent en théorie un conflit d'inté-
réts entre le propriétaire et le commanditaire:

- La Confédération en tant que propriétaire des CFF est responsable
de la performance et de la pérennisation de I'entreprise dans cette
fonction. Son intérét est que le résultat d’exploitation de son entre-
prise soit bon ou du moins que les pertes soient les plus faibles pos-
sibles pour la Confédération.

- La Confédération en tant que commanditaire de prestations
d’infrastructure auprés des CFF est inversement intéressée par une
fourniture la plus efficace et efficiente possible des prestations et ne
souhaite financer que les travaux d’entretien que les entreprises ne
peuvent financer seules sur la base de leurs bénéfices.

Dans le cadre de I'évaluation, nous avons vérifié si la constellation citée
plus haut pouvait mener a des problémes de cohérence en théorie et si
c’était le cas, si les mesures citées en théorie ont été appliquées pour
éviter ces problémes de cohérence et si elles se sont avérées efficaces
en pratique. Nous nous sommes concentrés sur la problématique fon-
damentale décrite entre le role de commanditaire et de propriétaire et
nous avons évalué la grande variété des objectifs du propriétaire et du
commanditaire sans les analyser dans le détail.
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Evaluation théorique de la cohérence de la politique du commanditaire et
du propriétaire

Y a-t-il des problemes de cohérence du point de vue théorique?

En théorie, la structure actuelle de propriété chez les CFF et la procé-
dure d’attribution des montants d'infrastructure ménent obligatoirement a
des problémes de cohérence: Ces problemes peuvent tout d’abord
s’exprimer sous forme de conflits entre les objectifs du propriétaire et
ceux du commanditaire. Le propriétaire peut avoir un intérét a demander
le financement d’'une grande partie des colts d’infrastructure des CFF
par des fonds publics afin de ne pas créer de charges supplémentaires
pour ses autres secteurs d’activité (transport de personnes et de mar-
chandises). Ce probleme est particulierement marqué dans les entre-
prises a intégration verticale, responsables de l'infrastructure d’une part
et des prestations de transport d’autre part. Deuxi€mement, un contour-
nement du commanditaire (c’est-a-dire la division Financement de 'OFT)
par le propriétaire (Administration fédérale des finances [AFF] et SG
DETEC) peut apparaitre. Cet effet est surtout possible lors de la défini-
tion des budgets pour I'entretien de l'infrastructure, des objectifs du pro-
priétaire et de la médiation en cas de litiges entre 'OFT et les CFF. Et
pour terminer, on peut troisiemement aussi s'imaginer que le commandi-
taire est influencé par du lobbying auprés du financeur (le Parlement) ou
que ses prescriptions sont contournées, par exemple, en augmentant le
cadre budgétaire du financement de l'infrastructure.

Les trois problemes de cohérence cités peuvent étre désamorcés par
des mesures adéquates. Du point de vue théorique, on ne peut toutefois
pas les éliminer entiérement sans provoquer de modification de la situa-
tion du propriétaire (étendue de la participation de la Confédération aux
CFF) ou du modéle dual pour la garantie des intéréts du propriétaire.

Evaluation pratique de la cohérence entre politique du propriétaire et du
commanditaire

Quelles mesures sont prises pour éviter les problemes de cohérence et
avec quel succes?
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Pour répondre a cette question, nous avons identifié les instruments
possibles pour éviter les problémes de cohérence et vérifié s’ils avaient
été mis en pratique et avec quel succes. La figure D 1.1 donne une vue
d’ensemble de nos constatations.

D 2.1: Mise en ceuvre des mesures pour éviter les problémes de cohérence

Probléme de cohérence 1: Mesures de résolution des conflits entre propriétaire et commanditaire
M 1: Formalisation  mise en

Le propriétaire formule explicitement ses objectifs stratégiques.
des objectifs visés  ceuvre

Le Parlement approuve le cadre financier pour la commande des

prestations.
M 2: Séparation mise en - La Confédération n'est pas représentée au Conseil d’administration
personnelle des ceuvre des CFF.

responsabilités

Il n’y a pas de membre du Conseil d’administration mandaté et
recevant ses instructions de la Confédération.

M 3: Séparation en partie - La réglementation actuelle suit le modéle dual conformément au
institutionnelle des  mise en rapport de Corporate Governance de la Confédération (point de
responsabilités ceuvre vue contenu DETEC, point de vue financier AFF).

- Lors de la définition du credit-cadre, des conflits de réle peuvent
aussi apparaitre a I'AFF; ces conflits ont toutefois été largement
amoindris par la mise en place du FIF.

M 4: Séparation mise en - Jusqu’en 2016, les objectifs du propriétaire et du commanditaire
formelle des objec- ceuvre sont régis dans la convention de prestations, a partir de 2016, la
tifs du propriétaire séparation est formellement claire.

et du commandi-
taire
Probléme de cohérence 2: Mesures pour éviter le contournement du commanditaire par le propriétaire

M 5: Séparation mise en - Les rapports sur I'atteinte des objectifs du propriétaire et du com-
des instruments de  ceuvre manditaire sont séparés.
surveillance - Les entretiens sur I'atteinte des objectifs du propriétaire et du

commanditaire sont séparés (a partir de 2016).

M 6: Renonciation  en partie Le propriétaire n’intervient pas dans les affaires courantes des
a toute influence mise en CFF.

par le propriétaire ceuvre Le propriétaire n’intervient pas dans les affaires courantes du

commanditaire.

Lors des négociations, les conflits sont résolus par la direction du
département (propriétaire) en cas de divergence entre 'OFT et les
CFF (art. 51a LCdF).

M 7: Priorisation non - Les objectifs du propriétaire et du commanditaire ne sont pas prio-
des objectifs mise en risés.
ceuvre - Les objectifs du propriétaire et du commanditaire ne sont pas pon-

dérés.
Probléme de cohérence 3: Mesures pour éviter le contournement du commanditaire par le Parlement
M 8: Empécher non - Le Parlement peut ajuster le cadre de paiement pendant la durée
I'ajustement du mis en ceuv- de validité des conventions de prestations.
cadre de paiement re
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Source: graphique réalisé par nos soins.
Légende: OFT: Office fédéral des transports ; LCdF : Loi sur les chemins de fer ; CFF: Chemins de fer fédéraux ; DETEC:

Département fédéral de I'environnement, des transports, de I'énergie et de la communication

Penchons-nous d’abord sur les mesures de résolution des éventuels
conflits entre le propriétaire et le commanditaire (probléme de cohé-
rence 1): Elles sont en grande partie mises en ceuvre et font manifeste-
ment leurs preuves en pratique. Seule la séparation institutionnelle uni-
voque entre propriétaire et commanditaire (M 3) n’est pas encore entie-
rement appliquée.

Le risque de contournement du commanditaire par le propriétaire (pro-
bléme de cohérence 2) persiste jusqu’a un certain degré. Parmi les trois
mesures de réduction de ce probléeme analysées, seule la mesure 5 qui
prévoit la séparation des instruments de surveillance du prestataire et du
commanditaire a été mise en ceuvre. Le risque que le propriétaire con-
tourne le commanditaire existe toujours si les conflits entre 'OFT et les
CFF montent en puissance et que la direction du département doit pren-
dre une décision.

Le contournement du commanditaire par du lobbying auprés du Parle-
ment reste également possible, méme si ce risque a diminué par des
négociations plus intenses dans la derniére période de la convention de
prestations entre 'OFT et les CFF et par le crédit-cadre commun pour
tous les Gl dans le cadre du fonds d’infrastructure ferroviaire (FIF).

24 Appréciation globale

Comment peut-on globalement évaluer la convention de prestations?
L’évaluation de la convention de prestations méne a toute une série de
résultats positifs. Depuis la mise en place de linstrument en 1999, de
nombreuses nouvelles mesures ont été développées et lancées afin de
réduire 'asymétrie d’information entre I'OFT et les Gl autant en théorie
gu’en pratique. L’outil s’est rodé, il est appliqué partout de la méme ma-
niére et répond aux exigences déduites de la théorie. Les conventions
de prestations ont augmenté la qualité de la planification et de la mise en
ceuvre, notamment pour les petits Gl, du point de vue de I'équipe char-
gée de I'évaluation.
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Faut-il garder la convention de prestations comme instrument?
Aujourd’hui, on peut dire de la convention de prestations qu’il s’agit d'un
instrument qui permet de garantir la qualité de l'infrastructure ferroviaire
et de promouvoir une exploitation efficiente des ressources. En compa-
raison avec la situation avant la mise en place des conventions de pres-
tations, la sécurité de planification a été accrue, la transparence amélio-
rée, 'échange entre les différentes parties prenantes augmentées et la
marche de manceuvre des Gl s’est logiquement étendue. Les négocia-
tions, I'enveloppe budgétaire et l'instauration d’options ont fait avancer
I'efficience et I'efficacité. Le développement d’outils comme le rapport sur
I'état du réseau et les indicateurs clés notamment a permis de mieux ob-
server |'état de linfrastructure et de soutenir une utilisation plus efficace
des ressources existantes. Nous partons du principe que ces répercus-
sions seront encore meilleures a I'avenir grace a I'amélioration perma-
nente des systémes d’indicateurs clés.

Ou faut-il optimiser la convention de prestations?

Aujourd’hui, la convention de prestations présente quelques faiblesses
qui ont en partie été éliminées mais qui persistent dans d’autres cas.
D’une part, il a fallu 17 ans pour établir et mettre en place un cycle de
contréle de gestion harmonisé, qui s’étend a tous les Gl. Le développe-
ment des instruments a nécessité beaucoup de ressources et la mise en
ceuvre a créé d’'importants conflits entre les CFF et 'OFT entre 2009 et
2014 environ.

Deuxiémement, I'évaluation de I'effet des mesures mises en ceuvre dans
le cadre des conventions de prestations avec les indicateurs clés de-
meure difficile.

Troisiemement, il reste aujourd’hui encore difficile d’évaluer la corrélation
entre cause et effet, surtout parce que les conséquences des prestations
fournies n’ont un impact au niveau des indicateurs que de nombreuses
années aprés leur réalisation. On peut donc constater un potentiel
d’amélioration surtout au niveau des outils de contrdle.

Quatriemement on peut se demander quelles incitations mettre en place
pour une fourniture plus efficiente des prestations une fois que le retard
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d’entretien de I'infrastructure aura été rattrapé. Les systémes d'incitation
et de sanction présentent donc encore un potentiel d’amélioration.

Comment peut-on évaluer la problématigue du propriétaire-
commanditaire?

La problématique a été désamorcée au fil du développement de la con-
vention de prestations. Et ce, grace a 'amélioration de la négociation
entre les CFF et 'OFT, mais aussi a la séparation univoque des objectifs
du propriétaire et ceux du commanditaire en deux outils différents. Le
probléme restant est la possibilité de contournement du commanditaire
(OFT) par le propriétaire (AFF et SG DETEC) en cas de conflit. Ce pro-
bléme ne pourra étre réduit qu’en procédant a un changement de per-
ception de la structure de propriétaire par la Confédération. La possibilité
de contournement du commanditaire par lobbying du Parlement est limi-
tée, mais persiste.

2.5 Recommandations

L’évaluation avait pour objectif de formuler des recommandations et des
propositions d’amélioration sur la base des constatations faites. La figure
D 1.2 suivante sert de point de départ. Elle montre les instruments utili-
sés aujourd’hui avec un rapport commanditaire/prestataire optimal et
ceux qui ne sont pas appliqués. Les optimisations que nous proposons
concernent les mesures apparaissant sur fond gris.
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D 2.2: Récapitulatif des mesures appliquées pour éviter les asymétries d'information et
propositions d’amélioration
Type de Mesures
probleme Appliqué Non appliqué
identifié?
Caractéristiques Oui, existantes - Signalisation et surveillance (offres, | - auto-sélection par des
cachées en théorie rapports sur I'état du réseau, exper- contrats différenciés

tises et rapports spécialisés)
Incitations avec options

Systemes de bo-
nus/malus

Actes cachés Oui, existants

en théorie

Surveillance, contréle (indicateurs
clés, rapports, audits financiers)
Entretiens

Peu d'incitations et de
sanctions
Contréles d’exécution
aléatoires

Intention cachée Oui, existante

en théorie

Conventions & moyen terme

Participations au capital
et aux bénéfices ainsi
qu’intégration verticale

Problémes de Oui, existants

cohérence entre en théorie
réle de proprié-
taire et de com-

manditaire

Formalisation des objectifs visés
Séparation personnelle des respon-
sabilités

Séparation institutionnelle des res-
ponsabilités

Séparation formelle des objectifs du
propriétaire et du commanditaire
Séparation des instruments de
surveillance

- Renonciation a toute influence par
le propriétaire
Priorisation des objectifs

Empécher la modification
du crédit-cadre par le
Parlement

Source: graphique réalisé par nos soins.

Légende: en gris: Mesures d'optimisation des conventions de prestations proposées par I'équipe chargée de I'évaluation.

Les constatations nous aménent a formuler les recommandations sui-

vantes.

Recommandation 1: Etendre les incitations financiéres dans les

conventions de prestations

E1: Nous recommandons a I'OFT de mettre en place un systéme de bo-
nus/malus pour la prochaine période de la convention de prestations
2021 & 2024 pour les CFF et les plus grands Gl privés, axé sur celui de
I'Office fédéral des routes (OFROU) dans le secteur des routes natio-
nales et du trafic de voyageurs des CFF.
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Nous justifions cette recommandation comme suit:

Il existe aujourd’hui déja des incitations financiéres dans I'attribution
d’enveloppes budgétaires (augmentation de la marge de manceuvre
des El par rapport a la situation avant 1999 ou 2011) et dans les op-
tions des conventions de prestations (elles peuvent étre appliquées
lorsque des ressources se libérent). L’attribution d’enveloppes bud-
gétaires et les options dans les conventions de prestations favori-
sent une exploitation efficiente des ressources: Les sommes sont
utilisées par les Gl dans les domaines ou elles sont les plus utiles et
les ressources excédentaires peuvent étre utilisées pour d’autres
mesures et investissements dans le domaine de I'entretien et de
I'exploitation de l'infrastructure. Ces incitations sont bien acceptées
aujourd'hui et ne sont pas contestées, du moins dans les entretiens
que nous avons menés. La Loi sur les chemins de fer permet au-
jourd’hui aussi d’affecter les excédents du compte de résultat dans
une réserve qui pourra étre réutilisée ultérieurement pour couvrir des
déficits ou prendre des mesures d’entretien.

Du point de vue théorique, il y a toutefois plus de mécanismes
d’incitation disponibles que ceux réellement utilisés. Au centre se
trouve un systéme de bonus/malus qui pourrait se baser sur les inci-
tations financiéres existantes telles que décrites plus haut. Pour ré-
sumer, on peut dire quun tel systéme pour [I'exploitation et
'entretien se décrit comme suit: Si I'enveloppe budgétaire pour
quatre ans est dépassée, le Gl concerné devra supporter les colts
supplémentaires. Si le crédit alloué n’est pas entiérement utilisé, le
Gl pourra conserver une partie des économies réalisées. On utilise
des systemes similaires dans le trafic des voyageurs des CFF avec
le Zurcher Verkehrsbund (ZVV) ou pour I'entretien du réseau de
routes nationales par 'OFROU. On peut aussi envisager de mettre
en place une réserve variable dans la premiére version du systéme
de bonus/malus, alimentée par les économies réalisées dans les
conventions de prestations.

Un tel systéme de bonus/malus est considéré comme utile par les
personnes interrogées. L’analyse montre aussi que ce type de sys-
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téme d’incitation n’a que peu été utilisé a ce jour en comparaison
avec les mesures dans le domaine de la signalisation et de la sur-
veillance. Le Contrdle fédéral des finances (CDF) a par ailleurs re-
commandé une utilisation élargie des systémes d’incitation dans son
rapport. Il nous semble donc judicieux d’apporter des améliorations
dans ce domaine'.

Toute une série d’'arguments théoriques, juridiques, pratiques, politiques
et méthodologiques s’opposent toutefois aujourd'hui a l'utilisation de sys-
témes de bonus/malus:

- En théorie, on reproche aux incitations de réduire les motivations
intrinséques, de mener a une concentration unilatérale sur quelques
(rares) indicateurs de réussite et de conduire a des perspectives a
(trop) court terme.'® Les répercussions négatives seraient des ré-
serves tactiques et le risque d’altérer la vision globale de I'entreprise
pour les GI.

- Du point de vue des personnes interrogées, on critique le fait que les
conventions de prestations actuelles ont été conclues dans un envi-
ronnement marqué par le besoin de rattraper le retard dans
I'entretien. Ceci signifie que le systéme n’a pas encore trouvé son
équilibre, avec des moyens affectés suffisants pour couvrir
I'entretien réellement requis. Au contraire, il faut partir du principe
que les moyens actuels sont supérieurs a ceux nécessaires a une
exploitation ordinaire (pour une infrastructure de méme taille) et que
le retard ne pourra étre rattrapé que petit a petit (certaines per-
sonnes interrogées pensent que ce sera le cas en 2021).

- Dans les entretiens, les personnes indiquent aussi que les pouvoirs
politiques reprochent le fait que la distribution de bénéfices issus de
fonds publics soit difficile a communiquer. Eu égard aux économies

7 Controle fédéral des finances CDF (2016): Contréle de la surveillance et de la gestion de projet
pour les projets ferroviaires. Contréle sur l'infrastructure du Matterhorn Gotthard, des Stidostbahn
et des Chemins de fer rhétiques ainsi qu’aupres de I'Office fédéral des transports, Berne.

8 Cf. Greinus, Dagny Anne (2016): Financial Rail Infrastructure by multi-annual Performance Con-
tracts — a case based evaluation, Ecole polytechnique fédérale de Lausanne (EPFL), Lausanne, p.
190-191.
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demandées ménage fédéral, de nombreuses personnes interrogées
craignent aussi que les systéemes de bonus/malus soient critiqués
par les partis, associations et la population et qu’ils ne seraient donc
pas acceptés.

Une objection technique concerne la mesure du bonus et du malus.
La mesure des gains ou pertes est conditionnée a I'élimination des
effets extérieurs, ce qui serait difficile a réaliser selon les informa-
tions de la plupart des personnes interrogées. Il faut notamment ré-
fléchir a 'augmentation de la demande dans le transport de voya-
geurs et de marchandises, aux problémes techniques imprévisibles
(des assainissements d’ ouvrages d’art qui coltent plus cher que
prévu), aux risques liés aux procédures (oppositions) et aux circons-
tances naturelles (intempéries et autres).

Malgré ces objections, nous conseillons de vérifier la faisabilité de sys-
temes de bonus/malus en suivant le mode opératoire suivant:

Le systéme de bonus/malus doit étre lancé a partir de 2021, dans la
mesure ou, selon les estimations de quelques personnes interro-
gées, les retards dans I'entretien de l'infrastructure ferroviaire de-
vraient étre rattrapés a cette date. Les aménagements qui auraient
pour conséquence une augmentation des colts d’entretien pour-
raient alors étre intégrés dans les budgets totaux pour I'entretien et
I’exploitation.

La distribution des bénéfices peut suivre le modéle de TOFROU:™
Ce modeéle prévoit dans un premier temps un minimum et un maxi-
mum pour les provisions. Lorsque le maximum est atteint ou dépas-
sé, les bénéfices sont redistribués a parts égales. L'OFROU (com-
manditaire) et I'unité territoriale responsable de I'entretien (presta-
taire) regoivent chacun 50%. Cette régle ne devrait pas entiérement
contrecarrer les critiques attendues au niveau politique, mais elle
semble équitable. Ainsi, les bénéfices profitent au contribuable, mais

9 Présentation lors de la conférence FISP du 4 mai 2017: Nouvel accord de prestations avec les

unités territoriales OFROU, Berne, p.18; annexe 1 a l'accord de prestations sur I'entretien opéra-
tionnel entre TOFROU et I'unité territoriale responsable de I'entretien.
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aussi au Gl. Avec ces gains, les Gl pourraient définir des signaux
positifs en interne, avec pour conséquence des répercussions favo-
rables pour I'entreprise et donc l'infrastructure.

Lorsqu’on compare le financement par TOFROU de I'entretien des
routes nationales a celui de I'entretien de I'infrastructure ferroviaire,
il faudra que les mesures suivantes soient prises pour la mise en
ceuvre du systéme de bonus/malus évoqué dans le domaine des Gl:
Il faut établir un calcul des colts harmonisé chez les Gl et synchro-
niser les bases de calcul. Dans I'idéal, il faudrait méme standardiser
les produits et produits partiels. Nous proposons toutefois d’étudier
cette option ultérieurement.

Inversement, certaines spécificités de I'entretien de I'infrastructure
ferroviaire et des routes nationales sont trés similaires, ce qui devrait
faciliter le transfert de facteurs de réussite. Citons les monopoles
territoriaux, la personnalité juridique propre des unités responsables
de I'entretien, ce qui permet la mise en place d’un calcul des colts
adéquat et la constitution d'un capital propre pour couvrir les éven-
tuelles pertes.

Lors de la mise en ceuvre, il faut dans une premiére phase renoncer
a relier le bonus ou le malus directement a un ou plusieurs objectifs
en plus du budget global (comme c’est actuellement le cas pour le
trafic de voyageurs des CFF). Il faudrait plutot vérifier si les presta-
tions convenues dans la convention de prestations ont vraiment été
réalisées selon le plan d'investissement du Gl. Une seconde étape
de la mise en place d’'un systéme de bonus/malus pourrait consister
a vérifier si la participation aux bénéfices peut étre couplée aux ob-
jectifs fixés dans la convention de prestations. Dans ce cas, nous
proposons de reprendre le concept applicable au transport de voya-
geurs des CFF. Ce concept mesure le succés sur une période de six
ans en se basant sur des indicateurs. L’objectif n’est pas d’ignorer
les effets externes. On part plutét du principe que ces effets sont
compensés sur la base de l'étendue des prestations et sur le
nombre d’années. On utilise donc les valeurs absolues ou la diffé-
rence absolue entre valeurs réelles et valeurs-cibles sans ignorer les
effets externes (une démarche laborieuse).
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La mise en ceuvre de la recommandation citée peut avoir lieu dans une
phase pilote d’abord auprés d’'un ou deux chemins de fer privés de
moyenne ou grande taille. L’essai pilote peut avoir lieu lors de la se-
conde moitié de la période de la convention de prestations en cours.
Concernant le développement opérationnel du systéeme de bonus/malus,
un groupe de travail composé de représentants de 'OFT et des Gl peut
étre formé en impliquant aussi des représentants de 'OFROU et organi-
sé sur le modéle des groupes de travail de I'Union des transports publics
(UTP).

Recommandation 2: Poursuivre et intensifier les mesures en cours pour
I'amélioration du contréle de gestion

E2: Une série d'activités visant a I'amélioration du contréle de gestion
existant est déja mise en place. Ces activités doivent étre poursuivies,
évaluées et intensifiées si nécessaire eu égard a la recommandation 1.

Les entretiens ont montré que les rapports sur I'état du réseau et les in-
dicateurs des conventions de prestations avaient gagné en qualité au
cours des derniéres années. Ainsi, un standard pour la branche a, par
exemple, été créé pour les rapports sur I'état du réseau, que toutes les
personnes interrogées approuvent. Des améliorations sont toutefois en-
core possibles et certaines sont déja en partie appliquées comme on le
voit sur la liste ci-aprés:?°

- L’articulation entre les rapports sur I'état du réseau, la priorisation
des investissements, la conception des plans d'investissement, les
offres des Gl a 'OFT ainsi que la formulation des indicateurs clés
nécessite des améliorations générales.

- Les indicateurs clés dans les conventions de prestations ne sont,
par exemple, pas encore entierement collectés chez tous les Gl et
font I'objet de mesures en partie différentes. Des propositions
d’harmonisation ont donc été développées qui pourront étre testées
dans un essai pilote a partir de 2018.

20 Cf. présentation lors de la Conférence infrastructure ferroviaire 2016, OFT/UTP, Berne.
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- Les rapports sur I'état du réseau se basent sur un standard com-
mun. Les calculs relatifs a I'évaluation de I'état ne sont toutefois pas
appliqués a l'identique dans tous les domaines. Il y a des efforts a
faire afin d’harmoniser cette démarche.

- Dans le cadre de 'amélioration du contrdle, on travaille actuellement
aussi a une amélioration du contréle des investissements, visant
pour I'OFT et les Gl a répondre aux recommandations du CDF de
2012. Les travaux afférents sont déja trés avancés et devraient étre
terminés fin 2017. L’objectif est une «double notation»: La premiére
notation porte sur la qualité de la préparation des Gl a I'entretien et
a 'aménagement de l'infrastructure au moyen d’instruments de con-
tréle internes et du savoir-faire de leurs collaborateurs. Puis le degré
de risque des différents projets d'infrastructure est mesuré sur une
échelle harmonisée (deuxiéme notation). En fonction de la notation
des Gl et des projets, 'OFT peut décider d’intensifier ses contrbles
pour certains ET et certains projets. On obtient ainsi la base pour un
contréle basé sur le risque. Dans ce contexte, d’autres outils sont
aussi développés (systémes SIG?', indications des bases de don-
nées sur les travaux d’entretien réalisés) pour permettre aux Gl
d’optimiser I'exécution de I'entretien et a 'OFT de garder une vue
d’ensemble de I'entretien.

Les aspects cités sont traités dans les groupes de travail de I'UTP no-
tamment. Notre recommandation va dans le sens de poursuivre ces ef-
forts et de les évaluer en ce qui concerne leur efficacité. En se basant
sur les résultats de I'évaluation, il faudra si nécessaire utiliser d’autres
moyens pour faire évoluer les instruments de contrdle. Les travaux en
cours dans les groupes de travail visent a représenter les caractéris-
tiques des prestations commandées de maniére plus transparente pour
'OFT et pour les Gl et de réduire 'asymétrie d’information. De plus, le
développement des indicateurs clés et des rapports sur I'état du réseau
sera nécessaire pour pouvoir établir un systéeme de bonus/malus con-
forme a la recommandation 1, permettent une corrélation avec les effets.

21 On appelle systeme d'information géographique (SIG) un logiciel permettant d’enregistrer des don-
nées géographiques, de les gérer et de les restituer.
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Recommandation 3: Accroitre la coopération pour les petits et trés petits
Gl

E3: Nous recommandons de promouvoir la coopération pour les petits et
trés petits Gl de la part de 'OFT, de regrouper des taches et éventuel-
lement de les confier & des Gl plus grands.

Les entretiens montrent qu'’il y a un probléme dans la mise en ceuvre des
conventions de prestations parce que les Gl sont trés hétérogénes en ce
qui concerne leur taille (taille du réseau), leur situation géographique, les
spécificités du réseau (p. ex. quantité d’ouvrages d’art), le retard a rat-
traper mais également le savoir-faire et I'expérience dans la planification
a long terme de I'entretien et de I'exploitation du réseau. Cette hétérogé-
néité a pour conséquence que I'OFT, en tant que Principal, doit
s’adapter a un nombre différent de Gl de taille différente avec pour con-
séquence une différence majeure de contenu pour les conventions de
prestations et une augmentation des ressources nécessaires pour les
activités de négociation et de contréle par 'OFT.

Ces colts d'information pourraient étre réduits en restructurant
l'infrastructure ferroviaire sur le fond, par exemple en suivant I'exemple
du secteur de I'électricité (mise en place d'une société nationale) ou celui
de 'OFROU (11 unités territoriales homogeénes). L’évaluation n’avait tou-
tefois pas pour objectif de remettre en question les conditions-cadres
fondamentales du trafic ferroviaire en Suisse. Nous n’approfondirons
donc pas les solutions citées. Nous pensons toutefois qu'il serait judi-
cieux d’envisager une réorganisation de I'entretien et de I'exploitation de
l'infrastructure ferroviaire pour les petits et trés petits Gl (environ 15 a
18 Gl ayant obtenu entre 1,8 et 80 millions de francs sur 4 ans dans les
conventions de prestations actuelles). Deux variantes doivent étre exa-
minées:

- La variante 1 consisterait en la prise en charge de I'entretien et de
I'exploitation des plus petits chemins de fer par les CFF ou de
grands Gl privés. L'infrastructure elle-méme pourrait rester du do-
maine de la responsabilité des petits Gl, alors que l'entretien et
I'exploitation seraient sous-traités aux grands Gl. La répartition pour-
rait se conformer a des principes avant tout géographiques: Ceci si-
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gnifie que les grands Gl travaillant dans un environnement proche
des trés petits et petits Gl pourraient se charger de I'exploitation et
I'entretien de l'infrastructure.

- La variante 2 pourrait signifier que les petits et trés petits Gl deman-
deraient a une seule entreprise de réaliser leurs taches d'infrastruc-
ture. Ceci permettrait de créer des synergies de compétences et de
réduire fortement le nombre des conventions de prestations. Le plus
logique serait de confier cette mission a de grands chemins de fer
privés ou aux CFF.

Outre les variantes énoncées, on peut envisager d’autres types de coo-
pération. Ceci permettrait aussi de faire des appels d’offres sur les pres-
tations, méme si nous pensons que les opportunités d’une véritable con-
currence seraient réduites. L’objectif devrait étre de créer des synergies
de compétences auprés des trés petits et petits Gl et de réduire les
colts liés a la planification et la mise en ceuvre des conventions de pres-
tations.

Recommandation 4: Prévoir la réalisation de contréles aléatoires pour
I'exécution technique

E4: Nous recommandons a 'OFT de procéder a des contréles indépen-
dants, aléatoires et basés sur le risque portant sur la qualité d’exécution
des travaux d’entretien.

Les contrbles réalisés aujourd’hui dans le sens d’'un examen ultérieur de
la mise en ceuvre de la convention de prestations (contrairement au con-
trole de préparation et de planification minutieuse de I'entretien) se con-
centrent principalement sur deux aspects: Le premier aspect concerne la
qualité de I'entretien et de I'exploitation de linfrastructure ferroviaire. Il
est principalement contrélé par les Gl, soit par des contrdles internes,
soit par des entreprises externes mandatées pour la réalisation de con-
tréles. Si 'organe en charge du contréle des prestations a 'OFT consi-
déere que le contréle de I'exécution technique est nécessaire, alors ce
mandat est confié soit au Gl, soit la division Sécurité de 'OFT demande
les renseignements utiles ou les clarifications techniques. Le profession-
nalisme des contrbles et leur fréquence sont différents et plus fréquents
chez les grands Gl selon les entretiens. Le second aspect des controles
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concerne l'utilisation de I'argent public. Dans ce cas, 'organe compétent
de 'OFT définit les priorités du contrdle et réalise des controles aléa-
toires et des audits. Ceci permet de garantir que 'argent des conven-
tions de prestations ne soit pas utilisé a des fins non prévues. Les plans
de liquidités nouvellement introduits limitent encore plus cette possibilité.
Selon nos entretiens, les contrdles internes des Gl et le contrdle finan-
cier de 'OFT sont largement efficaces aujourd’hui. Aucune infraction no-
table n’est apparue dans I'attribution financiere de I'argent public.

Ce qui manque en revanche du point de vue de I'évaluation, ce sont les
controles de la qualité et de la quantité des travaux d’entretien et
d’exploitation financés par 'OFT qui sont réalisés. Nous pensons qu’une
combinaison entre controles basés sur le risque et aléatoires pourrait
s’avérer judicieuse. Les contrbles peuvent étre réalisés soit par des spé-
cialistes externes sur mandat de I'OFT, soit ils sont réalisés entre les Gl
pour encore accroitre leur acceptation et leur efficacité. Dans le domaine
des contréles basés sur les risques, il est possible d’avoir recours aux
expériences faites dans d’autres domaines de I'administration fédérale
(p- ex. Office fédéral de la sécurité alimentaire et des affaires vétéri-
naires [OSAV] ou encore Office fédéral de I'environnement [OFEV]).

Nous considérons la forme du contrdle ci-dessus esquissée comme judi-
cieuse pour les raisons suivantes:

- Les contrdles ont pour I'essentiel un effet préventif et renforcent la
conscience de I'importance de ces contrdles aupres des Gl.

- Les contréles réalisés par des experts externes permettent
d’identifier les erreurs systématiques survenant non intentionnelle-
ment, parce qu’en interne le contréle a toujours lieu de la méme ma-
niére (incorrecte) ou parce que les nouvelles technologies et con-
naissances générent de nouveaux procédes de contréle qui peuvent
étre intégrés par les contrbles externes.

- Il est possible de comparer les résultats des contrdles internes et
externes pour encourager une discussion de qualité entre Gl et
entre les Gl et 'OFT.
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Comme notre analyse le montre, les instruments de contrble de gestion
actuels ont été fortement élargis dans la phase de planification de la
convention de prestations. Comme souligné dans la recommandation 2,
cette situation est explicitement positive selon I'évaluation et ne doit pas
étre remplacée par des contrbles aléatoires. Dans les entretiens, cer-
taines personnes considerent toutefois aussi que le nombre d'instru-
ments de planification est suffisant. Nous pensons donc qu'il serait judi-
cieux de compléter les instruments au niveau de la mise en ceuvre.

Recommandation 5: Priorisation des objectifs

E5: L'équipe chargée de I'évaluation recommande de vérifier la possibili-
té d’'une priorisation des objectifs du propriétaire et ceux du commandi-
taire.

Aujourd’hui, ces objectifs ne sont pas priorisés dans les conventions de
prestations, ni dans la stratégie de propriétaire du Conseil fédéral envers
les CFF. Nous recommandons donc que les organes compétents discu-
tent et définissent une priorisation des objectifs pour la fonction de pro-
priétaire et de commanditaire et que la convention de prestations des
CFF soit harmonise avec la stratégie du propriétaire. Ceci mettrait en
évidence de maniére explicite le champ de tension des objectifs de pro-
priétaire et de commanditaire, ce qui peut faciliter les décisions lorsque
les moyens sont limités. Il faudrait éventuellement aussi envisager une
harmonisation temporelle entre la convention de prestations des CFF
(actuellement 2017-2020) et la stratégie de propriétaire (actuellement
2015-2018), pour améliorer la coordination des points de vue du proprié-
taire et du commanditaire.
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3 EINLEITUNG

Mitte der 1990er-Jahre erfuhr die Finanzierung der Bahninfrastruktur in
der Schweiz eine starke Veranderung. Es wurde eine Trennung zwi-
schen der Finanzierung der Leistungen der Bahn (Beférderung von Per-
sonen und Gutern) und der Finanzierung der Bereitstellung der notwen-
digen Infrastruktur vollzogen. Ein freier Zugang zum Schienennetz fir
Transportunternehmen wurde eingefiihrt. Seither missen die Eisen-
bahnverkehrsunternehmen flr die Beniltzung des Schienennetzes den
Infrastrukturbetreiberinnen (ISB) den sogenannten Trassenpreis bezah-
len. In der Schweiz gibt es heute 38 ISB, welche fiir den Unterhalt der
Infrastruktur sorgen und dafir Gber den Trassenpreis entlohnt werden.

Die heutigen Trassenpreise decken aber nicht die vollen Kosten der ISB
fur den Betrieb und den Unterhalt der Eisenbahninfrastruktur ab. Um ei-
ne sichere und leistungsfahige Bahninfrastruktur zu erhalten, bestellt der
Bund daher bei den ISB zuséatzliche Leistungen und bezahlt diese ent-
sprechend. Durch die zusatzlichen Leistungen sollen die Erhaltung und
die Anpassung der Bahninfrastruktur an den Stand der Technik sowie
die Erfordernisse des Verkehrs sicherstellen. Dariiber hinausgehende
Investitionen werden als Ausbaumassnahmen lber Umsetzungsverein-
barungen bei den ISB bestellt.

Seit 1999 schliesst das BAV im Namen des Bundes mit den SBB Leis-
tungsvereinbarungen ab. Diese regeln jeweils flr vier Jahre, welche
Leistungen die SBB im Bereich des Infrastrukturunterhaltes und des Be-
triebs zu erbringen haben und welchen Geldbetrag der Bund den SBB
zur Abgeltung dieser Leistungen (zusatzlich zu den Trassenpreisen, den
die ISB einnehmen) erstattet. Seit 2011 schliesst der Bund ebenfalls mit
den Privatbahnen Leistungsvereinbarungen fiir den Bereich des Infra-
strukturunterhalts und Betriebs ab. Im Jahr 2017 wurden total 38 Leis-
tungsvereinbarungen mit den ISB abgeschlossen. Die Leistungsverein-
barungen umfassen einen Betrag von gut 12 Milliarden Franken fir je-
weils vier Jahre. Aktuell laufen die Leistungsvereinbarungen fir die Peri-
ode von 2017 bis 2020.
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Die zentrale Zielsetzung der Vergabe von Bundesmitteln mittels Leis-
tungsvereinbarungen besteht darin, die Qualitdt der Bahninfrastruktur
effizient und wirkungsvoll zu gewahrleisten. Es wird ein Rahmenbetrag
fur vier Jahre vereinbart, mit der Verpflichtung die Ziele zu verfolgen und
systematisch Bericht zu erstatten (vgl. Kapitel 4).

Nach nunmehr 17 Jahren Erfahrungen mit dem Instrument der Leis-
tungsvereinbarung will das BAV das Instrument beurteilen lassen. Vor
diesem Hintergrund wurde Interface Politikstudien Forschung Beratung
in Luzern beauftragt, die Eignung der Leistungsvereinbarung als Fih-
rungsinstrument zu evaluieren. Der vorliegende Bericht enthalt die Er-
gebnisse der Evaluation. Bevor wir auf die Resultate naher eingehen,
stellen wir zunachst die methodischen Grundlagen vor. Als erstes wer-
den die zwei Gegenstdnde der Evaluation ausgefihrt. Anschliessend
werden Ziele und Fragestellungen erlautert und das Vorgehen der Eva-
luation beschrieben.

3.1 Gegenstand der Evaluation

Der vorliegende Bericht evaluiert die Leistungsvereinbarungen, welche
zwischen dem BAV und den ISB im Bereich des Eisenbahninfrastruktu-
runterhalts abgeschlossen werden. Wir unterscheiden dabei zwei Ge-
genstande:

Gegenstand 1: Auftragsverhaltnis zwischen BAV und ISB

Dieser erste Evaluationsgegenstand beschaftigt sich mit den Leistungs-
vereinbarungen, die zwischen dem BAV und den ISB abgeschlossen
wurden. Der Bund bestellt bei den ISB Leistungen im Bereich des Infra-
strukturunterhalts und Betriebs und gilt diese mit einem Finanzbetrag ab.
Es handelt sich dabei um ein klassisches Beispiel eines Besteller-
Ersteller-Verhaltnisses, wie es im Public Management haufig vorkommt.
Anders als in einer verwaltungsinternen Leistungserstellung hat der
Bund aber beim Abschluss einer Leistungsvereinbarung mit einem Drrit-
ten keine direkten Durchgriffsmdglichkeiten auf den Dritten. In Bezug auf
die ISB bedeutet dies also: Er kann weder die Aufbau- und Ablaufstruk-
tur der ISB direkt beeinflussen, noch hat er einen direkten Zugriff auf die
Personal- und Finanzflihrung der ISB, um seine Interessen durchzuset-
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zen. Es entsteht daher eine Informationsasymmetrie zwischen der ISB
als Erstellerin und dem BAV als Besteller. Letzterer versucht diese aus-
zugleichen, indem er eine Leistungsvereinbarung mit Zielen, einem Fi-
nanzrahmen und einem Reporting erstellt, um seine Interessen optimal
zu wahren.

Der Gegenstand 1 der vorliegenden Evaluation besteht nun in der Pri-
fung des Besteller-Ersteller-Verhaltnisses zwischen dem BAV und den
ISB. Die Evaluation soll prifen, ob das BAV mit dem Instrument der Leis-
tungsvereinbarung die Instandhaltung der Infrastruktur durch die ISB
steuern, Uberprifen und die Qualitédt der Bahninfrastruktur gewéahrleisten
kann. Gegenstand 1 umfasst somit die Beurteilung der Konzeption, der
Umsetzung sowie der Wirksamkeit der Leistungsvereinbarung.

Gegenstand 2: Koharenz der Ziele in der Leistungsvereinbarung und den
strategischen Zielen des Bundesrates an die SBB

Die SBB waren bis 1999 ein Teil der Bundesverwaltung. 1999 wurden
die SBB in eine spezialrechtliche Aktiengesellschaft Uberfuhrt und
dadurch aus der Bundesverwaltung ausgegliedert. Der Bund ist aber
nach wie vor zu 100 Prozent Eigner der SBB. Als Eigner verabschiedet
der Bundesrat jeweils fiir vier Jahre strategische Ziele fiur die SBB. Die
Eignerinteressen nehmen das Generalsekretariat des Departementes fur
Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation (GS UVEK) und die Eid-
gendssische Finanzverwaltung (EFV) gemeinsam wahr.

Der Bund hat gegentiber den SBB somit zwei Rollen wahrzunehmen: Er
hat einerseits seine Rolle als Eigner zu erflllen und in dieser Funktion
das Wohlergehen der SBB in finanzieller und betrieblicher Sicht zu wah-
ren. Andererseits bestellt der Bund Leistungen bei den SBB und hat da-
bei die Effizienz und die Wirksamkeit sicherzustellen. Gegenstand 2 be-
trifft das Verhéltnis zwischen Eigner- und Bestellerrolle des Bundes ge-
genuber den SBB. Es geht um die Frage, ob die Koharenz zwischen
Eigner- und Bestellerzielen gewahrt bleibt und wie sich die doppelte Rol-
le des Bundes bei den SBB im Rahmen der Umsetzung der Leistungs-
vereinbarung auswirkt.
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Neben den erwahnten Aufgaben obliegen dem BAV eine Reihe weiterer
Pflichten, die es im Rahmen des Eisenbahngesetzes (EBG) zu erfiillen
hat. Darunter fallen insbesondere die Erteilung der Infrastrukturkonzes-
sion und Sicherheitsgenehmigung (gemass Art. 5 Eisenbahngesetz
[EBQ@]), die Erteilung der Netzzugangsbewilligung (Art. 8d EBG) und eine
Reihe weiterer Planungs- und Aufsichtsfunktionen. Diese sind nicht Ge-
genstand dieser Untersuchung.

Ubersicht iiber die zwei Gegensténde der Evaluation

Die Darstellung D 3.1 zeigt die beiden Gegenstande der Evaluation und
deren Zusammenhang. Gegenstand 1 umfasst die Planung Umsetzung
und Kontrolle der Leistungsvereinbarung. Gegenstand 2 befasst sich mit
der Eigner- und Bestellerrolle des Bundes.

D 3.1: Zwei Gegenstande der Evaluation

Gegengtand 1: Egnung des Instruments Gegengtand 2:\erhéltnis Eigner- und
Begtellerralle des Bundes bei den SBB

i

Vv
Flanung, Bestellung

Zielvorgaben im Rahmen der
Egnerstratege

Offerten

(Leistungsangebot, Mittelfristplanung,
Investitionsplanung)

BAV, ISB
Verhandlung, Abschuss LV

Umsetzung LV

\'%

St

Umsetzung der Zielvorgaben

|i

BAV, ISB
Neuverhandlung LV

Quelle: Darstellung Interface in Anlehnung an Abbildung 1 im Pflichtenheft des Bundesamts fiir Verkehr (BAV).

Legende: BAV: Bundesamt fiir Verkehr, ISB: Infrastrukturbetreiberinnen, LV: Leistungsvereinbarung.
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3.2 Zielsetzung und Fragestellungen

Die Evaluation hat ausgehend von den zwei dargestellten Gegenstanden
folgende Ziele zu erreichen:

- Ziel 1: Die Evaluation soll die Verfahren im Zusammenhang mit den
Leistungsvereinbarungen theoretisch und praktisch bewerten. Auf
Basis der Erkenntnisse sind soweit sinnvoll und mdglich Verbesse-
rungsvorschlage zur Optimierung der Leistungsvereinbarung zu for-
mulieren.

- Ziel 2: Es soll zweitens das Verhaltnis zwischen Eignerrolle und Be-
stellerrolle des Bundes in Bezug auf die SBB theoretisch wie prak-
tisch bewertet und allenfalls Verbesserungsvorschlage zur Redukti-
on von Zielkonflikten formuliert werden.

Die Evaluation hat somit primar eine formative Stossrichtung. Es ist nicht
das Ziel, die heute geltenden Rahmenbedingungen im Bereich des 6f-
fentlichen Verkehrs — namentlich die Aufgabe der Verkehrsunternehmen
zum Unterhalt der Infrastruktur — in Frage zu stellen.

Fur die beiden Zielsetzungen lassen sich Fragestellungen definieren. Wir
beschranken uns an dieser Stelle auf die Formulierung der zentralen
Ubergeordneten Fragen. Wir werden diese bei der Prasentation der Er-
gebnisse in den Kapiteln 5, 6 und 7 zu Beginn der Kapitel detaillierter
ausflihren.

- Fragestellungen zu Ziel 1: Wie ist die Ausgestaltung der Leistungs-
vereinbarung aus theoretischer Sicht zu beurteilen? Sind die not-
wendigen Massnahmen zur Reduktion der Informationsasymmetrie
ergriffen worden? Werden die Leistungsvereinbarungen wie geplant
umgesetzt? Ergeben sich bei der Umsetzung Nebeneffekte? Sind
die Leistungsvereinbarungen wirksam im Sinne der Erreichung der
vereinbarten Ziele und der Garantie einer qualitativ hochwertigen
Bahninfrastruktur? Geben die Leistungsvereinbarungen Anreize fir
eine effiziente Erstellung der Leistungen? Wie kdnnen die Leis-
tungsvereinbarungen allenfalls optimiert werden?
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- Fragestellungen zu Ziel zwei: Wie ist die Intrapolicy-Koharenz aus
theoretischer Sicht zu beurteilen? In welchem Ausmass beeinflussen
sich Eigner- und Bestellerrolle in der Praxis? Wie wird mit Zielkonflik-
ten umgegangen? Sind Optimierungsmaoglichkeiten vorhanden?

In Bezug auf die Fragestellung von Ziel 2 haben wir uns auf die grund-
satzlichen Zielkonflikte zwischen Eignerrolle und Bestellerrolle kon-
zentriert. Hingegen haben wir die Vielzahl der Eigner- und Bestellerziele
nicht im Detail einander gegenilber gestellt, sondern uns auf eine sum-
marische Beurteilung konzentriert.

3.3 Vorgehensweise und Methoden

Um die formulierten Fragen zu beantworten, wurde folgendes Vorgehen
beschritten:

Auftragsbereinigungen

Die hier geschilderten Ziele, Fragestellungen und Vorgehensweisen
wurden mit einer Begleitgruppe diskutiert. Dieser gehoérten neben Vertre-
terinnen und Vertretern des BAV drei Vertreterinnen und Vertreter der
ISB an. Eine Liste der Mitglieder der Begleitgruppe findet sich im Anhang
(vgl. Anhang A4). Anschliessend wurde das Vorgehen bereinigt und die
Liste der zu interviewenden Personen erstellt.

Dokumentenanalyse und theoretische Prufung der beiden Evaluations-
gegenstande

Im Rahmen der Evaluation wurde eine Reihe von Dokumenten ausge-
wertet, welche flr das Verstandnis der Leistungsvereinbarung wichtig
sind. Dazu gehdren einschlagige Gesetzestexte und Verordnungen aber
auch frihere und aktuelle Leistungsvereinbarungen. Ebenso wurden die
strategischen Ziele des Bundes an die SBB sowie die Erlauterungen zur
Leistungsvereinbarungen und Eignerstrategie des Bundes ausgewertet.
Eine Liste der wichtigsten ausgewerteten Dokumente findet sich im An-
hang (vgl. Anhang A5).

Die Dokumente dienten in einem ersten Schritt einer Beschreibung der
Entstehung und Entwicklung der Leistungsvereinbarung seit Mitte der
1990er-Jahre (vgl. Kapitel 4). Anschliessend wurde auf Basis der Prinzi-
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pal-Agenten-Theorie des Public Management Kriterien definiert, mit de-
ren Hilfe eine theoretische Priifung der Evaluationsgegensténde vorge-
nommen worden ist. Das Ergebnis dieser Prifung wurde in Form einer
Prasentation der Begleitgruppe vorgestellt und diskutiert. Die Ergebnisse
dazu finden sich in den jeweils ersten Abschnitten der Kapitel 5 und 7.

Durchfuhrung und Auswertungen der Interviews

Auf Basis der Fragestellungen wurde ein Interviewleitfaden erstellt. An-
hand dessen wurden insgesamt 22 Interviews durchgefihrt, in denen to-
tal 28 Personen befragt worden sind. Es wurden Vertretende des Bestel-
lers, des Eigners GS UVEK und EFV, der SBB und anderen ISB, ver-
schiedener Cargo-Unternehmen, weiterer relevanter Bundesstellen so-
wie eines Kantons interviewt. Punktuell wurden zu Fragen der Optimie-
rung der Instrumente telefonische Interviews mit Personen vom ASTRA,
den SBB sowie den Osterreichischen Bundesbahnen (OBB) und der
Deutschen Bahn (DB) gefuhrt.

Die Interviews wurden entlang der Evaluationsfragen ausgewertet. Sie
dienten primar dazu, die Umsetzung und die Wirksamkeit der Leistungs-
vereinbarung zu prifen. Ebenso wurden die praktischen Fragen zur Int-
rapolicy-Koharenz mittels der Ergebnisse der Interviews Uberprift. Die
Ergebnisse finden sich in den Kapiteln 5 und 7.

Datenauswertungen

Die ISB liefern dem BAV eine Reihe von Indikatoren, welche die Ent-
wicklung der Qualitdt der Infrastruktur beschreiben. Fur funf ISB (die
SBB, SOB, RhB, BLS und TPF) wurden die entsprechenden Daten in
Form von Zeitreihen ausgewertet. Dabei galt es, zu prifen, ob sich aus
den Zeitreihen Wirkungen der Leistungsvereinbarungen ableiten lassen.
Die Ergebnisse dazu finden sich in Kapitel 6.
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4 BESCHREIBUNG DES EVALUATIONSGEGENSTANDS

Zunachst gehen wir auf die Geschichte der Leistungsvereinbarungen ein
und beschreiben die Leistungsbestellung im Eisenbahnbereich und de-
ren Entwicklungen ab 1996. Im Anschluss zeigen wir den Prozess und
die einzelnen Schritte der Leistungsvereinbarungen auf. Insbesondere
auf den Teilprozess der Planung gehen wir vertieft ein und zeigen den
Ablauf im Detail auf. Zuletzt beschreiben wir die Besonderheiten, die sich
daraus ergeben, dass der Bund sowohl Besteller als auch Eigner der
SBB ist.

4.1 Entstehung der Leistungsvereinbarungen

Nach dem Bau der ersten Eisenbahnlinie in der Schweiz im Jahr 1852
entstanden rasch verschiedene Eisenbahngesellschaften, von welchen
die grossten funf anfangs des 20 Jahrhunderts in die SBB und somit in
Staatsbesitz Uberflihrt wurden.?? Es bestanden aber weiterhin auch Pri-
vatbahnen, welche auf Basis einer Vielzahl von Gesetzen Beitrage der
offentlichen Hand bezogen. Die Folge war eine teilweise komplizierte
und fir Externe wenig transparente Finanzierung des o6ffentlichen Regi-
onalverkehrs.?

Entwicklungen bis 1996: Die Revision des Eisenbahngesetzes

Am 24. Marz 1995 kam es zu einer Revision des Eisenbahngesetzes
(EBG). Deren Ziel war es, eine héhere Nachvollziehbarkeit der Geldflus-
se im Bereich des o6ffentlichen Verkehrs zu erreichen, bestehende Un-
gleichbehandlungen zwischen den einzelnen Bahnen zu verringern so-
wie die Eigenwirtschaftlichkeit der Eisenbahnen zu steigern.?*% Ein we-
sentlicher Bestandteil der Revision war die Einfiihrung des Bestellverfah-
rens. Statt der bisherigen Defizitdeckungsgarantie wurden mit der Revi-

22 Vgl. Historisches Lexikon der Schweiz <http://www.hls-dhs-dss.ch/textes/d/D7961.php>, Zugriff am
3.Juli 2017.

2 Vgl. Walter, Felix; Simmen, Helen; Scheidegger, Peter (2005): Evaluation EBG ‘96. Auswirkungen
des Bestellverfahrens gemass der Eisenbahngesetz-Revision von 1996. Ecoplan, Bern/Altdorf.

24 Vgl. Walter, Felix; Simmen, Helen; Scheidegger, Peter (2005): Evaluation EBG ‘96. Auswirkungen
des Bestellverfahrens gemass der Eisenbahngesetz-Revision von 1996. Ecoplan, Bern/Altdorf.

25 Vgl. Historisches Lexikon der Schweiz <http://www.hls-dhs-dss.ch/textes/d/D7961.php>, Zugriff am
3.Juli 2017.
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sion zwischen Bund und Kantonen als Besteller und den ISB als Ersteller
die zu erbringenden Leistungen und deren Preis festgelegt. Das Bestell-
verfahren wurde erganzt durch die Mdglichkeit von Ausschreibungen.
Demnach hatte der Besteller im Folgenden die Méglichkeit, gewisse Li-
nien auszuschreiben.

Gemass einer Evaluation der Revision flihrte diese zu einer erhdhten
Marktnahe und einer Steigerung der Effizienz im Personenverkehr. lhre
Ziele wurden somit erreicht.?®

Entwicklungen ab 1999: Die Bahnreform 1 und Start der Leistungs-
vereinbarung mit den SBB

1999 trat die Bahnreform 1 in Kraft. Sie I0ste die bis dahin guiltigen Leis-
tungsauftrage ab. Die Ziele der Bahnreform waren insbesondere die
bessere Trennung der unternehmerischen und politischen Funktionen,
die Erhdhung des Kosten-Nutzen-Verhaltnisses fir die offentliche Hand
und die Einfihrung von Wettbewerbs-elementen im Bahnsystem. Die
Bahnreform verfolgte Uberdies weiterhin das Ziel, die Transparenz der
Finanzierung des o6ffentlichen Verkehrs zu steigern.

Die Reform wurde vor dem Hintergrund einer stetigen Zunahme der
Konkurrenz zwischen Schiene und Strasse und der sich verschlechtern-
den wirtschaftlichen Lage der SBB verfasst. Um diese zu verbessern,
wurde nach dem Auslaufen des verlangerten Leistungsauftrages von
1987 im Jahr 1999 eine erste Leistungsvereinbarung zwischen dem
Bund und den SBB vereinbart. Hierdurch konnte der Bund basierend auf
dem Eisenbahngesetz von 1995 bei den SBB Leistungen bestellen. Da-
mit entstand eine Abkehr von der nachtraglichen Deckung von Infrastruk-
turkosten durch den Bund hin zu einer Abgeltung von Leistungen, wel-
che ex ante durch eine Leistungsvereinbarung in Umfang und Qualitat
festgelegt worden waren.

Damit einher ging auch eine Scharfung der Aufgabenteilung zwischen
Bund und SBB: Der Bund sollte sich kiinftig auf die politischen und fi-

26 Vgl. Walter, Felix; Simmen, Helen; Scheidegger, Peter (2005): Evaluation EBG ‘96. Auswirkungen
des Bestellverfahrens gemass der Eisenbahngesetz-Revision von 1996. Ecoplan, Bern/Altdorf.
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nanziellen Vorgaben beschranken und die Verantwortung fiir die operati-
ve Fihrung dem Unternehmen Uberlassen. Die SBB wurden im Zug die-
ser Veranderung so weit mdglich in Anlehnung an die Aktiengesellschaft
des Obligationenrechts organisiert und per 1. Januar 1999 in eine spezi-
alrechtliche Aktiengesellschaft im Besitz des Bundes umgewandelt.
Bundesrat und SBB legen seither gemeinsam fiir jeweils vier Jahre Un-
ternehmensziele in einer Leistungsvereinbarung fest, welche dem Par-
lament zur Genehmigung vorgelegt wird. Basierend darauf beschliesst
das Parlament fir denselben Zeitraum einen Zahlungsrahmen, welcher
zusammen mit der Leistungsvereinbarung die Rahmenbedingungen fir
das Unternehmen festlegte. Kosten, die Uber die Leistungsvereinbarung
hinausgehen, werden damit dem Unternehmen selbst belastet.?”

Die Leistungsvereinbarung mit den SBB wurde seit 1999 sechsmal er-
neuert. Die aktuelle Leistungsvereinbarung zwischen Bund und den SBB
hat eine Laufzeit von 2017 bis 2020.

Entwicklungen ab 2005: Die Bahnreform 2 und Start der Leistungs-
vereinbarungen mit den Privatbahnen ab 2011

Hauptziele der Bahnreform 2 waren weiterhin die Effizienzsteigerung im
offentlichen Verkehr und die Sicherung eines leistungsfahigen Bahnsys-
tems durch ein verbessertes Kosten-Nutzen-Verhaltnis. Das Parlament
befand die erste Fassung der Reform als zu komplex und lehnte sie
2005 ab. In den Jahren 2007 und 2009 wurden daher verschiedene As-
pekte der Bahnreform 2 vom Parlament einzeln gutgeheissen. Die Neu-
regelung der Finanzierung wurde separat im Rahmen der Vorlage zu Fi-
nanzierung und Ausbau der Bahninfrastruktur (FABI) geregelt (vgl.
nachster Abschnitt).

Aufgrund der Uberwiegend positiven Erfahrungen mit den Leistungsver-
einbarungen mit den SBB wurde fiur die Jahre 2011 bis 2012 eine weit-
gehende Angleichung der Eisenbahninfrastrukturfinanzierung von Pri-
vatbahnen an die Leistungsvereinbarung mit den SBB angestrebt. Die
entsprechende Rechtsgrundlage wurde 2009 mit dem Bundesgesetz

27 Vgl. zum ganzen Abschnitt Botschaft zur Bahnreform vom 13. November 1996 (SR 96.090).
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Uber die Bahnreform 2 geschaffen.?® Die Angleichung wurde 2011 um-
gesetzt und seit der Periode 2011 bis 2012 werden auch zwischen Bund
und Privatbahnen Leistungsvereinbarungen abgeschlossen.

Entwicklungen ab 2012: Die Vorlage zu Finanzierung und Ausbau der
Bahninfrastruktur (FABI)

Die Vorlage zu Finanzierung und Ausbau der Bahninfrastruktur (FABI)
wurde vom Bundesrat 2012 als direkter Gegenvorschlag zur Volksinitia-
tive ,Fur den offentlichen Verkehr* formuliert und von Volk und Standen
2014 angenommen. Der Bundesrat anerkannte in der Formulierung von
FABI zwar die von den Initianten/-innen monierte Finanzierungsliicke,
schlug als Abhilfe aber statt der Verlagerung der Mineraldlsteuer folgen-
de Massnahmen vor, welche 2016 eingefiihrt wurden:

- Bahninfrastrukturfonds (BIF): Der Bahninfrastrukturfonds (BIF) ent-
stand als unbefristeter Fonds aus dem friiheren befristeten Fonds
des Bundesbeschlusses tUber den Bau und die Finanzierung der Inf-
rastruktur des o6ffentlichen Verkehrs (Fin6V-Fonds). Die Bundesver-
sammlung legt die Mittel fest, die dem BIF jahrlich entnommen wer-
den und beschliesst dafur einen jeweils vierjdhrigen Zahlungsrah-
men.?® Dauerhaft gespeist wird der Fonds unter anderem durch Kan-
tonsbeitrage in der Hohe von 500 Millionen Franken.3® Wahrend der
Fin6V-Fonds 1998 gegrindet worden war, um grossere Ausbaupro-
jekte der Eisenbahn zu finanzieren (NEAT mit Lotschberg- und Gott-
hard-Basistunnel), werden seit der Einfihrung des BIF alle Kosten

28 \gl. Bundesgesetz (iber die Bahnreform 2 (Revision der Erlasse Uber den 6ffentlichen Verkehr)
vom 20. Méarz 2009.
Vgl. Botschaft Gber die Finanzierung der schweizerischen Eisenbahninfrastruktur (SBB und Privat-
bahnen) und die Leistungsvereinbarung Bund—-SBB fiir die Jahre 2011-2012 (SR 10.061).

2% Vgl. Artikel 4 Absatz 1 und Artikel 5 Absatz 1 des Bundesgesetzes (iber den Fonds zur Finanzie-
rung des Eisenbahninfrastruktur (Bahninfrastrukturfondsgesetz [BIFG]) vom 21. Juni 2013 (Stand
am 1. Januar 2016) (SR 742.140).

30 Dariiber hinaus fliessen die folgenden Mittel dauerhaft in den Fonds: 1) héchstens zwei Drittel des
Reinertrags der leistungsabhangigen Schwerverkehrsabgabe (LSVA); 2) ein Mehrwertsteuer-
Promille; 3) 2 Prozent der Einnahmen aus der direkten Bundessteuer der natirlichen Personen; 4)
2,3 Milliarden Franken aus dem allgemeinen Bundeshaushalt, die der Entwicklung des realen Brut-
toinlandprodukts und der Teuerung (Bahnbau-Teuerungsindex) angepasst werden.

Vgl. BIF — Bahninfrastrukturfonds, <https://www.bav.admin.ch/bav/de/home/das-bav/aufgaben-des-
amtes/finanzierung/finanzierung-infrastruktur/eisenbahnnetz/finanzierungsquellen/bif-
bahninfrastrukturfonds.html>, Zugriff am 5. Juli 2017.
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der Bahninfrastruktur, also Erhalt und Ausbau der Eisenbahn, aus
dem gleichen Topf bezahlt. Dies erlaubt eine einfachere und trans-
parentere Handhabung der Kredite, schafft der Fonds doch gleiche
Voraussetzungen flr Betrieb und Substanzerhalten auf der einen,
sowie Ausbau der Infrastruktur auf der anderen Seite. Die Finanzie-
rung von Betrieb und Substanzerhalt erfolgt dabei weiterhin Uber je-
weils vierjdhrige Zahlungsrahmen und Leistungsvereinbarungen
zwischen dem Bund und den ISB, der Ausbau der Infrastruktur Gber
Umsetzungsvereinbarungen. Dies erlaubt, Instandhaltung und Aus-
bau der Bahninfrastruktur besser aufeinander abzustimmen.?'!

- Entflechtung der Finanzierung: Wahrend der Bund neu die Bahninf-
rastruktur der SBB und der Privatbahnen finanziert, gehen die Kos-
ten der Publikumsanlagen der SBB und der Privatbahnen zulasten
der Kantone. Als Folge davon sind die Kantone an der Ausarbeitung
der Leistungsvereinbarung 2017 bis 2020 nur noch in Ausnahmefal-
len beteiligt.

Insgesamt fuhrte die FABI-Vorlage zu einer Entkoppelung der Besteller-
und Eignersicht, was die Rolle des BAV insbesondere in den Verhand-
lungen mit den SBB vereinfachte.3?

Die Situation bei den SBB 2009 bis 2015

Die Jahre seit 2009 bis zur Einfihrung von FABI waren fiir die SBB eine
besonders pragende Zeit und haben auch deren Leistungsvereinbarun-
gen mit dem BAV massgebend beeinflusst. Vor diesem Hintergrund ha-
ben wir diese Entwicklungen basierend auf zwei Dokumenten® vertieft
aufgearbeitet und zeigen sie im Folgenden auf.

31 Vgl. Faktenblatt Finanzierung Bahninfrastruktur (2011),
<https://www.newsd.admin.ch/newsd/message/attachments/21848.pdf, Zugriff am 5. Juli 2017.

32 Vgl. Faktenblatt (2013): Die FABI-Vorlage im Uberblick,
<https://www.uvek.admin.ch/dam/uvek/de/dokumente/dasuvek/fabi-
vorlageimueberblick.pdf.download.pdf/die_fabi-vorlageimueberblick.pdf>, Zugriff am 6. Juli.2017.

33 Vgl. Bahninfrastruktur: Unterhalt und Finanzierung kurz erklart (2016):
<https://www.sbb.ch/files/infrastruktur/
sbb_themenlandschaft/files/SBBInfraBroschuere_de.pdf>, Zugriff am 6. Juli 2017.
Vgl. BAV (2015): Synthesebericht BAV-Projekt Fahrbahn Normalspurstrecken, Ittingen,
<https://www.bav.admin.ch/dam/bav/de/dokumente/aktuell-
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2009 wurde ein Bericht zur Beurteilung des Zustands der Anlagen der
SBB verdffentlicht, den die SBB-Infrastruktur bei zwei privaten Unter-
nehmen in Auftrag gegeben hatte. Ziel des Berichts war, basierend auf
dieser Beurteilung, die Berechnung des Mittelbedarfs fir den Zeitraum
2010 bis 2016 und die Identifizierung eines moglichen Nachholbedarfs.
Dieses Netzaudit kam zum Schluss, dass innerhalb der vorhergehenden
15 Jahre ein Nachholbedarf von insgesamt 1,35 Milliarden Franken ent-
standen war, was mit einer Verschlechterung des Zustandes der Infra-
struktur begriindet wurde. Dieser Substanzverzehr kdnne nur durch ver-
starkte Erneuerung aufgefangen werden, wodurch ein Bedarf an zusatz-
lichen Mitteln in der Hohe von 850 Millionen Franken pro Jahr entstehe.3*
Das BAV hat daraufhin ein weiteres Gutachten eingeholt, welches eben-
falls einen Nachholbedarf identifizierte, den jahrlichen Mehrbedarf an fi-
nanziellen Mitteln allerdings bei 500 Millionen ansetzte. Basierend auf
diesen beiden Gutachten wurde fur die Leistungsvereinbarung 2011 bis
2012 eine Erhdéhung der Mittel der SBB um 160 Millionen pro Jahr ver-
einbart.®

Im Jahre 2013 wurden von den SBB die Ergebnisse der neuesten Beur-
teilung des Netzzustands veréffentlicht. Die Daten zeigten, dass der
Netzzustand nochmals schlechter zu beurteilen war, als angenommen.
Es wurde nochmals ein erheblicher zusatzlicher Nachholbedarf in der
Hohe von rund 130 Millionen Franken pro Jahr identifiziert. Die Darstel-
lung D 4.1 soll dies illustrieren. Wahrend die rote Linie der Schienenbe-
lastung von 1995 bis 2015 eine Zunahme von rund 70 Prozent aufweist,
zeigen die anderen beiden Linien der Unterhaltsmassnahmen ,Stopfen®
und ,Schleifen/Frasen“ von 1995 bis 2008 Abnahmen von ebenfalls rund
70 Prozent. Wahrend also die Schienen intensiv genutzt wurden, kam es
gleichzeitig zu einem Ruckgang der Unterhaltsarbeiten. Der zusétzliche
Mittelbedarf geht mitunter auf die Intensivierung der Unterhaltsarbeiten
zurtck, welche im geplanten Verlauf eine starke Zunahme aufweisen.

startseite/berichte/fahrbahn_normalspurstrecken.pdf.download.pdf/
fahrbahn_normalspurstrecken.pdf>, Zugriff am 6. Juli 2017.

34 Vgl. Roland Berger Strategy Consultants und Ernst Basler und Partner (2009): Externes Netzaudit,
Audit der Anlagen der SBB Infrastruktur. Abschlussbericht, Bern.

35 Vgl. Substanzerhalt Bahninfrastruktur der Schweiz. Medienkonferenz BAV/SBB vom 28. Juni 2010.
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D 4.1: Unterhaltsaktivitdten der SBB im Infrastrukturbereich
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Quelle: Bahninfrastruktur: Unterhalt und Finanzierung kurz erklart (2016).

Die Ergebnisse der Analyse der SBB wurden mit dem BAV diskutiert,
welches aber keine Aufstockung des Budgets der Leistungsvereinbarung
2013 bis 2016 infolge der neuen Erkenntnisse eingestand (vgl. Abschnitt
5.2). Die SBB stellten die fehlenden finanziellen Mittel in den folgenden
Jahren konzernintern durch Einsparungen bei anderen Positionen zur
Verfligung. Als Konsequenz der Anpassung der Unterhaltskosten durch
die SBB und als Folge der Diskussion um den Netzzustand wurde von-
seiten des BAV jahrlich zu erstellende Netzzustandsberichte gefordert,
die in der Folge von allen ISB zu erstellen waren.

Situation der Leistungsvereinbarung ab 2016

Heute bezahlt der Bund durch die vierjahrigen Leistungsvereinbarungen
die ungedeckten Kosten fir Betrieb und Substanzerhalt einschliesslich
der Anpassung an den Stand der Technik und die Erfordernisse des
Verkehrs. Seit 2016 sind alle ISB gesetzlich gleichgestellt und schliessen
direkt mit dem Bund Leistungsvereinbarungen ab, wobei sich die Kanto-
ne indirekt Uber Einlagen in den BIF beteiligen. Die Hoéhe der Betriebs-
abgeltungen und Investitionsplane werden basierend auf den Mittelfrist-
planen der Bahnen fir vier Jahre festgelegt. Ebenso werden die Ziele fir
die Bahnen fir die folgenden vier Jahre definiert. Uber Berichte seitens
der Bahnen zu weiteren Zielsetzungen und lUber den Zustand der Eisen-
bahninfrastruktur sowie Uber quantitative Kennzahlen wird die Errei-
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chung der Ziele gemessen.*® Im Zahlungsrahmen 2017 bis 2020 stehen
den ISB wesentlich mehr Mittel zur Verfligung als noch 2013 bis 2016.
Es wurden daher flr kleinere und mittelgrosse ISB sogenannte Optionen
eingefiihrt. Hierbei handelt es sich um Projekte, deren Umsetzung nicht
gesichert ist. Sobald ein solches Umsetzungsreife erlangt, prift das BAV
Prioritat und Mdglichkeiten der Finanzierung des Projekts.3”

In der aktuellen Periode 2017—2020 hat das BAV mit 38 ISB eine Leis-
tungsvereinbarung abgeschlossen. Die Betrage dieser 38 Leistungsver-
einbarungen summieren sich auf rund 12,5 Milliarden Schweizer Fran-
ken. Fur eine Ubersicht wird auf den Anhang verwiesen.

4.2 Beschreibung des Prozesses der Leistungsvereinba-
rung

In den folgenden Abschnitten wird der Prozess des Abschlusses der
Leistungsvereinbarungen zwischen Bund und Kantonen und dessen ein-
zelnen Schritte detailliert beschrieben. Die wiedergegebenen Informatio-
nen entstammen einerseits der Analyse von Dokumenten wie Gesetzes-
texten und Botschaften des Bundesrats. Erganzt werden diese anderer-
seits durch Erkenntnisse aus den Interviews.

4.2.1 Ubersicht

Das BAV stellt den Prozess der Leistungsvereinbarung in einem fast ge-
schlossenen Kreis dar (vgl. Darstellung D 4.2). Jede Leistungsvereinba-
rung (ausser der jeweils ersten, 1999 bei den SBB und 2011 bei den Pri-
vatbahnen) basiert auf den Ergebnissen der vorangegangenen. Der Ab-
lauf der Leistungsvereinbarung besteht aus vier Teilen, die wir im Fol-
genden naher ausfiihren.

3 Vgl. Verordnung (ber die Konzessionierung, Planung und Finanzierung der Bahninfrastruktur
(KPFV) vom 14. Oktober 2015 (Stand am 1. Januar 2017) (SR 742.120), Eisenbahngesetz (EBG)
vom 20. Dezember 1957 (Stand am 1. Juli 2016) (SR 742.101) und Botschaft zur Finanzierung des
Betriebs und des Substanzunterhalts der Bahninfrastruktur in den Jahren 2017 bis 2020 vom
18. Mai 2016 (SR 16.040).

37 Vgl. Botschaft zur Finanzierung des Betriebs und des Substanzunterhalts der Bahninfrastruktur in
den Jahren 2017 bis 2020 vom 18. Mai 2016 (SR 16.040).
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D 4.2: Regelkreis gemass Art. 6 Verordnung Uber die Konzessionierung, Planung und
Finanzierung der Bahninfrastruktur (KPFV)

Massnahmen Ranung
. . der Bestellung der Infrastruktur-
(Leistungs-/Ziel-/Termin- :
Zoweichu Uberpriifu leistungen (Offerte, Festlegung
oo, Doerpriiung Ziele und Indikatoren,
Seuerzyklus)

\ereinbarung)
Kontrolle Leistungserbringung
(Berichterstattung, Durch das Unternehmen und
Uberpriifung Zielerreichung) Finanzierung durch den Bund

Quelle: Darstellung Interface basierend auf der Darstellung des Bundesamts fiir Verkehr (BAV) (nach Art. 6 der Verordnung
Uiber die Konzessionierung, Planung und Finanzierung der Bahninfrastruktur (KPFV) vom 14. Oktober 2015 (Stand am 1.
Januar 2017) [SR. 742.120]).

4.2.2 Schritt 1: die Planung

Der erste Schritt der Leistungsvereinbarungen zwischen dem BAV und
den ISB ist die Planung. Diese ist in der Darstellung D 4.3 detailliert ab-
gebildet und zwar aus drei Griinden: Erstens ist es ein komplexer Ablauf,
in den verschiedenste Akteure involviert sind. Eine genaue Darstellung
ist daher im Sinne der Nachvollziehbarkeit sinnvoll. Zweitens treten po-
tenzielle Konflikte zwischen Eigner, Besteller und Ersteller am haufigsten
in diesem Schritt auf. Und drittens hat dieser Schritt durch FABI die
grossten Veranderungen erfahren.
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D 4.3: Schematischer Ablauf der ersten Phase des Regelkreises
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Quelle: Darstellung Interface.
Legende: BAV: Bundesamt fiir Verkehr, ISB: Infrastrukturbetreiberinnen, LV: Leistungsvereinbarung, MFP: Mittelfristplane,

OE: Offertentwurf, Rahmenbdg.: Rahmenbedingungen; UV: Umsetzungsvereinbarung, ZR: Zahlungsrahmen.

Festlegung des finanziellen Rahmens

Zunachst bedarf es einer Festlegung der finanziellen Mittel, welche im
Rahmen aller Leistungsvereinbarungen zur Verfigung stehen. Die Inter-
views und die Auswertung der Dokumente zeigen, dass sich 2016 dies-
bezlglich eine starke Veranderung ergeben hat.

Gemass Einschatzung der Interviewten wurde vor 2016 der grobe finan-
zielle Rahmen basierend auf der Annahme definiert, dass sich im Be-
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reich der Eisenbahninfrastruktur die Kosten fur deren Erhalt im Bereich
von 2 bis 3 Prozent des Substanzwerts bewegen durften. Dieser finanzi-
elle Rahmen durfte durch die Leistungsvereinbarungen nicht grundle-
gend verandert werden. Konkret wurden vom BAV jeweils die Zahlen der
vorhergehenden Leistungsvereinbarungen anhand eines Teuerungswer-
tes angepasst und als Grundlage fiir den Zahlungsrahmen verwendet.

Durch die Einflihrung des BIF hat sich die Festlegung des Finanzrah-
mens verandert. Der BIF fasst Substanzerhalt und Ausbau zusammen,
wobei dem Substanzerhalt gegeniber dem Ausbau Prioritat zukommt.
Somit besteht auch bei gegebenen Finanzrahmen die Méglichkeit, bei
nachgewiesenem Bedarf mehr Mittel in den Unterhalt zu investieren und
zwar zulasten des Ausbaus. Die Bedeutung der Verhandlung zwischen
den ISB und dem BAV und die Begrindung allfalliger Mehrkosten fir
den Unterhalt durch die ISB erhalten mehr Gewicht. Die Erhéhung der
Mittel gegenlber der vorherigen Situation um 1 Milliarde Franken pro
Jahr hat umgekehrt die Verhandlungen erleichtert.

Planungsprozess

Das BAV informiert die ISB mindestens zwei Jahre vor Abschluss der
Leistungsvereinbarung Uber deren Rahmenbedingungen (Finanzrah-
men)3®. Darauf basierend reichen die ISB zuhanden des BAV Offerten-
Entwirfe und Mittelfristplane ein. Das BAV prift diese und gibt den ISB
Rickmeldungen dazu. Anschliessend Uberprift das BAV die Schatzung
des Zahlungsrahmens und nimmt eine interne Abstimmung der Leis-
tungsvereinbarung und der Umsetzungsvereinbarung vor.

Im Anschluss verfasst das BAV eine Botschaft zur Beantragung des
Zahlungsrahmens, welcher vom Bundesrat im Rahmen eines Vernehm-
lassungsverfahrens an Kantone, politische Parteien und weitere interes-
sierte Kreise verschickt wird. Es folgt hierauf die Eingabe verbindlicher
Offerten der ISB zuhanden des BAV, welches basierend darauf eine
provisorische Mittelzuteilung vornimmt und diese den ISB zur Einsicht
zustellt.

38 Vgl. Artikel 51 des Eisenbahngesetzes (EBG) vom 20. Dezember 1957 (Stand am 1. Juli 2016)
(SR 742.101).
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Den ersten Prozessschritt schliessen die Verabschiedung der Botschaft
durch den Bundesrat und die Genehmigung dieser sowie die Festlegung
des Zahlungsrahmens durch das Parlament ab. Es kann vorkommen,
dass das Parlament einen anderen Betrag beschliesst als in der Bot-
schaft vorgesehen.*®

Die Auswertungen der Interviews haben ergeben, dass es bei den
Rickmeldungen des BAV an die ISB zu den Offerten-Entwirfen zu ei-
nem mehrmaligen Hin und Her zwischen BAV und ISB kommen kann. Im
neuesten Leistungsvereinbarungsprozess beispielsweise hat dieser Aus-
tauschprozess zwischen den SBB respektive den grossen Privatbahnen
einerseits und dem BAV andererseits gemass Interviews den Charakter
von Verhandlungen angenommen. Diese Verhandlungen kénnen in un-
terschiedlichen Zusammensetzungen gefuhrt werden. Meist finden die
Verhandlungen zwischen den Verantwortlichen der ISB fur die Infrastruk-
tur auf der einen Seite und der Abteilung der Finanzen des BAV, Sektion
Glterverkehr auf der anderen Seite statt. In die letzten Leistungsverein-
barung mit den SBB waren aber sowohl die Fiihrungsspitze der SBB wie
auch jene des UVEK in die Verhandlungen involviert.

423 Schritte 2 bis 4: Die Umsetzung

In den nachsten Abschnitten zeigen wir auf, wie die Schritte zwei bis vier
der Leistungsvereinbarungen gestaltet werden.

Schritt 2: Die Leistungserbringung

Die ISB reichen zuhanden des BAV jahrliche Investitionsplane ein*® und
richten wahrend der laufenden Leistungsvereinbarungen ihre operativen
Tatigkeiten an den im Rahmen der Leistungsvereinbarungen definierten
Ziele aus. Dem BAV ist es vorbehalten, die Mittelausschittung von der
tatsachlichen Leistungserbringung der ISB abhangig zu machen. Heute

3% Grundlagen diese Abschnitts: Botschaft zur Finanzierung des Betriebs und des Substanzunterhalts
der Bahninfrastruktur in den Jahren 2017 bis 2020 vom 18. Mai 2016 (SR 16.040); Erlauternder
Bericht zum Bundesbeschluss Uber den Zahlungsrahmen fir die Finanzierung des Betriebs und
Substanzunterhalts der Eisenbahninfrastruktur in den Jahren 2017-2020; Eidgendssisches Depar-
tement fir Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation (UVEK), Rundschreiben ,Vorbereitung
der Leistungsvereinbarung LV 2017 bis 2020 und Auswertungen der Interviews.

40 Vgl. Artikel 24 Absatz 1 der Verordnung lber die Konzessionierung, Planung und Finanzierung der
Bahninfrastruktur (KPFV) vom 14. Oktober 2015 (Stand am 1. Januar 2017) (SR 742.120)
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werden von den ISB Liquiditatsplane verlangt, welche den effektiven Fi-
nanzierungsbedarf des Unterhalts und des Betriebs ausweisen. Dies er-
laubt, die Auszahlungen dem tats&chlichen Mittelbedarf anzupassen.*’

Aus den Interviews ging hervor, dass die Méglichkeit der Auszahlung ei-
nes Nachtrages im Investitionsbereich besteht. Dies geschieht bei-
spielsweise im Fall von Verzégerungen von Unterhaltsmassnahmen
durch Einsprachen, aufgrund derer andere Projekte vorgezogen werden
mussen. Dies ist meist bei kleineren ISB der Fall, da die grosseren 1SB
Verzoégerungen meist intern selbst ausgleichen kénnen.

Schritt 3: Die Kontrolle

Das BAV kontrolliert die Leistungserbringung der ISB. Dies geschieht
basierend auf einer regelmassigen Berichterstattung, die seit der laufen-
den Leistungsvereinbarung 2017 bis 2020 auf dem Ansatz des Portfolio-
controllings basiert.*? Die ISB verfassen zuhanden des BAV Berichte zu
verschiedenen Bereichen ihrer Tatigkeit und reichen diese halbjahrlich
oder jahrlich ein. Nachfolgend werden die verschiedenen Berichte oder
wichtige Elemente davon beschrieben:

- Ziele und Kennzahlen: Fur die Kontrolle der ISB wurden Zielwerte
und Indikatoren entwickelt, die in den Leistungsvereinbarungen ent-
halten sind. Sie dienen der Uberpriifung von Leistungserbringung
und Zielerreichung der ISB im Rahmen der Leistungsvereinbarung.
Es werden bei der Berichterstattung der ISB jeweils Ist- und Soll-
Werte verglichen.*® Einige der Kennzahlen werden halbjahrlich, an-
dere jahrlich berichtet. Je nach Gréssenklasse der Bahn variiert der
Umfang der zu berichtenden Zielwerte und Kennzahlen.

41 Vgl. Botschaft tiber die Finanzierung der schweizerischen Eisenbahninfrastruktur (SBB und Privat-
bahnen) und die Leistungsvereinbarung Bund—-SBB fiir die Jahre 2011 bis 2012 vom 23. Juni 2010
(SR 10.061).

42 \gl. Artikel 21 der Muster-Leistungsvereinbarung zwischen der Schweizerischen Eidgenossen-
schaft und der Infrastrukturbetreiberin [XXX AG] fiir die Jahre 2017 bis 22020 (Anhang 2 der Bot-
schaft zur Finanzierung des Betriebs und des Substanzunterhalts der Bahninfrastruktur in den Jah-
ren 2017-2020 vom 18. Mai 2016 [SR 16.040]).

43 Vgl. Botschaft zur Finanzierung des Betriebs und des Substanzunterhalts der Bahninfrastruktur in
den Jahren 2017 bis 2020 von 18. Mai 2016 (SR 16.040).
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D 4.4: Ziele und Indikatoren zur Kontrolle der Leistungserbringung durch die Infrastruk-
turbetreiberinnen (ISB)

Ziel Indikatoren

Gewabhrleistung der Sicherheit Zusammenstosse

Entgleisungen

Personenunfalle im Zugang zur Bahn

Gewabhrleistung der Leistungsfahigkeit des Verfligbarkeit Netz

Netzes Stoérungen

Schienenfehler

Gleisgeometrie

Schienenbriiche

Schienendeformationen

Barrierefreier Zugang zur Bahn

Weitgehend barrierefreier Zugang zur Bahn

Optimale Netznutzung der vorhandenen Ka- TrassenerlGse

pazitaten Verkaufte Trassenkilometer

Netznutzungseffizienz

Verbesserung der Interoperabilitat

Effizienter Umgang mit Betriebsfiihrung

Unterhalt

Erneuerung

Erneuerung Oberbau

Subventionseffizienz

Energie

Quelle: Botschaft zur Finanzierung des Betriebs und des Substanzunterhalts der Bahninfrastruktur in den Jahren 2017 bis
2020 von 18. Mai 2016 (SR 16.040).

- Standbericht und Mittelherkunft-/Mittelverwendung-Ausweis (mhv-
Ausweis) gemadass Portfoliocontrolling: Es wird halbjahrlich ein
Standbericht Uber die Ausfiihrung und Finanzierung der Investitions-
projekte und jahrlich eine Aufstellung der Mittelherkunft und -
verwendung sowie ein Schlussbericht Uber alle Investitionsprojekte
verfasst.

- Netzzustandsbericht: Die ISB verfassen jahrlich einen Bericht tber
den Zustand ihrer Anlagen. Diese Berichte geben mittels eines Am-
pelsystems an, wie sich der Zustand der Infrastruktur prasentiert.

- Einbezug der Eisenbahnverkehrsunternehmen (EVU): Die ISB be-
richten jahrlich Gber den Einbezug der EVU. Das BAV erwartet die
Bestatigung, dass beim Planungsprozess und der Dimensionierung
die regelmassig auf dem Netz verkehrenden EVU bertlicksichtigt
werden.
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- Trassenpreiserlose: Die ISB erstellen jeweils jahrlich eine tabellari-
sche Ubersicht der Trassenpreiserlése.

- Weitere Unterlagen kénnen vom BAV verlangt werden.*

Das BAV uberprift die Berichte und ist befugt, sie zu veroffentlichen.
Uberdies kann das BAV Einsicht nehmen in die Dokumente und Daten
der ISB.*®

Neben den Berichten finden zwischen ISB und dem BAV periodische
Sitzungen statt. Diese unterscheiden sich gemass den interviewten Per-
sonen in ihrer Haufigkeit, finden aber oft in der Form von Quartalsge-
sprachen statt. Auch die Haufigkeit der zu erstattenden Berichte unter-
scheidet sich zwischen den ISB.

Als Abschluss des Prozesses verfasst der Bundesrat zuhanden der
Bundesversammlung einen Bericht Uber die Belastung, die Auslastung
und den Anlagezustand der Eisenbahninfrastruktur. Hierfir erhebt das
BAV streckenspezifische Daten. Die Berichte der ISB fliessen somit im
Sinne des Controllingkreislaufs in die nachste Vereinbarung ein.

Schritt 4: Die Massnahmen

Stellt das BAV Abweichungen von den in den Leistungsvereinbarungen
vereinbarten Zielen fest, kann es Anpassungsempfehlungen ausspre-
chen oder Massnahmen anordnen. Erachtet es dies als geeignet, kann
das BAV auch finanzielle Mittel zurlickfordern.*®

Der gesamte Prozess aller vier Schritte ist der Darstellung D 4.5 zu ent-
nehmen.

4 Informationen zu den Berichten und zu sammelnden Daten wurden uns vom BAV zugestellt. Diese
sind momentan noch nicht publiziert.

45 Vgl. Artikel 31 Absatz 1 bis 3 der Verordnung (iber die Konzessionierung, Planung und Finanzie-
rung der Bahninfrastruktur (KPFV) vom 14. Oktober 2015 (Stand am 1. Januar 2017) (SR 742.120)

46 Vgl. Artikel 31 Absatz 4 der Verordnung Uber die Konzessionierung, Planung und Finanzierung der
Bahninfrastruktur (KPFV) vom 14. Oktober 2015 (Stand am 1. Januar 2017) (SR 742.120)
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D 4.5:

Detaillierte Darstellung des gesamten Verhandlungsprozesses

Sttt 1 Schritt 2. Sehitt 3 Soh‘r'nt .5 "
Planung 1: Panung Il: lieistings Vierjahrige Schritt 1
Budgetierung \erhandlung/ orbri Bericht- Anpassung
\ereinbarung nging erstattung
[11BAvaniss |
Information Ausrichtungder Halbjahrliche und Bericht (iber den Information Uiber die
Rahmenbedingungen operativen Tétigkeiten jéhrliche Zustand und die Rahmenbedingungen
Vernehmlassung an den festgelegten Berichterstattung Auslastung der
Botschaft Zielen Bahninfrastruktur am
Eingebe Schlussder Leistungs
Offertentwurf 3.2. 1B an BAV Uberpriifung der vereinbarungsperiode
Eingabe verbindlicher Jhrliches Vorlegen Berichte,
|"18'BAV. || Offerten von Investitionsplanen gegebenenfdls
Priifung Veroffentlichung
Offertentwurf |23BAV. |
Provisorische
|14 BAVanISB || Mittelzuteilung Einsicht in die
Riickmeldungzum Dokumente und
Offertenwurf | 24.Bundesrat | Daten der ISB
Verabschiedung
[F5/BAVI| | Botschaft | 44.BAVanISB |
Uberpriifung Aussprechen von
Schétzung | 25.Parlament | Anpassungs-
Zahlungsrahmen Genehmigung empfehlungen
Botschaft Anordnungvon
| 168V | Massnahmen,
Interne Abstimmung gegebenenfdls
LV/Uv Riickforderungvon
finanziellen Mitteln
[ 17.BAV. |
Vorbereitung
Botschaft Beantragung
Zahlungsrahmen

Quelle: Darstellung Interface.
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4.3 Eigner-Besteller-Situation

Der Bund halt an den meisten ISB Beteiligungen. An flnf davon halt er
direkt oder indirekt Uber die SBB die Mehrheit. Die Darstellung D 4.6 gibt
einen Uberblick tiber die fiinf gréssten Beteiligungen des Bundes an ISB:

D 4.6: Beteiligung des Bundes an verschiedenen ISB

Infrastrukturbetreiberin (ISB) Beteiligung Bund bzw. SBB
Schweizerische Bundesbahnen AG (SBB) 100% Bund

BLS Netz AG (BLSN) 50,05% Bund

Zentralbahn AG (ZB) 66% SBB und 16,1% BAV
Transports publics fribourgeois Infrastructure SA (TPFI) 66,5% Bund

Thurbo 90% SBB

Quelle: Homepage der jeweiligen ISB.

Im Folgenden gehen wir kurz auf die Situation bei den SBB ein. Die Inte-
ressen des Eigners werden bei den SBB durch das Generalsekretariat
des Departements fur Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation
(GS UVEK) sowie durch die Eidgendssische Finanzverwaltung (EFV)
wahrgenommen. Damit wurde das sogenannte duale System gewanhlt:
Eine fachlich qualifizierte Stelle (das GS UVEK) nimmt die inhaltliche, die
EFV die finanzielle Seite der Eignerstrategie wahr.

Der Eigner (der Bund) legt fur vier Jahre seine Eignerziele fest. Bis zur
Leistungsvereinbarung 2017 bis 2020 wurden die Ziele in der Leistungs-
vereinbarung aufgefuhrt. In der neuesten Leistungsvereinbarung wurden
erstmals die Eignerziele in einem eigenen Dokument Uberprift.

Die Eignerziele werden in Gesprachen zwischen den SBB und dem
Bund Uberprift. Die Erflllung der Eignerziele wird von den SBB schrift-
lich am Ende des Jahres rapportiert. Eine Kurzform dieses Berichts wird
veroffentlicht.

Gleichzeitig ist der Bund wie bereits beschrieben gegeniber den SBB
auch der Besteller. Im Rahmen der Leistungsvereinbarungen legt er in
dieser Rolle Ziele fir die SBB fest. Der Bund formuliert folglich in zwei
verschiedenen Rollen und aus zwei verschiedenen Perspektiven Ziele
fur die SBB. Diese Ziele sind nicht zwingend deckungsgleich und kénnen
voneinander abweichen. Das Kapitel 7 beschaftigt sich vertieft mit den
Rollen des Bundes gegeniliber den SBB und den sich daraus potenziell
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ergebenden Konflikten. Das Kapitel bietet einen Uberblick Uber die ver-
schiedenen Formen des Austausches, welcher zwischen Bund als Eig-
ner und Besteller und den SBB stattfindet.
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5 BEURTEILUNG DER LEISTUNGSVEREINBARUNG

Der Gegenstand 1 der Evaluation umfasst die Beurteilung der Konzepti-
on, der Umsetzung sowie der Wirksamkeit der Leistungsvereinbarung.
Wir widmen jedem dieser drei Aspekte einen eigenen Abschnitt. Die
Fragestellungen der Evaluation werden zu Beginn der Abschnitte jeweils
aufgefiihrt. Die Ergebnisse beruhen auf einer Analyse von Unterlagen
sowie der Auswertung von insgesamt 22 Interviews mit total 28 Perso-
nen.

5.1 Beurteilung der Konzeption der Leistungsvereinba-
rung

Als erstes beurteilen wird die Konzeption der Leistungsvereinbarung aus
einer theoretischen Perspektive heraus. Die Principal-Agent-Theorie
dient dabei als Grundlage. Zunachst stellen wir die Theorie in ihren
Grundziigen kurz vor. Anschliessend wird beurteilt, ob Uberhaupt ein
Principal-Agent-Problem auftritt und wenn ja, welche Arten von Informa-
tionsasymmetrie sich im Fall der Leistungsauftrage des BAV identifizie-
ren lassen. Anschliessend gehen wir der Frage nach, ob die von der
Theorie vorgeschlagenen Massnahmen zur Bewaltigung der Informati-
onsasymmetrie ergriffen worden sind und ob sich Unterschiede zwischen
den einzelnen ISB feststellen lassen.

Bei der Beurteilung liegt der Fokus auf der Konzeption der heutigen Leis-
tungsvereinbarungen, wie sie fur die Jahre 2017 bis 2020 abgeschlossen
worden sind. Neben den allgemeinen Unterlagen zu den Leistungsver-
einbarungen und den Ergebnissen der Interviews wurde fur die Beurtei-
lung der Konzeption insbesondere die Botschaften zur Finanzierung des
Betriebs und des Substanzerhalts der Bahninfrastruktur, die Leistungs-
vereinbarungen der Jahre 2017 bis 2020 sowie eine Evaluation der Eid-
gendssischen Finanzkontrolle (EFK) herangezogen.

Die Fragestellungen, die es im Folgenden zu beantworten gilt, prasentie-
ren sich wie folgt:

- Liegt eine Informationsasymmetrie zwischen BAV als Besteller
(Principal) und den ISB als Erstellern (Agent) vor?



96

- Werden Massnahmen eingesetzt, die geméass Theorie die Informati-
onsasymmetrie reduzieren kénnen?

- Ergeben sich Unterschiede zwischen den verschiedenen ISB?

- Ist der heutige Prozess zur Ausgestaltung und Umsetzung der Inhal-
te, der Leistungsvereinbarungen aus theoretischer Sicht so ausge-
staltet, sodass er méglichst wirksam und effizient ist?

- Lassen es die Leistungsvereinbarungen theoretisch zu, die Ziele des
BAV in Bezug auf die Qualitdt der Bahninfrastruktur wirksam zu
steuern und zu kontrollieren?

5.1.1 Principal-Agent-Theorie

Die Principal-Agent-Theorie charakterisiert die Beziehungen zwischen
einem Auftraggeber (Principal) und einem Auftragnehmer (Agent).*” Ge-
genstand der Beziehung ist in der Regel die Bereitstellung einer Leis-
tung. Die sich daraus ergebende Beziehung wird in einem Vertrag fest-
gehalten, die den zentralen Analysegegenstand dieser Theorie darstellt.
Durch den Vertrag werden die Leistungen des Agenten und die Hohe der
Entlohnung geregelt und die Entscheidungs- und Ausfihrungskompe-
tenzen dem Agenten Ubertragen.

Grundproblem der Principal-Agent-Beziehung

Idealerweise verfiigen Besteller und Ersteller einer Leistung Uber die
gleichen Informationen. In einer solchen Situation hat keiner der Beteilig-
ten die Moglichkeit, vom Vertrag abzuweichen, ohne dass dies allen In-
volvierten bekannt wird. Diese Situation wird als eine First-best-Ldsung
bezeichnet, es liegt ein perfekter Markt vor, der in der Realitat aber kaum
beobachtet werden kann.

In einem nicht perfekten Markt entstehen Kosten fiir die Informations-
vermittlung. Der Principal und der Agent missen diese Kosten tragen,
um uber alle Informationen zu verfligen, die im Zusammenhang mit dem
Vertrag entstehen. Allerdings kdnnen diese Kosten sehr hoch ausfallen,
sodass der Principal (und unter Umstanden auch der Agent) darauf ver-

47 Vgl. Picot, Arnold; Reichwahl, Ralf; Wigand, Rolf. T. (2003): Die grenzlose Unternehmung. Infor-
mation, Organisation und Management. Springer Gabler, Wiesbaden.
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zichten, vollstandig informiert zu sein. Der Principal nimmt es damit in
Kauf, Gber die Eigenschaften und das Verhalten des Agenten nur unvoll-
standig informiert zu sein. Dies wird als Informationsasymmetrie be-
zeichnet. Wenn unterstellt wird, dass sich Agenten opportunistisch ver-
halten aufgrund ungleicher Interessen oder Praferenzen im Vergleich
zum Principal, entsteht aufgrund der Informationsasymmetrie eine ineffi-
ziente Ressourcenallokation. Dies wird als eine Second-best-Lésung be-
zeichnet.

Die Differenz zwischen der First-best-Lésung und der Second-best-
Lésung wird als Agency-Kosten bezeichnet. Diese lassen sich in drei Ka-
tegorien aufteilen:*® Signalisierungskosten des Agenten (Aktivitaten sei-
tens des Auftragnehmers, um die Informationsasymmetrie der Bezie-
hung zu reduzieren), Kontrollkosten des Principals (Aktivitaten seitens
der Auftraggeber, um seinen Informationsnachteil zu verringern) und
Wohlfahrtsverlust (die nach den eingesetzten Signalisierungs- und Kon-
trollkosten verbleibenden Nutzeneinbusse aufgrund der Informations-
asymmetrie).

Die Kosten des Agenten und des Principals und der Wohlfahrtsverlust
beeinflussen einander: So etwa kénnen hohe Kontrollkosten seitens des
Principals den Wohlfahrtsverlust verringern, wahrend hohe Signalisie-
rungskosten seitens des Agenten die Kontrollkosten des Principals redu-
zieren kénnen. Gemass Theorie ist es das Ziel, das Principal-Agent-
Verhéltnis mittels Vertrdgen und darin enthaltenen Anreizsystemen so zu
gestalten, dass die Wohlfahrtsverluste minimiert werden. Es gilt, das op-
portunistische Verhalten zu minimieren oder zu vermeiden und die
Agency-Kosten mdglichst klein zu halten.*®

Problemtypen der Informationsasymmetrie
Bei der Gestaltung von Vertragen sollten drei Problemtypen der Informa-
tionsasymmetrie berlcksichtigt werden: verborgene Eigenschaften, ver-

48 Vgl. Jensen, Michael C.; Meckling, William H. (1976): Theory of the firm: Managerial behavior,
agency costs and ownership structure. Journal of Financial Economics, 3(4): p. 305-360.

4% Vgl. Gilardi, Fabrizio; Braun, Dietmar (2002): Delegation aus der Sicht der Prinzipal-Agent-Theorie.
Politische Vierteljahresschrift 43(1): p. 147-161.
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borgenes Handeln und verborgene Absicht.®® Wahrend verborgene Ei-
genschaften vor Vertragsabschluss (ex ante) auftreten, entstehen ver-
borgenes Handeln oder verborgene Absichten nach Vertragsabschluss
(ex post). Darstellung D 5.1 gibt eine Ubersicht iber die Problemtypen
und die Zeitpunkte des Auftretens.

D 5.1: Problemtypen der Informationsasymmetrie

Problemtyp 1: Problemtyp 2: Problemtyp 3:
\erborgene Egenschaften \erborgenes Handeln \erborgene Absicht
Zeit
ex ante ex post
\or Vertragsabschluss NachVertragsabschluss
\erhandiung Umsetzung

Quelle: Darstellung Interface.
Im Folgenden werden die drei Problemtypen kurz beschrieben.

- Verborgene Eigenschaften: Erstens entsteht eine Informationsas-
ymmetrie, wenn der Principal die Eigenschaften des Agenten oder
die Eigenschaften der angebotenen Leistungen vor dem Vertrags-
abschluss nicht oder nur unvollstandig kennt. Die fehlende Informa-
tion kann dazu fiihren, dass die Auswahl seitens Principals nicht op-
timal erfolgt. Folglich besteht die Gefahr, dass der Principal uner-
wulnschte oder nicht optimale Agenten oder Leistungen auswahit.

- Verborgenes Handeln: Bei diesem Problemtyp entsteht die Informa-
tionsasymmetrie nach Vertragsabschluss. Die zentrale Annahme
besteht darin, dass obwohl der Principal die Ergebnisse der Hand-
lungen des Agenten kennt, er die Handlungen nicht (vollstandig) be-
obachten und somit die Qualitdt der erbrachten Leistungen nicht
(vollstandig) beurteilen kann. Dabei entsteht die Gefahr, dass der
Agent diese Informationsasymmetrie opportunistisch ausnutzt, in-

50 vgl. Spremann, Klaus (1990): Asymmetrie Information. Zeitschrift fiir Betriebswirtschaft 60(5/6): p.
561-586 oder Picot, Arnold; Dietl, Helmut; Franck, Egon (2008): Organisation: Eine 6konomische
Perspektive. 3. Auflage, Schaffer-Poeschel Verlag, Stuttgart.
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dem er beispielsweise die Vorgaben zur Qualitdt zum eigenen Vor-
teil missachtet.

Verborgene Absicht: Schliesslich entsteht eine Informationsasym-
metrie, wenn der Principal nach Vertragsabschluss das Handeln
zwar beobachten, die Absichten des Agenten aber nicht durch-
schauen kann. Dabei kann ein ,Hold-up-Problem® auftreten, indem
der Agent beispielsweise bewusst unter dem eigentlichen Preis, also
zu tief offeriert und nach Vertragsabschluss eine zusatzliche Kos-
tendeckung fordert. Wenn der Principal keine Mdglichkeit hat, sich
von den Forderungen zu befreien (weil z.B. niemand sonst die Leis-
tung zu erbringen vermag), wird er dazu gezwungen, eine nachtrag-
liche Kostenerh6hung hinzunehmen.

Massnahmen zur Reduktion der Informationsasymmetrie

Es stehen aus theoretischer Sicht verschiedene Moglichkeiten zur Ver-
fligung, um die sich aus der Informationsasymmetrie ergebenden Prob-
leme zu bewaltigen oder zu begrenzen.?!

Massnahmen gegen verborgene Eigenschaften: Informationsasym-
metrie vor Vertragsabschluss kann wie folgt reduziert werden. Ers-
tens kann der Agent seine Eigenschaften oder die Eigenschaften
seiner Leistungen dem Principal signalisieren, beispielsweise durch
Labels oder Siegel (Signalling). Zweitens kann der Principal zusatz-
liche Informationen Uber die Eigenschaften des Agenten einholen
(Screening). Drittens kann der Principal Vertrage mit unterschiedli-
chen Inhalten (differenzierte Vertrage) anbieten, um Uber die Ver-
tragswahl des Agenten dessen Eigenschaften besser kennenzuler-
nen (Self-selection). Schliesslich kann die Ausnutzung einer Infor-
mationsasymmetrie reduziert werden, indem durch Anreiz- oder
Sanktionssysteme eine Interessenangleichung erzielt wird.

Massnahmen gegen verborgenes Handeln: Das opportunistische
Handeln des Agenten kann durch Monitoring und Controlling (Be-

51 Vgl. Picot, Arnold; Reichwald, Ralf; Wigand, Rolf T. (2003): Die grenzenlose Unternehmung. Infor-

mation, Organisation und Management. Springer Gabler oder Richter, Rudolf; Furubotn, Eirik G.
(2003): Neue Institutionendkonomik: Eine Einflihrung und kritische Wiirdigung. 3. Uberarbeite und
erweitere Auflage, J.C.B. Mohr, Tiibingen.
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richtssysteme und Kontrollen) reduziert werden. Ferner kann ver-
borgenes Handeln auch mittels Anreiz- und Sanktionssysteme ver-
mieden werden. Zu denken ist an Erfolgsbeteiligungen, welche eine
Interessenangleichung zwischen Principal und Agent herbeifiihren.

- Massnahmen gegen verborgene Absicht: Diese zielen auf eine Inte-
ressenangleichung zwischen Principal und Agent ab. Mdgliche Mas-
snahmen sind die Entwicklung eines wechselseitigen Abhangig-
keitsverhaltnisses, beispielsweise durch Kapitalbeteiligungen, durch
langfristige Vertrdge oder durch Ubernahmen des Agenten durch
den Principal (vertikale Integration).

Nach der Darstellung der Grundzige der Principal-Agent-Problematik
wenden wir diese nun auf den Fall der Leistungsvertrdge zwischen dem
BAV und den ISB an.

5.1.2 Liegt ein Principal-Agent-Problem vor?

Wir Uberprifen zunachst, ob die Grundannahmen fir das Vorliegen ei-
nes Principal-Agent-Problems im Auftragsverhaltnis zwischen dem BAV
und den ISB gegeben sind. Wie die Analyse zeigt, ist dies der Fall. Es
besteht eine Leistungsbeziehung, die zu Informationsasymmetrie fihrt
und zu deren Ausgleich Informationskosten entstehen. Dies lasst sich
aus theoretischer Sicht wie folgt begriinden.

Besteht eine Leistungsbeziehung?

Beim Auftragsverhaltnis zwischen dem BAV und den ISB handelt es sich
um eine klassische Konstellation des Public Managements. Das BAV ist
der Besteller, die ISB die Erstellerinnen der Leistungen. Das Verhaltnis
wird mit einem Vertrag — der Leistungsvereinbarung — geregelt. Leis-
tungsvereinbarungen sind ein Instrument aus dem Werkzeugkasten des
Public Managements, welche beim Bund seit den 1990er-Jahren Fuss
gefasst haben und mit dem Neuen Fihrungsmodell des Bundes ab 2017
verankert sind. Die Trennung von Leistungsbesteller und -erbringer, die
Vereinbarung von Kennzahlen, ein umfassendes Controlling sowie fi-
nanzielle Spielrdume der Leistungserbringer sind typische Merkmale der
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Leistungsvereinbarung.5? Die Leistungsvereinbarungen weisen in Auf-
bau, Inhalt und Ablauf exakt die Eigenschaften auf, die fir die Regelung
eines Principal-Agent-Verhaltnisses von der Theorie erwartet werden.

Besteht eine Informationsasymmetrie?

Auch wenn das BAV ein Einsichtsrecht in die Dokumente und Daten der
ISB zur Sparte Infrastruktur hat, verfigt das Bundesamt weder Uber ei-
nen direkten Durchgriff oder eine Weisungskompetenz gegeniiber den
ISB in den Bereichen Personal, Organisation oder Finanzen noch kann
es alle Informationen, die den ISB vorliegen sichten und verarbeiten.?3
Die ISB besitzen somit mehr Informationen zu ihren Leistungen als das
BAV und die Informationen werden dem BAV (iberwiegend von den ISB
selbst zur Verfiigung gestellt. Die Folge ist ein Wissensvorsprung der
ISB sowohl vor als auch nach Vertragsabschluss. Die Informationsas-
ymmetrie gewinnt aufgrund der hohen Komplexitat der Leistungen und
des hohen Ressourceneinsatzes an Bedeutung.

Entstehen Kosten aufgrund der Informationsasymmetrie?

Aufgrund der Informationsasymmetrie entstehen Kosten sowohl seitens
des BAV als auch seitens der ISB. Das BAV muss als Besteller Kon-
trollmechanismen einflihren, um die Einhaltung der Leistungsvereinba-
rung zu prifen. Bei den ISB sind die Offerterstellung und die obligatori-
sche Berichterstattung mit Kosten verbunden. Es ist davon auszugehen,
dass die Kontrollkosten seitens des BAV grésser werden, je weniger In-
formationen die ISB zur Verfligung stellen. In Anbetracht des grossen
Geldvolumens der Leistungsvereinbarungen (insgesamt rund 12,5 Mia.
Fr. fir die Leistungsvereinbarung 2017-2020) relativieren sich jedoch die
Kontrollkosten des BAV und die Signalisierungskosten der ISB teilweise.
Hinzu kommt, dass ein grosser Teil der Signalisierungskosten seitens
der ISB fiur diese selbst einen grossen Nutzen stiften, indem sie bei-
spielsweise Uber bessere Planungsgrundlagen oder bessere Informatio-
nen Uber den Zustand des eigenen Netzes verfligen. Eine genaue

52 Vgl. Schedler, Kuno; Proeller, Isabella (2011): New Public Management. 5. Auflage. Haupt Verlag,
Bern, Stuttgart, Wien.

53 Verordnung Uber die Konzessionierung, Planung und Finanzierung der Bahninfrastruktur (KPFV),
Artikel 31.
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Schatzung der Kosten war uns im Rahmen der Evaluation nicht méglich.
Aufgrund der qualitativen Aussagen der Interviewten kénnen wir aber
festhalten, dass die Kosten flir das Signalling, Monitoring und Controlling
substanziell sind, auch wenn die Beteiligten diese heute mehrheitlich als
angemessen beurteilen.

51.3 Bestehen Probleme infolge Informationsasymmetrie?

Aufgrund des Principal-Agent-Problems in der Leistungsbeziehung zwi-
schen dem BAV und den ISB besteht aus theoretischer Sicht tatsachlich
die Gefahr, dass die in der Literatur als Negativauslese, moralisches Ri-
siko und Ausnutzung der Abhangigkeit bezeichnete Effekte auftreten
kénnen.%* Dadurch kann die wirksame und effiziente Umsetzung der In-
halte der Leistungsvereinbarungen beeintrachtigt werden. Im Folgenden
modchten wir diesen Befund begriinden.

Bestehen verborgene Eigenschaften?

Der erste Problemtyp, verborgene Eigenschaften, ist im Auftragsverhalt-
nis zwischen dem BAV und den ISB theoretisch mdglich. Es ist anzu-
nehmen, dass das BAV vor Vertragsabschluss bei der Prifung der Offer-
ten Uber unzureichende Informationen Uber die Leistungen verflgt. Die
ISB kdnnen diese Informationsasymmetrie zu ihren Gunsten ausnutzen,
indem sie absichtlich Gberhoéhte Kosten fiir ihre Leistungen angeben. Es
ist jedoch auch méglich, dass die ISB aufgrund fehlender Kompetenzen,
Informationen oder Ressourcen unabsichtlich Informationen zurlickhal-
ten. In beiden Fallen besteht die Gefahr, dass das BAV bei der Mittelzu-
teilung einen nicht idealen Zahlungsrahmen setzt.

Besteht verborgenes Handeln?

Auch der zweite Problemtyp, verborgenes Handeln, scheint im Auftrags-
verhaltnis zwischen dem BAV und den ISB mindestens theoretisch mog-
lich. Die ISB kdénnen absichtlich oder aufgrund fehlender Kompetenzen,
Informationen oder Ressourcen ihre Leistungen suboptimal ausfiihren.
Die Folgen kénnen sein, dass die Leistungen nicht in der gewlinschten
Qualitat durchgefihrt werden, dass bestimmte Infrastrukturen nicht aus-

54 Vgl. Picot, Arnold; Dietl, Helmut; Franck, Egon (2008): Organisation: Eine ékonomische Perspekti-
ve. 3. Auflage, Schéffer-Poeschel Verlag, Stuttgart. S. 85-95.
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gebessert werden oder dass der Unterhalt der Infrastruktur zu teuer wird,
weil der Preis nicht kontrolliert werden kann. Auch hier kann verborgenes
Handeln bewusst (opportunistisches Verhalten) oder unbewusst (man-
gelnde Sachkompetenz der ISB oder der von ihnen beauftragten Unter-
nehmen) stattfinden.

Bestehen verborgene Absichten?

Der dritte und letzte Problemtyp, verborgene Absicht, ist unser Erachtens
auch eine mdgliche Herausforderung im Auftragsverhaltnis zwischen
dem BAV und den ISB. In der Theorie wird als Beispiel erwahnt, dass
der Agent Vertragsliicken ausnutzt. Ein Agent kann den Preis zu tief an-
setzen und nach Vertragsabschluss eine zusatzliche Kostendeckung
fordern, die im Vertrag nicht geregelt ist. Der Principal kann dadurch ge-
zwungen sein, diese Kostenforderungen hinzunehmen, weil kein anderer
Leistungsersteller kurz- und mittelfristig in der Lage ist, den gewiinschten
Streckenunterhalt zu erbringen. Da ein Wechsel eines ISB, wenn Uber-
haupt, erst langfristig mdglich ist, scheint diese Art der verborgenen Ab-
sicht theoretisch durchaus realistisch. Im Vertrag zwischen dem BAV
und den ISB ware es zudem mdoglich, dass Elemente des Unterhalts von
beiden Seiten nicht einberechnet wurden, da sie vorher nicht ersichtlich
waren.

514 Welche Massnahmen zur Reduktion der Informations-
asymmetrie wurden ergriffen?

Gemass der Principal-Agent-Theorie kann eine Informationsasymmetrie
mittels drei Typen von Massnahmen reduziert werden.

Massnahmen zur Reduktion verborgener Eigenschaften

- Signalling durch die ISB: Den ISB stehen viele Massnahmen zur
Verfugung, um in der Planungsphase die Eigenschaften ihrer Leis-
tungen zu signalisieren. Viele der Massnahmen sind allerdings erst
in den letzten Jahren entwickelt worden. In den Offerten und Mittel-
fristplanung kénnen die ISB Uber die Qualitat ihrer Leistungen und
Uber die Angemessenheit der geplanten Kosten Auskunft geben.
Auch durch weitere Berichterstattungen wie Kennzahlen und Netz-
zustandsberichte kdnnen die ISB die Hintergriinde der geplanten
Substanzerhaltung und der Erweiterungen offenlegen. Zudem be-
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steht fur die ISB die Moglichkeit, durch externe Gutachten die Inhalte
ihrer Offerte zu validieren. Das BAV prft zurzeit gemeinsam mit den
ISB und auf Empfehlung der EFK die Einflihrung eines Ratingsys-
tems der ISB.% Dieses wilrde nach einheitlichen Kriterien dariiber
Auskunft geben, ob und in welchem Grad eine ISB die Vorausset-
zungen fir eine professionelle Abwicklung mitbringt. Das Rating
wurde auf einer Selbstdeklaration der ISB und einer Prifung durch
das BAV basieren. Als Kriterien fir das Rating wiirden unter ande-
ren die Qualitdt der ISB-internen Prozesse, die vorhandenen Flh-
rungsinstrumente und das Organisationsknowhow der ISB zur Ab-
wicklung von Projekten dienen. Wird eine ISB schlecht geratet, kon-
nen ihre Projekte und Vorhaben zurlickgestellt werden. Dadurch
kann ein Anreiz bei schlecht bewerteten ISB entstehen, ihre internen
Prozesse und Leistungen zu verbessern und somit einen Beitrag zu
einer optimalen Abwicklung der Unterhaltsarbeiten zu leisten.

- Screening durch das BAV: Das BAV verfiigt Gber eine Reihe von
Massnahmen, um die offerierten Leistungen der ISB zu prifen (vgl.
Abschnitt 5.2.2). Neben den Offerten stellen die Berichtserstattun-
gen und Uberpriifungen der Zielerreichung aus frilheren Leistungs-
vereinbarungsperioden eine zentrale Informationsquelle dar. Auch
hat das BAV von der Mdglichkeit von Zweitgutachten zur Prifung
der Offerten Gebrauch gemacht.

- Self-selection durch differenzierte Vertrage: Gemass Theorie kann
die Informationsasymmetrie durch sogenanntes Self-Selection ab-
gebaut werden. Dabei bietet der Leistungsbesteller dem Ersteller
sogenannte differenzierte Vertrage an, mit dem Ziel, dass der Erstel-
ler durch die Wahl des Vertrags die Eigenschaften der Leistungen
offenlegt. Im untersuchten Fall hatten die ISB somit die Wahl, sich
fur den Unterhalt oder den Ausbau zu entscheiden. Aufgrund dieses
Entscheids kdnnten Ruckschlisse auf die Qualitat des Netzes und
die Dringlichkeit des Ausbaus liegemacht werden. In einer anderen
Variante wirde das BAV Vertrage mit unterschiedlichem Finanzvo-

5 Die Ausflihrungen stiitzen sich auf eine Prasentation, welche der Arbeitsgruppe ,Investitionscon-
trolling LV* am 1. Juni 2017 prasentiert worden ist.
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lumen anbieten, welche an eine unterschiedliche Verbesserung der
Netzqualitat gekoppelt sind. Die ISB kénnten auswahlen. Auch wenn
solche Varianten in der Planungsphase angesprochen wurden, sind
sie bisher nicht eingesetzt worden. Einzig die Moglichkeit seitens der
ISB, Zusatzoptionen in ihre Richtofferten aufzunehmen, kann als Art
der differenzierten Vertrage verstanden werden. Das BAV erhalt
Uber Umfang und Art der Optionen zusatzliche Informationen Uber
die Prioritaten und den Umfang des Netzunterhalts aus Sicht der
ISB.

- Angleichung der Interessen zwischen dem BAV und den ISB: Eine
letzte Massnahme, um die Informationsasymmetrie vor Vertragsab-
schluss zu reduzieren ist die Interessenangleichung, die durch An-
reize und Sanktionen geférdert werden kann. Als Anreiz fiir die ISB
besteht ab der Leistungsvereinbarung 2017 bis 2020 die Mdglich-
keit, im Investitionsbereich Optionen einzubauen.%® Dabei handelt es
sich um Optionsprojekte, die einen Nachtrag zur Leistungsvereinba-
rung auslésen konnten. Solche Nachtrage kénnen den Anreiz der
ISB, schlechte Qualitat zu liefern, reduzieren.5” Andere Leistungsan-
reize wie Bonus-Malus-System oder Grundbeitrage mit Zusatzoptio-
nen wurden zwar diskutiert, aber bisher nicht angewendet.

Massnahmen zur Reduktion verborgenen Handelns

Gemass der Principal-Agent-Theorie kann verborgenes Handeln einer-
seits durch Monitoring- und Controllingmassnahmen und andererseits
durch eine Interessenangleichung mittels Anreiz- und Sanktionssysteme
bewaltigt werden. Auch bei diesem Problemtyp kénnen vorgeschlagene
Massnahmen aus der Theorie im Auftragsverhaltnis zwischen dem BAV
und den ISB identifiziert werden.

- Monitoring/Controlling: Es stehen dem BAV eine Reihe Monitoring-
und Controllingmassnahmen zur Verfigung, um die Bestellung in

56 Gemass dem BAV haben die Bahnen SBB, BLS, RhB und MGB Investitionsvolumen fiir die Perio-
de 2017 bis 2020, die gross genug sind, um allfalligen Verschiebungen innerhalb ihrer Investitions-
plane aufnehmen zu kénnen. Aus diesem Grund diirfen diese ISB keine Optionen einbauen.

57 Vgl. Picot, Arnold; Dietl, Helmut; Franck, Egon (2008): Organisation: Eine ékonomische Perspekti-
ve. 3. Auflage, Schaffer-Poeschel Verlag, Stuttgart.
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den Leistungsvereinbarungen zu steuern und die Qualitat der
Bahninfrastruktur wirksam kontrollieren zu kénnen (vgl. Abschnitt
5.2.3). Viele der Massnahmen sind auf die SBB und die Privatbah-
nen abgestimmt, um Quervergleiche zu ermdglichen. Zudem hat das
BAV ein Recht auf Einsicht in Dokumente und Daten der ISB.

- Anreizsysteme: Einige Anreize sind in die bestehenden Leistungs-
vereinbarungen eingebaut worden.®® Seit der Leistungsvereinbarung
2017 bis 2020 besteht das Instrument der Leistungsvereinba-
rungsoptionen flr Projekte, die noch nicht umsetzungsreif sind.
Wahrend der Leistungsvereinbarungsperiode kdénnen umsetzungs-
reife Projekte durch interne Verschiebungen der Leistungsvereinba-
rungsmittel oder durch eine Aufstockung der Investitionsmittel durch
das BAV finanziert werden. Die ISB verschaffen sich somit einen
grésseren Spielraum, wenn sie die vereinbarten Projekte glinstiger
realisieren kdnnen. Aus diesem Grund kénnen die Optionen einen
Anreiz flir eine effiziente Umsetzung der vereinbarten Leistungen
bieten. Auf Pramien oder Bussen bei Unter- oder Uberschreitung der
vorgesehenen Budgets wurde bisher verzichtet. Die Interviewten er-
achten dies gegenwartig als politisch nicht vertretbar.

- Sanktionssysteme: Gemass der Konzessionierung und Finanzierung
der Eisenbahninfrastruktur (KFEV) kann das BAV Sanktionen ver-
hangen, wenn die ISB die vereinbarten Leistungen, Zielvorgaben
oder Fristen nicht einhalten. Es besteht die Moéglichkeit, die Mittel-
ausschittung von der Leistungserbringung abhangig zu machen.
Das BAV ist zudem berechtigt, finanzielle Leistungen zurlickzufor-
dern. Bisher wurden die Sanktionsmdglichkeiten selten bis nie ergrif-
fen.

Massnahmen zur Reduktion verborgener Absicht

Gemass der Principal-Agent-Theorie kdnnen verborgene Absichten mit-
tels Interessenangleichung reduziert werden. Drei Massnahmen bieten
sich aus der Theorie an.

58 Zudem werden Leistungsvereinbarungsreserven vom BAV verwaltet und kénnen bei Bedarf bei
unvorhersehbaren Entwicklungen zugeteilt werden, beispielsweise bei Naturereignissen oder Ver-
kehrsentwicklungen.
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Langfristige Vertrage: Durch das Instrument der Leistungsvereinba-
rungen kann das BAV mit den ISB mindestens mittelfristige Vertrage
eingehen. Somit kann aus theoretischer Sicht die Gefahr verborge-
ner Absichten reduziert werden. Durch ein mehrjahriges Auftrags-
verhaltnis nehmen der Informationsvorsprung der ISB und die Moni-
toringkosten des BAV ab.

Gewinn- oder Kapitalbeteiligung: Eine gegenseitige Beteiligung des
Principals und des Agenten am Gewinn oder Kapital des Vertrags-
partners kann einen Anreiz setzen, opportunistisches Handeln zu
reduzieren. Eine Gewinnbeteiligung seitens der ISB in dem Sinne,
dass sie von nicht bendtigten Mitteln aus dem BIF profitieren kénn-
ten, besteht nicht. Da die Infrastruktur zu 100 Prozent vom Bund fi-
nanziert wird, ware eine solche Gewinnbeteiligung politisch wohl
kaum akzeptabel zumal die nicht verwendeten Mittel bei den Neuin-
vestitionen dringend gebraucht werden. Eine Kapitalbeteiligung des
Bundes an den ISB besteht in zahlreichen Fallen. Von dieser kdnnte
aber eher ein gegenteiliger Effekt ausgehen, weil der Bund als Eig-
ner am Weiterbestehen seiner Unternehmen interessiert ist (vgl. Ka-
pitel 7). Das Umgekehrte, also eine Kapitalbeteiligung der ISB am
Bund, ist (im Gegensatz zu privaten Unternehmen) nicht mdglich,
weshalb diese Massnahme im vorliegenden Kontext keinen Sinn
macht.

Ubernahme (vertikale Integration): Eine Ubernahme der Infrastruktur
durch den Bund ware gemass Gesetz grundsatzlich mdglich.
Dadurch kann eine volle Kontrolle der Infrastruktur entstehen und
das Informationsdefizit des Principals beseitigt werden. Die Integra-
tion stellt aber die ultimative Sanktionsmassnahme dar, die nie er-
griffen worden ist. Eher denkbar ware die Fusion von (kleinen) Pri-
vatbahnen, wenn dadurch eine Professionalisierung der neu ge-
schaffenen Einheit erhéht wirde.

Ergebnis der theoretischen Priifung des Massnahmeneinsatzes

Welche Massnahmen zur Reduktion der Informationsasymmetrie wurden
ergriffen? Wie die Darstellung D 5.2 zeigt, sind bereits eine Reihe von
Massnahmen zur Reduktion der verborgenen Eigenschaften in Form von
Signalling und Screening umgesetzt worden sind. Differenzierte Vertrage
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und Leistungsanreize sind umgekehrt nicht oder nur in Ansatzen vor-
handen. Zur Vermeidung des verborgenen Handelns sind Controlling-
und Monitoringmassnahmen erheblich ausgebaut worden, hingegen sind
wenige Anreiz- und Sanktionssysteme zu verzeichnen. Fir die Vermei-
dung von verborgenen Absichten stehen dem Bund wenige Massnah-
men zur Verfigung. Die mittelfristige Ausgestaltung der Vertrage stellt
einen Schritt in diese Richtung dar. Kapital- und Gewinnbeteiligungen
sind wenig praktikabel.

D 5.2: Zusammenfassung der Problemtypen und Massnahmen

Problemtyp Problemtyp Massnahmen zur Vermeidung
vorhanden? Eingesetzt Nicht eingesetzt

Problemtyp 1: Ja, theoretisch - Signalling und Screening (Offer- | - Self-selection durch differen-
Verborgene vorhanden ten, Netzzustandsberichte, Ex- Zierte Vertrage
Eigenschaften pertisen und Gutachten) - Bonus-Malus-Systeme

- Anreize mit Optionen
Problemtyp 2: Ja, theoretisch - Monitoring, Controlling (Kenn- - Wenig Anreize oder Sanktio-
Verborgenes vorhanden zahlen, Berichterstattung, finan- nen
Handeln zielle Audits)

- Gesprache
Problemtyp 3: Ja, theoretisch - Mittelfristige Vertrage - Kapital- und Gewinnbeteili-
Verborgene vorhanden gungen sowie vertikale In-
Absicht tegration

Quelle: Darstellung Interface.

5.1.5 Bestehen Unterschiede in Bezug auf das Prinzipal-Agent-
problem zwischen den ISB?

Basierend auf der Theorie ist davon auszugehen, dass sich die Informa-
tionsasymmetrie und die damit verbundenen Kosten unterschiedlich pra-
sentiert je nach Grésse der ISB und der Komplexitat der Leistungen. Es
darf angenommen werden, dass eine Informationsasymmetrie bei gros-
seren Unternehmen haufiger vorkommt als bei kleineren. Grund dafir ist
die hdhere Komplexitat und der damit hoéhere Informationsbedarf bei
grossen und komplexen Unternehmen. Basierend auf den Gesprachen
mit Angestellten im BAV haben wir eine Kategorisierung der ISB nach
ihren Grosse vorgenommen (vgl. Darstellung D 5.3).%°

5 Unsere Einteilung in Gréssenklassen weicht von der Einteilung des BAV ab, in der die mittlere
Grossenklassen die folgenden ISB beinhaltet: BLS, Deutsche Eisenbahn-Infrastruktur in der
Schweiz, MGB, MOB, RhB, SOB, und ZB. (vgl. BAV [2010]: Finanzierung Eisenbahninfrastruktur —
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D 5.3: Kategorisierung der Infrastrukturbetreiberinnen (ISB) nach Grdsse

Kategorie Umfang der Budgets der Leis- Netzgrosse Personal im
tungsvereinbarung Infrastrukturbe-
2017-2020 reich (FTE*)
Betriebsabgel- Anteil des Schnitt Grosse von bis Grosse von bis
tung und Investi- | totalen
tionsbeitrag Beitrags im

Jahr 2017

Grosse ISB: SBB | 7,64 Mia. Fr. 61% 3’230 km - 10323

Mittelgrosse ISB: | 186 Mio. bis 28% 190 km** 92,7-420 km** 247-286***

BLS, RhB, MGI, 1,150 Mia. Fr.

SOB, RBS, ZB,

TPFI, MOB/MVR

Kleine ISB: Ubri- Weniger als 11% - 4,07-58,1 km -

ge 118 Mio. Fr.

Quelle: Darstellung Interface basierend auf den durch das Bundesamt fiir Verkehr (BAV) zur Verfiigung gestellten Daten.
Legende: * FTE: Vollzeitaquivalent, ** Angaben der MOB fehlen; *** nur die BLS und die RhB weisen explizit den Personal-
bestand fur die Infrastruktur aus.

Im Folgenden wird reflektiert, ob sich aufgrund der theoretischen An-
nahmen Unterschiede zwischen grossen und kleinen ISB in Bezug auf
die Informationsasymmetrie ergeben.

In der Leistungsbeziehung zu den SBB kann theoretisch erwartet wer-
den, dass eine grosse Informationsasymmetrie besteht aufgrund der
Grosse des Unternehmens sowie der Vielfalt und Komplexitat dessen
Leistungen. Die SBB erhalten den gréssten Anteil der Mittel, die ein Viel-
faches Uber jenen der grossen privaten ISB liegen. Das Netz der SBB ist
mit Abstand das Grosste. Diese Asymmetrie ist sowohl im Verhand-
lungsprozess aber auch nach Vertragsabschluss plausibel. Bei den SBB
kann zudem vermutet werden, dass die Kontrollkosten des BAV auf-
grund der Informationsdichte hoch sind. Die unterschiedlich grosse Per-
sonalausstattung bei den SBB und dem BAV kénnen die Kontrollmdg-
lichkeiten reduzieren. Die Grosse und Komplexitat der Aufgaben inner-
halb der SBB erhdhen die Signalisierungskosten der SBB erheblich im
Vergleich zu den anderen ISB.

Kennzahlen Leistungsvereinbarung 2011-2012. Hintergrundinformationen, Bern), Unsere Eintei-
lung basiert auf den Gesamtbeitrdgen (Betriebsabgeltung und Investitionsbeitrag) fir die Leis-
tungsvereinbarung 2017 bis 2020.
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In den mittelgrossen ISB gehen wir davon aus, dass die Informationsas-
ymmetrie weniger ausgepragt ist als im Vergleich zu den SBB. Da die
Leistungen dieser ISB Ubersichtlicher sind, ist zu vermuten, dass das
BAV Uber mehr Informationen verfligt, als bei den SBB. Aus diesem
Grund ist davon auszugehen, dass die Kontrollkosten des BAV und die
Signalisierungskosten der ISB relativ tief sind.

Es lasst sich schliesslich vermuten, dass die Leistungsbeziehung zwi-
schen den kleinen ISB und dem BAV von wenig Informationsasymmetrie
gepragt ist. Die Unternehmen sind Uberwiegend klein und die Leistungen
fir das BAV Ubersichtlich. Jedoch kann sich die Asymmetrie auch um-
kehren: Fehlende Kompetenzen, Ressourcen oder Informationen bei den
ISB infolge zu geringem Know-how und Personalbestand kénnen dazu
fihren, dass dem BAV hohere Informationskosten entstehen, weil es die
ISB beraten oder Informationen selbst beschaffen muss, weil die 1ISB
selbst diese nicht bereitstellen kénnen.

5.1.6 Zwischenfazit

Basierend auf der theoretischen Beurteilung der Konzeption mit Fokus
auf der Informationsasymmetrie Iasst sich das folgende Fazit ziehen.

- Wie ist das Auftragsverhaltnis zwischen dem BAV und den ISB aus
Sicht der Principal-Agent-Theorie zu beurteilen? Eine Informations-
asymmetrie ist theoretisch vorhanden. Die Merkmale des Auftrags-
verhaltnisses ermdglichen sowohl verborgene Eigenschaften vor
Vertragsabschluss wie auch verborgenes Handels oder verborgene
Absicht nach Vertragsschluss. Es besteht theoretisch wie praktisch
eine Second-best-Lésung, da die Informationsasymmetrie Informati-
onskosten sowohl beim BAV wie auch den ISB bei der Verhandlung
und Kontrolle der Leistungsvereinbarung verursachen. Es ist davon
auszugehen, dass die Informationsasymmetrie vor allem bei den
SBB und den grossen privaten ISB ausgepragt ist, sich bei den klei-
nen und sehr kleinen ISB hingegen in Grenzen halt oder gar nicht
vorhanden ist.

- Werden Massnahmen eingesetzt, die gemass Theorie die Informati-
onsasymmetrie reduzieren kbénnen? Es ist eine starke Zunahme der
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Massnahmen zur Reduktion der Informationsasymmetrie seit Einflih-
rung der Leistungsvereinbarungen festzustellen. Die grosste Zahl
der Massnahmen setzt bei der Vermeidung verborgener Eigenschaf-
ten der Leistungen und des Netzzustands im Verhandlungsprozess
(ex-ante) an. Ebenso ist die Zahl der Massnahmen zur Vermeidung
verborgenen Handelns vergleichsweise hoch (Controlling, Monito-
ring, Gesprache und Berichterstattung im Rahmen der Umsetzung).
Auffallend ist, dass Anreize und Sanktionen wenig oder nicht einge-
setzt werden. Weniger haufig oder gar nicht werden Massnahmen
zur Vermeidung von verborgenen Absichten eingesetzt. Der Grund
daflr liegt darin, dass Gewinn- oder Kapitalbeteiligungen politisch
wohl kaum akzeptiert wirden und die vertikale Integration wohl mog-
lich, aber bisher als Ultima Ratio nie zum Einsatz kam. Insgesamt ist
diese Verteilung der Massnahmen aus theoretischer Sicht sinnvoll:
Die Literatur zu Principal-Agent empfiehlt aus Kostengriinden admi-
nistrative Prozeduren statt den Einsatz von Uberwachung oder
Sanktionen. So etwa wiirden festgelegte Prozeduren beziglich In-
formationsaustausch auf effizienter Weise die Informationsasymmet-
rie und somit die Kontrollkosten des Principals reduzieren.®

- Ist der heutige Prozess zur Ausgestaltung und Umsetzung der Inhal-
te aus theoretischer Sicht so ausgestaltet, sodass er moglichst wirk-
sam und effizient sein kann? Das Instrument Leistungsvereinbarung
ermoglicht aus theoretischer Sicht einen unternehmerischen Frei-
raum, der eine effiziente und wirksame Leistungserbringung durch
die ISB unterstiitzt. Die vorliegende Informationsasymmetrie vor und
nach Vertragsabschluss wird heute mit Massnahmen mindestens
teilweise ausgeglichen. Die Informationskosten sind zwar sicherlich
vorhanden (Kosten fir Signalling, Screening, Verhandlungskosten
und Controlling), aber angesichts der grossen Volumina bei den
SBB und den grossen Privatbahnen wohl berechtigt. Bei den kleinen
und sehr kleinen ISB stellt sich hingegen die Frage, ob durch geeig-
nete Massnahmen (Zusammenlegung oder Auslagerung der Aufga-
ben an Dritte) die Informationskosten nicht reduziert werden kénn-

60 \gl. McCubbins, Mathew D.; Noll, Roger G.; Weingast, Barry R. (1987): Administrative Procedures
as Instruments of Political Control, Journal of Law, Economics, and Organisation, 3(2).
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ten. Schliesslich besteht ein Verbesserungspotenzial bezulglich An-
reiz- und Sanktionssystemen, um die Effizienz der Umsetzung der
Leistungsvereinbarungen weiter zu erhéhen.

- Lassen es die Leistungsvereinbarungen theoretisch zu, die Ziele des
BAV in Bezug auf die Qualitat der Bahninfrastruktur wirksam zu
steuern und zu kontrollieren? Die zentralen Elemente der Leistungs-
vereinbarung (Zielvorgaben, Globalbudget, Mehrjahresplanung,
Kennzahlen, Berichterstattung, Controlling) stellen aus Sicht der
Principal-Agent-Theorie und des New Public Management eine gute
Grundlage fir eine wirksame Steuerung und Kontrolle der Qualitat
der Bahninfrastruktur dar. Eine gewisse Informationsasymmetrie
kann aufgrund der inharenten Eigenschaften einer Leistungsbezie-
hung nicht vermieden werden. Dies ist auch nicht sinnvoll, denn die
Grenzkosten fiir die Beseitigung der Informationsasymmetrie neh-
men zu.

5.2 Beurteilung der Umsetzung der Leistungsvereinba-
rungen

Die Umsetzung der Leistungsvereinbarung wurde in Kapitel 4 beschrie-
ben. Wir nehmen die dort verwendete Systematik auf und bewerten fol-
gende Elemente: Wir stellen die Beurteilung der Entwicklung der Umset-
zung der Leistungsvereinbarung seit ihrer Einfihrung 1999 vor. An-
schliessend beurteilen wir die Planungs- und Umsetzungsphase, wie sie
sich heute prasentiert. Die Bewertung basiert auf der Auswertung von
Dokumenten und dem Vergleich der Interviewergebnisse, welche primar
im BAV und in den ISB erhoben worden sind. Es gilt, in diesem Kapitel
folgende Evaluationsfragen zu beantworten.

- Wie hat sich die Umsetzung der Leistungsvereinbarung Uber die Zeit
entwickelt? Sind Lerneffekte und Verbesserungen zu beobachten?

- Wie gestaltet sich die heutige praktische Ausgestaltung und Umset-
zung des Regelkreises der Leistungsvereinbarung?

- Welche Bedeutung hat der Umstand, dass die Kantone in den Ver-
handlungen nicht mehr vertreten sind?
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- Gibt es Indizien daflir, dass von den Leistungsvereinbarungen ab-
gewichen wird?

- Wie werden die in der Konzeption vorgesehenen Massnahmen zur
Bewaltigung der Informationsasymmetrie in der Praxis eingesetzt?

- Welche Unterschiede ergeben sich bei der Umsetzung der Leis-
tungsvereinbarung zwischen den verschiedenen ISB?

- Wie bewahrt sich das Instrument der Leistungsvereinbarung in der
Praxis zur Steuerung der Umsetzung des Unterhalts der Eisen-
bahninfrastruktur?

5.21 Beurteilung der Entwicklung der Leistungsvereinbarung

Seit der ersten Leistungsvereinbarung mit den SBB im Jahr 1999 und
den Privatbahnen im Jahr 2011, lassen sich die folgenden zentralen
Entwicklungsphasen feststellen. Sie sind in Kapitel 4.1 ausflihrlich be-
schrieben, wir stellen an dieser Stelle die Bewertung der Phasen durch
die Interviewten dar.

Einfihrungs- und Entwicklungsphase SBB, 1999 bis 2010

1999 wurde die erste vierjahrige Leistungsvereinbarung zwischen dem
Bundesrat und den SBB abgeschlossen. Mit dem Instrument konnten
Abgeltungen im Voraus vereinbart werden, was gemass Interviews mit
Vertretenden der SBB und Vertretenden vom BAV fir beide Parteien ei-
ne erhdéhte Planungssicherheit ermdglichte und gleichzeitig den SBB ei-
ne unternehmerische Freiheit einrdumte. Die Einfihrung der Leistungs-
vereinbarung damals wurde als klarer Mehrwert wahrgenommen.

Die Privatbahnen sind laut den Befragten aufgrund fehlender Planungs-
kapazitaten zu dieser Zeit nicht in der Lage gewesen, mehrjahrige Leis-
tungsvereinbarungen abzuschliessen. Erst im Jahr 2007 flhrte das BAV
auch bei den Privatbahnen Leistungsvereinbarungen ein, die immer fir
eine Jahr abgeschlossen wurden und unter anderem aufgrund der ein-
jahrigen Finanzierungsplane der Kantone. Sie waren zu dem Zeitpunkt
nicht mit dem heute bestehenden Instrument vergleichbar.

Diese erste Phase war den Interviews zufolge von einem Spardruck im
Infrastrukturbereich gepragt gewesen, was zu einer Verschlechterung
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der Netzqualitat und einem erheblichen Nachholbedarf fiihrte. Diese Be-
funde sind vor allem bei den SBB dokumentiert und unbestritten.5' Die
Vernachlassigung der Infrastruktur wurde im Rahmen der ersten Leis-
tungsvereinbarungen zwischen dem Bund und den SBB aber offenbar
noch nicht diskutiert. Erst 2009 wurde von den SBB ein Netzaudit durch-
geflihrt, das den Substanzverzehr und die Notwendigkeit einer Mitteler-
héhung fir den Substanzerhalt der Infrastruktur bei den SBB verdeutlich-
te. Die Befunde des Netzaudits wurden jedoch vom BAV angezweifelt.
Eine Zweitmeinung wurde eingeholt, die den Mehrbedarf von 850 Millio-
nen Franken auf 509 Million Franken pro Jahr reduzierte. Dieses Ergeb-
nis wurde bei Abschluss der nachsten Leistungsvereinbarung bertck-
sichtigt.

Einfiihrungsphase Privatbahnen und Ubergangsphase fiir die SBB in

den Leistungsvereinbarung von 2011 bis 2012

2011 verpflichtete das BAV die Privatbahnen dazu, mittels einer zweijah-
rigen Leistungsvereinbarung die Infrastruktur separat bestellen zu koén-
nen. Die EinfUhrungsphase bei den Privatbahnen, die von den Beteilig-
ten als Testphase wahrgenommen wurde, sei fur die ISB teils herausfor-
dernd gewesen, unter anderem weil die Unternehmen bisher Uberwie-
gend kurzfristige und projektbasierte Investitionsplanungen genutzt hat-
ten.

Die Verhandlungen der Leistungsvereinbarung 2011 bis 2012 zwischen
dem BAV und den SBB wurden von den Beteiligten in den Interviews als
konfliktbehaftet bezeichnet und war gepragt durch den im Rahmen des
Netzaudits von den SBB errechneten Mehrbedarf. In der Leistungsver-
einbarung 2011 bis 2012 wurde schliesslich ein Kompromiss vereinbart
und die Parteien einigten sich auf ein Globalbudget fiir die Leistungsver-
einbarungsperiode. Die urspringliche vorgesehene Summe flr die Leis-
tungsvereinbarung 2011 bis 2012 fir die SBB wurde um 160 Millionen
pro Jahr erhoht.®? Die Verhandlungen, die zu diesem Ergebnis fiihrten,

61 vgl. Bahninfrastruktur: Unterhalt und Finanzierung kurz erklart (2016),
<https://www.sbb.ch/files/infrastruktur/sbb_
themenlandschaftfiles/SBBInfraBroschuere_de.pdf, Zugriff am 6. Juli 2017.

62 Vgl. Substanzerhalt Bahninfrastruktur der Schweiz. Medienkonferenz BAV/SBB vom 28. Juni 2010.
<https://www.newsd.admin.ch/newsd/message/attachments/19687.pdf>, Zugriff am 5. Juli 2017.
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werden von den Befragten im Nachhinein als intensiv, teilweise konflikt-
belastet aber im Ergebnis als sinnvoll beurteilt.

Erste vierjahrige Leistungsvereinbarung fur alle ISB, 2013 bis 2016

2013 wurden die ersten vierjahrigen Leistungsvereinbarungen zwischen
Bund, Kantonen und Privatbahnen abgeschlossen. Basierend auf Erfah-
rungen der Einfiihrungsphase wurden die Prozesse angepasst. Unter
anderem wurden die Kantone zu einem friilheren Zeitpunkt in die Pla-
nungsphase eingebunden.

Die Verhandlungen zwischen den SBB und dem BAV waren vom gros-
sen Nachholbedarf der SBB gepragt. Nach Abschluss der Leistungsver-
einbarung 2013 bis 2016 stellten die SBB die Ergebnisse einer Neubeur-
teilung des Streckenzustands vor. Diese kam zum Schluss, dass die
Kosten die in der Leistungsvereinbarungen 2013 bis 2016 fir den Unter-
halt vorgesehen waren, bei weitem nicht ausreichen wirden (gemass
Aussagen in den Interviews lagen die zusatzlichen Kosten jahrlich bei
rund 130 Mio. Fr.). Das BAV nahm die Neuberechnung zwar zur Kennt-
nis, weigerte sich aber, das Budget fir die SBB im Jahr 2014 zu erh6-
hen. Gemass Interviews sprengten die geforderten Summen das Budget
des Bundes. Es wurde allenfalls eine Aufstockung fir die Jahre 2015
und 2016 in Aussicht gestellt. Diese wurden schliesslich aber ebenfalls
nicht gewahrt. Die SBB mussten folglich die zusatzlichen Kosten bis
2016 vollstandig eigenstandig tragen.

Den Ubereinstimmenden Aussagen der Befragten bei den SBB und dem
BAV zufolge stellt diese Nachforderung eine erste Bewahrungsprobe fiir
die Leistungsvereinbarungen dar. Vonseiten des BAV wurden die Nach-
forderungen, die kurz nach Abschluss der Leistungsvereinbarung gestellt
wurden als unglaubwirdig beurteilt und abgelehnt. Gemass Aussagen
der Interviewten wurden die Nachforderungen damals auch von Verant-
wortlichen der anderen ISB als eher unglaubwirdig betrachtet. Vielfach
wurde damals die Vermutung geaussert, dass die SBB die Informationen
bereits friher gekannt hatten, diese aber erst (zu) spat bekannt gaben.
Diese Zeit wurde von den Beteiligten bei den SBB und dem BAV als
stark belastend wahrgenommen. Schliesslich sei jedoch die Situation ein
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Ausloser fir die Entwicklung von FABI gewesen, was letztendlich zu ei-
ner Verbesserung der finanziellen Lage der Infrastruktur gefiihrt habe.

Konsolidierungsphase, Leistungsvereinbarungen 2017 bis 2020

Mit der aktuellen Leistungsvereinbarung konnte erstmals ein einheitlicher
Prozess uber die Branche hinweg etabliert werden. Die Kantone waren
aufgrund der neuen Gesetzgebung nicht mehr am Prozess beteiligt. Die
Befragten geben einhellig an, dass erstmals effektive Verhandlungen
stattgefunden haben. Seitens BAV wird festgestellt, dass auch die Pri-
vatbahnen nun in der Lage sind, langfristige Planungen zu entwickeln
und damit angemessen in die Verhandlungen mit dem BAV einzustei-
gen. Zwischen der Leistungsvereinbarungen 2013 bis 2016 und der Leis-
tungsvereinbarungen 2017 bis 2020 wurden somit deutliche Verbesse-
rungen erzielt. In den Interviews wurde Folgendes hervorgehoben:

- Erstens habe sich der Prozess vereinfacht, fur die SBB durch die
Trennung der Infrastrukturbestellung und die Eignerziele, bei den
Privatbahnen, weil die Kantone nicht mehr als Verhandlungspartner
beteiligt sind.

- Zweitens habe sich die Qualitat der vorhandenen Informationen zum
Netzzustand verbessert, vor allem durch eine vereinheitlichte Da-
tenerfassung und die héheren Anforderungen an die Berichterstat-
tung. Gemass einigen Befragten hat man dies nicht zuletzt dank ei-
ner erhdhten Koordination der Branche unter Beteiligung des Ver-
bands 6ffentlicher Verkehr (VOV) erreicht.

- Drittens nehmen die Befragten ab 2014 bei Start der Verhandlungen
eine engere Zusammenarbeit und einen intensiveren Dialog wahr
und zwar einerseits zwischen dem BAV und den einzelnen ISB und
andererseits innerhalb der Branche.

5.2.2 Beurteilung der Planungsphase

Im Folgenden beurteilen wir die Planungsphase, wie sie sich flr die Leis-
tungsvereinbarungen zwischen 2014 und 2016 prasentiert hat. Dabei ist
die Frage zu beantworten, wie sich der Prozess der Planung, Offertstel-
lung, den Verhandlungen und Vereinbarungen in der Praxis bewahrt hat.
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Festlegung der finanziellen Rahmenbedingungen

Befragte, die mehrere Verhandlungsprozesse erlebt haben, nehmen ei-
nen Wechsel bei der Festlegung der Zahlungsrahmen wahr. Friher habe
das BAV die Verhandlungen in einer Art Powerplay geflhrt, in dem das
Bundesamt mit einem schon festgelegten Zahlungsrahmen zu den ISB
gegangen sei. Dies habe zum Riickstand im Bereich Unterhalt gefiihrt.
Gemass einigen Befragten misse der Rahmen der Leistungsvereinba-
rungen vermehrt in Zusammenarbeit mit den ISB festgelegt werden. Dies
wlrde bedeuten, dass der angegebene finanzielle Bedarf der ISB als
Grundlage flr die Festlegung des Zahlungsrahmens dienen solle.

Seit dem 1. Januar 2016 erfolgt die Finanzierung von Betrieb, Substanz-
erhalt und Ausbau der Eisenbahninfrastruktur ausschliesslich tber den
BIF. Die Einfiihrung dieses Finanzierungsinstruments wird von allen Be-
fragten begrisst. Es habe den Planungsprozess erheblich erleichtert. Im
,alten Finanzierungsmodell“ hatten nicht gentugend Mittel fir die Betrieb
und Substanzerhalt zur Verfigung gestanden, was gemass einigen Be-
fragten zu einer Vernachlassigung des Unterhalts flihrte. Zudem gab es
vor der Einfihrung des BIF haufiger Versuche der SBB und der Privat-
bahnen, die finanziellen Rahmenbedingungen durch Lobbying zu beein-
flussen. Mit dem neuen Finanzierungsinstrument sei mehr Spielraum ge-
schaffen worden, was vor allem eine Erhéhung der Mittel fir den Unter-
halt der Infrastruktur ermdglicht habe. Auch sei die Festlegung des fi-
nanziellen Rahmens dank des BIF entpolitisiert worden.

Erarbeitung der Offerten

Auf Basis des angegebenen Zahlungsrahmens erarbeiten die ISB eine
Richtofferte und einen Mittelfristplan. Fir die Festsetzung des Bedarfs
berlicksichtigen die ISB mehrere Elemente, wie der Netzzustandsbericht
des Vorjahrs, der Nachholbedarf, die Verkehrssteigerung, neue Anlagen
und zusatzliche Mengen, gesetzliche Anforderungen und Standards so-
wie Ziele zur Aufrechthaltung und Verbesserung.

Grundsatzlich besteht die Mdglichkeit, dass die ISB aus taktischen
Griinden Reserven in die Leistungsvereinbarung einbauen. Die Inter-
views haben gezeigt, dass es vermutlich taktische Reserven gibt. Es ist
jedoch davon auszugehen, dass die Hohe dieser Reserven als ,normal”
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bezeichnet werden kann, da der Anreiz, solche Reserven zu bilden, aus
drei Griinden gedampft wird. Erstens besteht fiir die mittleren und kleine-
ren ISB die Méglichkeit, Uber Optionen zusatzliche Mittel zu erhalten.
Zweitens besteht ein grosser Anreiz, die Mittel in zuséatzliche Projekte zu
investieren. Aus diesem Grund sind grosse Reserven nicht sinnvoll, weil
diese besser in zusatzliche Projekte investiert werden sollen. Drittens
dampft der Umstand, dass die gesprochenen Mittel vielfach nicht voll-
standig abgerufen werden kénnen, die Bildung taktischer Reserven: Es
stehen momentan genugend Mittel bereit, was der taktischen Reserven-
bildung vorbeugt.

Prufung der Offerten und Verhandlungen

Die EFK betonte in einer Evaluation aus dem Jahr 2012, dass der Pro-
zess bei der Erarbeitung der Leistungsvereinbarung mit den SBB be-
kannt sei und sich {ber die Jahre eingespielt habe.®® Zudem wurde fest-
gestellt, dass das BAV Uber genlgend Ressourcen verflige, um eine
wirksame Priifung der Offerten der SBB zu gewahrleisten.®* Auch der
Bestellungsprozess bei den Privatbahnen ist gemass der EFK gut struk-
turiert beispielsweise durch die Nutzung einer Checkliste zur Offertpri-
fung, die ein einheitliches Vorgehen sicherstelle. Die Beurteilung der
EFK wird von den Befragten Giberwiegend bestatigt (vgl. Abschnitt 5.2.1).
Seitens des BAV wird jedoch geaussert, dass eine Ressourcenasymmet-
rie zwischen dem Bundesamt und den SBB bestehe, welche eine Plau-
sibilisierung der Offerten erschweren kénne.

Auch wenn sich der Verhandlungsprozess eingespielt hat, sei es fur das
BAV trotzdem herausfordernd, die Hintergriinde fiir die angegebenen
Kosten zu beurteilen. Seitens des BAV wird in den Interviews bestéatigt,
dass vor allem die hohe Anzahl der Investitionen die Prifung der Offerte
erschwere. Auch die Prifung eingebauter Reserven sei herausfordernd.
Die Befragten der ISB bestatigen, dass der Verhandlungsprozess in der
Praxis von einer gewissen Informationsasymmetrie charakterisiert ist. Es

63 Vgl. Eidgendssische Finanzkontrolle (EFK) (2012): Aufsicht und Steuerung der Bahnunternehmun-
gen, insbesondere der SBB.

64 Vgl. Eidgendssische Finanzkontrolle (EFK) (2012): Aufsicht und Steuerung der Bahnunternehmun-
gen, insbesondere der SBB.
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sei aber eine Tatsache, dass der Auftragnehmer Uber mehr Informatio-
nen verfiige als das BAV. Um diesem entgegenzuwirken, legen die 1SB
gemass eigenen Angaben grosses Gewicht auf eine transparente Zu-
sammenarbeit mit dem BAV. Die Befragten des BAV sind Uberwiegend
der Meinung, dass die ISB Informationen nicht bewusst zuriickhalten
wirden. Wenn Informationen nicht geliefert werden, handele es sich bei
kleinen ISB oft um mangelndes Wissen oder ungentigende Planungs-
kompetenzen und in grossen ISB um eine fehlende interne Koordination
der Informationen.

Dank der in den letzten Jahren erhéhten Anforderungen an die Bericht-
erstattung besitzt das BAV heute mehr Informationen zum Netzzustand
sowie zum Unterhalts- und Erneuerungsbedarf der Infrastruktur. Im Fol-
genden gehen wir auf drei Informationsquellen genauer ein, die fir die-
sen Befund verantwortlich sind:

- Netzzustandsbericht: Seit 2013 liefern die SBB einen Netzzustands-
bericht, wahrend die Privatbahnen in den letzten Jahren dazu ver-
pflichtet worden sind. In den Interviews wird dieser Berichterstattung
grosse Bedeutung beigemessen. Die Berichte wiirden Transparenz
schaffen sowohl intern bei den ISB wie auch gegeniiber externen
Akteurinnen und Akteuren allen voran dem BAV. Im Regelwerk
Technik Eisenbahn 29900 (RTE 29900) werden zudem Minimalan-
forderungen flr die Netzzustandsberichte festgehalten. Damit sei es
mdglich, die Daten in der Branche zu harmonisieren und die Ver-
gleichbarkeit der Daten zu steigern. Zudem fluhre der Netzzustands-
bericht zu einem hoheren Vertrauen im Auftragsverhaltnis, da bei-
den Vertragsparteien den Netzzustand kennten. Einige Befragte im
BAV betonen jedoch, es sei mittels der Netzzustandsberichte
schwierig, die zuklnftige notwendige Finanzierung zu beurteilen, da
die Zahlen keine Zukunftsszenarien ermdglichen wirden.

- Kennzahlen: Durch die Kennzahlen verfiigt das BAV uber Daten, die
zur Uberpriifung der Zielerreichung dienen. Die Kennzahlen wéren
auch eine mogliche Informationsquelle in der Planungsphase, um
die Offerten zu prifen. Gemass einem Befragten des BAV sind die-
se Daten im Planungsprozess weniger bedeutsam, da sie erst nach
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den Investitions- und Mittelfristplanen geliefert werden. Daher stiinde
dem BAV nicht geniligend Zeit zur Verfliigung, um die Zahlen zu ana-
lysieren. Zudem bestiinde bei den Kennzahlen ein grosses Timelag
zwischen Massnahmen und deren Sichtbarkeit in den Daten. Dies
wurde den Nutzen der Daten bei der Prifung der Offerten mindern.

- Zweitgutachten: Die Nutzung von Zweitgutachten wird von den Be-
fragten im BAV und den ISB als positiv beurteilt. Einerseits sei es
mdglich, amtsintern Zweitgutachten einzuholen. Bei der Prifung der
Offerten wirden sich die Angestellten der Abteilung Infrastruktur des
BAV daher oft auf Zweitmeinungen aus der Abteilung Sicherheit
stutzen. Dies sichere eine Nutzung der Uber die Abteilungen hinaus
vorhandenen Kompetenzen im BAV. Andererseits kdnnten durch ex-
terne Gutachten beispielsweise der angegebene Bedarf kontrolliert
und validiert werden, was vor allem nitzlich sei, um festgefahrene
Verhandlungen wieder in Gang zu bringen. Die letzten Verhandlun-
gen zwischen dem BAV und den SBB vermogen dies zu illustrieren.
In der provisorischen Offerte bei den Verhandlungen zur Leistungs-
vereinbarung 2017 bis 2020 lagen die finanziellen Forderungen der
SBB deutlich héher als der gesetzten Zahlungsrahmen des BAV. Da
die Verhandlungen blockiert waren, wurde auf Initiative der SBB ein
Zweitgutachten eingeholt. Dies habe die Diskussion versachlicht und
es ermdglicht, sich auf einen gemeinsamen Zahlungsrahmen zu ei-
nigen.

Aus Sicht einiger Befragten verlaufen die Verhandlungen zwischen dem
BAV und den ISB unterschiedlich. Grundsatzlich werden die Verhand-
lungen zwischen dem BAV und den SBB als sehr ressourcenintensiv
und hart wahrgenommen. Die Planungsphase mit den kleineren ISB sei
weniger aufwendig, wirde vergleichsweise aber mehr Ressourcen beno-
tigen seitens des BAV. Gemass Aussagen in den Interviews besitzt das
BAV in gewissen Bereichen mehr Informationen und Knowhow als Ver-
antwortlichen bei den kleinen ISB. Dies filhre dazu, dass bei der Prifung
der Offerte der kleinen ISB weniger verhandelt werde, jedoch seitens
des BAV mehr Zeit eingesetzt werden misse, um qualitativ gute Offerten
und Mittelfristplane zu erhalten. Es ist anzunehmen, dass sich der Auf-
wand des BAV bei den Verhandlungen mit den kleineren ISB reduzieren
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wird, da die ISB ihre Professionalitat und Kompetenzen mit der Zeit wei-
ter erhbhen werden.

Abstimmung zwischen der Leistungs- und der Umsetzungsvereinbarung
Die Finanzierung von Betrieb und Substanzerhalt erfolgt tGber die Leis-
tungsvereinbarungen wahrend der Ausbau der Infrastruktur Gber Umset-
zungsvereinbarungen finanziert wird. Dabei hat der Substanzerhalt ge-
setzlichen Vorrang vor dem Ausbau. Die Trennung erfordert einen Ent-
scheid, ob Projekte Uber die Leistungs- oder die Umsetzungsvereinba-
rung finanziert werden sollen. Dies erfolge durch eine zunachst interne
Abstimmung im BAV und anschliessend in Absprache mit den betroffe-
nen ISB.

Gemass Aussagen in den Interviews ist die Abstimmung ein laufender
Prozess, in dem es dauernd zu entscheiden gilt, wie neue Projekte fi-
nanziert werden sollen. Die Trennung der Finanzierungsquellen sei nicht
einfach, da Projekte haufig sowohl Substanzerhalt wie auch Ausbau be-
inhalten wirden. Unklarheiten hinsichtlich Finanzierungsquelle wiirden
unter anderem zu Verzdgerungen in Projekten, sowohl bei den ISB wie
auch bei Nutzerinnen und Nutzer der Infrastruktur dem Personen- und
Guterverkehr, flihren. Generell kann aber aus den Interviews geschlos-
sen werden, dass die Abstimmung zwischen der Leistungs- und der Um-
setzungsvereinbarung bisher gut funktioniert.

Rolle der Kantone

Seit der Einfiihrung der FABI sind die Kantone nicht mehr als Verhand-
lungspartner der Leistungsvereinbarungen involviert. Stattdessen beteili-
gen sie sich indirekt Uber Einlagen in den Bahninfrastrukturfonds. So-
wohl vom BAV wie auch von den ISB wird die neue Rolle der Kantone
positiv beurteilt. Friher seien die Verhandlungsprozesse sehr kompliziert
gewesen, vor allem wenn mehrere Kantone beteiligt waren. Da der Bund
jetzt der einzige Besteller ist, seien die Prozesse deutlich effizienter wor-
den. Durch die neue Rolle der Kantone stehe dem BAV jedoch weniger
lokales Wissen zur Verfigung. Das BAV versucht den Informationsver-
lust durch regelméassigen Austausch mit den Kantonen entgegenzuwir-
ken. Auch die ISB fuhren im Planungsprozess Sitzungen mit den Kanto-
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nen durch, um die Sicht der Kantone in die Planung einfliessen zu las-
sen.

5.2.3 Beurteilung der Umsetzungsphase

Im Folgenden gehen wir auf die Elemente der Umsetzungsphase ein.
Bei der Beurteilung lautet die zentrale Frage, inwiefern sich der Aus-
tausch zwischen dem BAV und den ISB sowie Massnahmen zur Kontrol-
le und Steuerung in der Praxis bewahrt haben.

Kontakt wahrend der Umsetzungsphase

Die Befragten der ISB empfinden den Kontakt und Austausch mit dem
BAV wahrend der Umsetzungsphase Uberwiegend als angemessen. Ne-
ben den festgelegten Sitzungen im Jahres-, Halbjahres- oder Vierteljah-
resrhythmus, pflegen das BAV und die ISB einen stetigen Kontakt, unter
anderem durch die regelmassige Berichterstattung. Zudem kénnen bei
Bedarf von beiden Seiten Treffen initiiert werden. Die Art des Kontakts
(z.B. E-Mail, Telefon, Besprechungen usw.) unterscheidet sich je nach
ISB. Generell fihrt das BAV haufiger Sitzungen mit den grossen ISB
durch.

Gemass den Befragten hat sich der Austausch in den letzten Jahren in-
tensiviert, was sehr positiv bewertet wird. Laut den Befragten fiihrt dies
zu einem flexiblen Austausch, womit auf unvorhergesehene Ereignisse
schnell reagiert werden kann. Die ISB schatzen, dass sie Uber spezifi-
sche Ansprechpersonen der Sektion Schienennetz im BAV verfligen, da
dies gute Kenntnisse lber die ISB ermdglicht und das gegenseitige Ver-
trauen starkt. Damit einher geht allerdings auch das Risiko, dass bei ei-
nem personellen Wechsel viel Wissen verloren gehe.

Austausch von Personal zwischen Besteller und Ersteller

Im Verlauf der Interviews hat sich gezeigt, dass ein Personalaustausch
zwischen den ISB, dem BAV und teilweise auch der EFV stattfindet.
Konkret heisst dies, dass Personal bei einem Stellenwechsel vom Be-
steller zum Ersteller wechselt und somit auch Insiderwissen zwischen
Besteller und Ersteller transferiert wird.
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Theoretisch kann dies zwei Effekte zur Folge haben. Es kann einerseits
dazu fiihren, dass die Person, welche ihre Arbeitsstelle wechselt, sich
dem alten Arbeitgeber respektive den friiheren Kollegen verpflichtet fuhlt.
Eine mogliche Folge davon ist, dass nicht mit genligender Konsequenz
verhandelt oder sanktioniert wird und somit auf Kosten der Steuerzahle-
rin/des Steuerzahlers ungiinstige (zu teure) Vereinbarungen zu Stande
kommen. Andererseits ist es denkbar, dass mit dem Wechsel einer Per-
son wichtiges Insiderwissen transferiert wird, was die Informationsas-
ymmetrie reduziert und taktisches Verhalten weniger einfach mdglich
macht.

In den Interviews wird der zweite Aspekt als bedeutsamer bewertet: Die
Interviewten begriissen die Rotation, weil sie tatschlich Wissen transfe-
riert aber auch das Vertrauen erhéht. Insgesamt trage die Personalrota-
tion eher zu einer Reduktion der Informationsasymmetrie bei. Mit Hin-
weisen auf ahnliche Personalpolitik bei Aufsichtsgremien (z.B. Eidg. Fi-
anzaufsicht [FINMAG]) wird dieses Argument bekraftigt.

Kontrolle und Steuerung der Umsetzung

Die EFK stellte in einer Evaluation im Jahr 2008 fest, dass die Control-
lingmechanismen des BAV in der Leistungsvereinbarung mit den SBB
ungenligend seien.®® Dies flihrte unter anderem zu einem Ausbau der
Controlling- und Monitoringinstrumente wie die folgenden drei Beispiele
illustrieren sollen:

- Netzzustand: Die Netzzustandsberichte sowie Berichtserstattungen
Uber die Auslastung und Belastung der Infrastruktur erlauben ge-
mass Interviews eine genaue Prifung des Zustands der Infrastruk-
tur. Die entwickelten Minimalanforderungen zum Netzzustandsbe-
richt sichern ein einheitliches Controlling der ISB. Seitens des BAV
wird jedoch betont, dass die Inhalte der Netzzustandsberichte immer
noch eher heterogen seien. Eine weitere Standardisierung sei des-
wegen notwendig, um Vergleiche der ISB vornehmen zu kénnen.

8 Eidgendssische Finanzkontrolle (EFK) (2008): Controlling der Leistungsvereinbarung Bund-SBB
2007-2010. <https://www.efk.admin.ch/de/publikationen/sicherheit-umwelt/verkehr-und-
umwelt/1225-bundesamt-fuer-verkehr-controlling-der-leistungsvereinbarung-bund-sbb-2007-
2010.html>, Zugriff am 5. Juli 2017.
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- Zielerreichung: Seit 2011 erfolgt die Messung der Zielerreichung
Uber die Zielvorgaben und ein Kennzahlenset sowie Uber weitere
Berichte etwa zum Stand der Investitionsprojekte.®® Die in den Leis-
tungsvereinbarungen festgelegten Zielwerte stellen gemass den in-
terviewten Personen eine wichtige Bewertungsgrundlage fiir das
BAV dar. Seitens des BAV wird jedoch eingeschrankt, dass die Gute
der Daten noch nicht ausreichend sei, um die Indikatoren wirklich fir
die Steuerung verwenden zu kdénnen. Daher sei eine weitere Har-
monisierung der Kennzahlen durch Branchenstandards erwiinscht.

- Mittelverwendung: Die Mittelverwendung wird einerseits durch Be-
richterstattungen, andererseits durch interne und externe Finanzkon-
trollen und Stichproben geprift. Ferner ist das BAV fir die Geneh-
migung der Rechnungen zustandig. Seit kurzem werden von den
ISB zudem periodische Liquiditatsplane gefordert.

Die Befragten im BAV &ussern sich tberwiegen zufrieden in Bezug auf
die Qualitat der Berichterstattungen der ISB. Bei fehlenden oder unge-
nigenden Informationen werden oft Nachweise verlangt oder Kontrollen
werden durch die Abteilung Sicherheit oder die Revisionsstelle durchge-
fuhrt. Bei Verdacht auf eine Vernachlassigung des Unterhalts wiirde das
BAV statt eigene Kontrollen die ISB beauftragen, den Zustand zu prifen.
Dies, weil die ISB ihre eigene Infrastruktur besser kennen als das BAV.

Die Berichterstattung in der Planungs- und Umsetzungsphase wird von
einigen Befragten in kleineren ISB als sehr ressourcenintensiv empfun-
den. Eine Herausforderung sei es, dass das BAV eine sehr heterogene
Menge an ISB mit verschiedenen Ausrichtungen mit demselben Instru-
ment steuert. Daher sei es zentral, dass die Anforderungen von allen ISB
zu bewaltigen sind. Gemass einigen Befragten in den ISB hat das BAV
die Problematik aufgegriffen und die Instrumente an die vielfaltigen Kon-
texte der ISB angepasst.

Gemass den durchgeflihrten Interviews ist es ein Anliegen des BAV, das
Controlling so effizient und schlank wie méglich zu gestalten. Gleichzeitig

66 Bundesrat (2015): Botschaft zur Finanzierung des Betriebs und des Substanzerhalts der Bahninf-
rastruktur in den Jahren 2017-2020.
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fuhren begrenzte personelle Ressourcen des BAV dazu, dass sich das
Bundesamt auf Ubergeordnete Auswertungen der vorhandenen Daten
konzentrieren muss. Auch sei eine Fokussierung des Controllings not-
wendig. Auf Empfehlung der EFK fihrt das BAV zurzeit ein Portfolio-
Controlling ein, um Projekte mit erheblichem Risiko zu identifizieren und
umfangreicher kontrollieren zu kdénnen. Diesem Instrument wird vom
BAV und von der EFK viel Bedeutung beigemessen, da es der Control-
lingaufwand fiir das BAV und die ISB reduzieren kdnnte.

In einer Evaluation aus 2012 zu Aufsicht und Steuerung der Bahnunter-
nehmungen betont die EFK, dass man nicht ausschliessen kdnne, dass
einzelne Infrastrukturprojekte von den ISB suboptimal ausgefiihrt wer-
den.®” Gemass Aussagen in den Interviews ist es trotz des starken Auf-
baus von Monitoring- und Controllingmechanismen nicht moglich, die
Umsetzung durch die ISB vollstdndig zu kontrollieren und zwar aus fol-
genden Griinden:

- Erstens seien Kontrollen der Leistungen kompliziert, da sich Ver-
nachlassigungen erst Jahre spater zeigen. Jedoch werde mittels des
Netzzustandsberichtes versucht, Rickstdnde schneller zu entde-
cken.

- Zweitens stellen mehrere Befragte fest, die Erreichung der ange-
strebten Ziele (die Effektivitat) sei einfacher zu kontrollieren als die
Wirtschaftlichkeit (Effizienz) bei der Erreichung der Ziele.

- Drittens beeinflussen die Grésse der ISB und die Komplexitat der
Leistungen die Kontrollméglichkeiten des BAV. Bei den grdssten
ISB, und vor allem bei den SBB, sei es aufgrund der Menge der In-
vestitionen schwierig zu kontrollieren, ob die Unternehmen die Arbei-
ten plangemass durchfihren. Die Ressourcenasymmetrie zwischen
dem BAV und den SBB verstarkt diese Problematik.

Gemass den Befragten im BAV hat das Bundesamt jedoch keine Indi-
zien daflr, dass die ISB die fehlenden Kontrolimdglichkeiten absichtlich
ausnutzen. Auch die ISB betonen, sie hatten kein Interesse daran, ihre

67 Vgl. Eidgendssische Finanzkontrolle (EFK) (2012): Aufsicht und Steuerung der Bahnunternehmun-
gen, insbesondere der SBB Bericht zuhanden des Bundesamts fiir Verkehr (BAV).
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Infrastruktur bewusst zu vernachlassigen, da sie gleichzeitig die Sicher-
heit vernachlassigen wirden. Von beiden Vertragsparteien wird betont,
dass das System auf Vertrauen basiere.

Ein zentraler Punkt in vielen Interviews in Bezug auf Kontrolle ist die Ei-
genverantwortung der ISB fir die Qualitat ihrer Leistungen. Es sei den
Verantwortlichen im BAV wichtig, die operativen Entscheide grundsatz-
lich bei den ISB zu lassen. Jedoch wird von den Befragten des BAV und
der ISB betont, dass es auch fir die ISB schwierig sein kdnnte, die Qua-
litat ihrer Leistungen zu kontrollieren. Das folgende Beispiel vermag dies
zu illustrieren. Uber mehrere Jahre wurde in den 1990er-Jahren der
Netzunterhalt der SBB reduziert wahrend die Netzbelastung stieg. Die
Grinde fur den reduzierten Unterhalt seien einerseits Spardruck und an-
dererseits wenig Spielraum in den Verhandlungen mit dem BAV gewe-
sen. Intern in den SBB seien die Folgen des reduzierten Unterhalts lange
nicht klar gewesen, respektive unterschiedlich beurteilt worden. Auch
das BAV sei mit den zur Verfligung stehenden Informationen nicht in der
Lage gewesen, den verschlechterten Zustand der Infrastruktur zu beach-
ten. Erst im Jahr 2013 wurde der schlechte Netzzustand 6ffentlich be-
kannt. Die finanziellen Folgen fir die SBB waren betrachtlich. Um eine
ahnliche Situation zu verhindern, wird bei den SBB intern viel Wert da-
rauf gelegt, den Zustand des Netzes zu kennen.

524 Zwischenfazit

Basierend auf den Ergebnissen der Evaluation lasst sich die Umsetzung
der Leistungsvereinbarung wie folgt zusammenfassen.

Wie hat sich die Umsetzung der Leistungsvereinbarung Uber die Zeit
entwickelt? Seit der Einfihrung der Leistungsvereinbarung sind im Laufe
der Zeit wesentliche Fortschritte bei der Umsetzung festzustellen, die die
Wirksamkeit und Effizienz des Prozesses verbessert haben. Viele der im
Rahmen der theoretischen Evaluation genannten Instrumente wurden im
Verlauf der letzten 17 Jahren entwickelt und eingesetzt. Auch wurden
verschiedene namentlich von der EFK kritisierte Aspekte verbessert.
Auch die Professionalitdt der Privatbahnen hat sich im Laufe der Zeit
deutlich erhéht. Insgesamt ist diese Entwicklung als positiv zu bewerten.
Einschrankend dazu muss angefligt werden, dass die Entwicklung des
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Instruments mit nicht unerheblichem Aufwand verbunden war. Ferner ist
die Dauer der Entwicklung als sehr lang zu bezeichnen und es mussten
nicht unerhebliche Probleme bewaltigt werden. Unter anderem ergaben
sich grosse Konflikte im Verhandlungsablauf und es kam zu einem ge-
genseitigen Vertrauensverlust im Auftragsverhaltnis. Vor allem in der
Leistungsbeziehung zwischen dem BAV und den SBB kam es zu gros-
sen Spannungen. Die Konflikte sind aber angesichts der hohen Geldvo-
lumen und der Bedeutung des offentlichen Verkehrs wohl notwendig ge-
wesen, und haben eine Verbesserung der Prozesse und Instrumente
initiert.

Wie gestaltet sich die heutige praktische Umsetzung der Leistungsver-
einbarung? Das Instrument der Leistungsvereinbarung hat nach 17 Jah-
ren einen Stand erreicht, der den Intentionen des Gesetzgebers ent-
spricht. Die neusten Leistungsvereinbarungen fiir die Periode 2017 bis
2020 werden von den beteiligten Akteuren als zufriedenstellend bis gut
bewertet. Die Planungsphase ist von einer effektiven Verhandlung ge-
kennzeichnet. Es stehen dem BAV und den ISB viele Massnahmen zur
Verfligung, um die Informationsasymmetrie im Auftragsverhaltnis zu re-
duzieren. Das BAV und die ISB haben Kompetenzen und Instrumente
aufgebaut, die eine effiziente Umsetzung fordern. Dabei sind vor allem
die Netzzustandsberichte und die Kennzahlen von zentraler Bedeutung.
Insgesamt ist die Leistungsvereinbarung ein vielversprechendes Instru-
ment, das sich in den kommenden Leistungsvereinbarungsperioden wei-
terentwickeln wird.

5.3 Beurteilung der Wirksamkeit der Leistungsvereinba-
rung

Im Folgenden wird auf die Wirksamkeit der Leistungsvereinbarung ein-
gegangen. Im Zentrum steht die Frage, inwiefern die Leistungsvereinba-
rung die erwlinschten Wirkungen ausgel6ést und sich als effizientes In-
strument zur Steuerung bewahrt hat. Es gilt im Rahmen dieser Beurtei-
lung folgende Fragen zu beurteilen:

- Wie ist die Wirksamkeit und Effizienz der Leistungsvereinbarungen
zu beurteilen? Haben die Leistungsvereinbarungen die Vorausset-
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zungen fir einen optimalen Unterhalt der Bahninfrastruktur bei den
ISB und dem BAV erhoht?

- Wie ist die Effizienz des Instruments zu beurteilen? Erlauben es die
vorhandenen Instrumente, die Leistungserbringung hinreichend zu
erfassen?

- Treten positive oder negative Nebeneffekte auf?

- Lassen sich Effekte bei Kundinnen und Kunden feststellen?

5.3.1 Sicherung einer nachhaltigen und
qualitativ guten Infrastruktur

Mit dem Regelkreis zur Steuerung der Infrastrukturfinanzierung soll das
BAV eine nachhaltige und qualitativ gute Infrastruktur sichern (vgl. Dar-
stellung D 4.2). In den Interviews wird betont, dass die Leistungsverein-
barung 2017 bis 2020 die erste einheitliche Durchfliihrung des Regelkrei-
ses Uber alle ISB hinweg darstellt. Daher lasse sich die Wirksamkeit des
Steuerungsmodells erst bei einem eingespielten Regelbetrieb nach 2020
erkennen. Damit ist es nach Meinung der meisten Interviewten heute
kaum moglich, eine direkte Kausalitat zwischen der Einfihrung der Leis-
tungsvereinbarung und der Qualitat der Infrastruktur herzustellen (vgl.
die Analyse der Indikatoren der Leistungsvereinbarungen in Kapitel 6).

Aus den Interviews lassen sich dennoch einige Indizien identifizieren, die
einen positiven Zusammenhang zwischen der Steuerung Uber Leis-
tungsvereinbarungen und der Qualitat der Infrastruktur zumindest plau-
sibel erscheinen lassen.

- Die bisherigen Erfahrungen mit den Instrumenten zur Steuerung und
Kontrolle deuten darauf hin, dass die jetzigen Leistungsvereinbarun-
gen zur erhdhten Netzqualitat beitragen werden als es die Instru-
mente vor Einfihrung der Leistungsvereinbarungen geleistet haben.
Einerseits vermitteln die Controllinginstrumente héhere Kenntnisse
Uber den Netzzustand. Dies reduziert das Risiko, dass die Netzquali-
tat falsch eingeschétzt wird, was die Qualitat fordern durfte. Investi-
tionen in den Unterhalt kdnnen heute gezielter erfolgen als es ohne
die Controllinginstrumente der Fall ware.
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- Die erweiterte Berichterstattung und die vertiefte Zusammenarbeit
zwischen den ISB fiihren zu Lerneffekten bei den fir die Infrastruktur
verantwortlichen Personen bei den ISB. Dieser Effekt ist nach An-
sicht der Befragten besonders bei den kleinen und mittleren Privat-
bahnen zu beobachten, die heute besser in der Lage sind, eine qua-
litativ gute Infrastruktur zu sichern.

- Gemass Aussagen in zahlreichen Interviews lasst sich bei den meis-
ten ISB heute ein Nachholbedarf beim Unterhalt der Infrastruktur
feststellen. Um deren Qualitdt zu sichern, sei es aber zentral, den
Nachholbedarf kontinuierlich zu reduzieren. Die jetzigen Erfahrun-
gen mit den Leistungsvereinbarungen tragen laut Interviews dazu
bei. Verantwortlich daflr seien vor allem zwei Aspekte: Erstens sei-
en die Leistungsvereinbarungen flexibel genug, um frei werdende
Mittel (z.B. infolge verzégertem Baubeginn) in baureife Optionen zu
investieren. Die Leistungsvereinbarung wirde zweitens mit ihrer mit-
telfristigen Perspektive den Life-Cycle-Ansatz férdern, der durch
praventive Massnahmen die Nutzungsdauer von Infrastrukturanla-
gen erhdéhen und somit die Gesamtsystemkosten reduzieren wirde.
Einige Interviewte rechnen damit, dass etwa ab 2021 ein guter Teil
des Nachholbedarfs bewaltigt sein durfte.

5.3.2 Forderung einer erhohten Effizienz

Ein Ziel der Leistungsvereinbarung besteht darin, eine moglichst effizien-
te Mittelverwendung zu sichern. Die Festlegung von Zahlungsrahmen
und Zielvorgaben im Voraus sollen dazu einen Anreiz setzen.

Gemass den Befragten fiihren die Leistungsvereinbarungen tatsachlich
zu tieferen Ausgaben, da der Bund keine reine Defizitdeckung mehr leis-
tet. Im Vergleich zur Situation vor 1999 ohne Leistungsvereinbarung hat
sich gemass einheitlichen Aussagen aller Befragten die Effizienz im Sys-
tem klar erhéht. Mitverantwortlich dafiir sind die Verhandlungen im Rah-
men der Leistungsvereinbarung und die dabei eingesetzten Instrumente
wie Netzaudits, Netzzustandsberichte, Gutachten, Indikatorensysteme
und die Flexibilitdt beim Mitteleinsatz. Zudem habe die intensive Ausei-
nandersetzung um die Hohe des Investitionsbedarfs namentlich bei den
SBB die Effizienz deutlich ins Zentrum gerlckt.
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Eine Studie aus 2016 kommt zum Schluss, dass sich seit Einfuhrung der
Leistungsvereinbarungen wenig Verbesserung in der Effektivitat und fi-
nanzieller Effizienz der SBB Infrastruktur feststellen 1asst.®® Vorhandene
Daten zur aktuellen Leistungsvereinbarungsperiode deuten jedoch auf
reduzierte Kosten und eine verbesserte Produktivitdt des Substanzer-
halts hin, vor allem in den letzten Jahren. Die Darstellung D 5.4 zeigt die
Entwicklung der SBB Infrastruktur zwischen 2013 bis 2016 und 2017 bis
2020, wie sie an der Fachtagung 2016 prasentiert wurden.

D 5.4: Produktivitdt und Substanzerhalt des Netzes, SBB-Infrastruktur

Produktivitat Substanzerhalt Netz | Entwicklungen Kosten* 2013-2016 ver- Entwicklung Produktivitat**
sus 2017-2020

Schienenwechsel —20% +17%
Fahrbahnerneuerung —8% +11%

Schleifen (inkl. Frasen) —26% +5%

Stopfen —8% +1%

Telecom GSM-R Antennen -11% +4%

Telecom Datenanschliisse —8% +3%

Elektroanlagen —4% +2%

Quelle: Fachtagung Eisenbahninfrastruktur 30. November 2016. Bundesamt fiir Verkehr (BAV) und Verband offentlicher
Verkehr (VOV).

Legende: * Vergleich Durchschnittskosten pro Mengeneinheit 2013 bis 2016 versus 2017 bis 2020; ** Menge 2017-2020 zu
Kosten von 2016 versus geplante Kosten 2017 bis 2020.

Wie weit die Effizienzpotenziale heute aber ausgeschopft seien, dartiber
gehen die Meinungen auseinander. Einige Befragte betonen, dass durch
den Einsatz von Anreizen einerseits und Sanktionsmassnahmen ande-
rerseits die Effizienz noch deutlich erhdht werden kdénnte. Wir gehen im
Folgenden auf diese beiden Aspekt naher ein.

Bedeutung von Anreizen zur Erhéhung der Effizienz

Sowohl bei den Befragten des BAV wie auch bei Interviewten bei den
ISB werden Anreizsysteme generell positiv beurteilt. Folgende Aspekte
sind gemass den Interviews bereits wirksam respektive dirften bei ei-
nem gezielten Einsatz die Wirksamkeit erhéhen:

- Gemass den Interviewten bei den ISB sind die Anreize zu einer effi-
zienten Umsetzung der Leistungsvereinbarung uberwiegend intrinsi-

% Vgl. Greinus, Anne (2016): Financing rail infrastructure by multi-annual performance contracts - a
case-based evaluation. Dissertation an der Ecole polytechnique fédérale de Lausanne, Lausanne.
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scher Natur. Nur wenn eine ISB Uber eine gute Infrastruktur verflge,
kénne sie die Leistungen im Personen- und Giterverkehr effektiv
und effizient erbringen. Dieser Anreizmechanismus spielt aus Sicht
der ISB eine zentrale Rolle insbesondere bei dem heute vorhande-
nen Nachholbedarf.

- Es sind nach Meinung der Interviewten mehrere Elemente in die
Leistungsvereinbarung eingebaut worden, die Anreize zu einer effi-
zienten Ausflhrung der Leistungen fordern. Ein Element davon be-
steht allein in der Definition der Gesamtbudgets fiir vier Jahre. Die-
ses Budget ermoglicht es vor allem den grossen ISB und den SBB,
intern Ausgleiche bei der Finanzierung des Unterhalts vorzunehmen,
was grundsatzlich die Effizienz des Mitteleinsatzes erhdht. Weiter
werden von den Befragten auf die Optionen verwiesen, die ab der
Leistungsvereinbarung 2017 bis 2020 den meisten ISB offen ste-
hen.®® Das Prinzip besteht darin, dass die Optionen bei frei werden-
den Mitteln aus dem Globalbudget (z.B. infolge verzdgerter Realisie-
rung) ausgelbt werden kénnen, was nach Aussage aller Befragten
eine effektive und effiziente Leistungserbringung férdert. Dabei darf
aber nicht ausser Acht gelassen werden, dass die Optionen flr die
ISB auch ein gewisses Planungsrisiko beinhalten: Die ISB missen
meist Vorarbeiten leisten, um die Optionen auch rechtzeitig austiben
zu kénnen. Da die Finanzierung der Optionen aber nie ganz sicher
ist (sie hangt von der effektiven Ausschopfung des Rahmenkredits
der Leistungsvereinbarung ab), gehen die ISB dabei ein gewisses
Risiko ein. Fur einige I1SB ist dies aber gut kalkulierbar. Fir sie be-
steht somit ein Anreiz, die Arbeiten mdglichst effizient auszufihren,
weil sie Einsparungen direkt fir Optionen einsetzen kénnen, die dem
Netzzustand zugutekommen.

- In einigen Fallen wurde den ISB vom BAV eingeraumt, nicht ver-
wendete Mittel aus dem Bereich des Unterhalts in den Bereich des
Betriebs der Infrastruktur zu verschieben, um beispielsweise zur De-
ckung der Pensionskassen verwendet zu werden. Dies kann als eine

69 Gemass dem BAV haben die Bahnen SBB, BLS, RhB und MGB Investitionsvolumen fiir die Perio-
de 2017 bis 2020, die gross genug sind, um allfalligen Verschiebungen innerhalb ihrer Investitions-
pléane aufnehmen zu kdnnen. Aus diesem Grund dirfen diese ISB keine Optionen einbauen.
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Art der Gewinnbeteiligung gewertet werden. Gemass den gefuhrten
Interviews erfolgte dies aber primar bei den kleinen und mittleren
ISB und wurde gemass unseren Kenntnissen nicht systematisch
durchgefiihrt.

- Eine Arbeitsgruppe bestehend aus Vertretenden des BAV und der
ISB priift zurzeit die Einfiihrung eines Ratingsystems (Reifegrad-
Modell). Das System wurde von der EFK als erganzendes Instru-
ment zum Portfolio-Controlling empfohlen (vgl. Abschnitt 5.2.3). Da-
mit ist keine Beurteilung der Gesamtunternehmung geplant, sondern
eine Uberprifung des Reifegrads des Investitionscontrollings der
ISB anhand von Branchenstandards. Das System dient einerseits
als Controllingmechanismus, andererseits kdnnte es aber auch An-
reize flr eine effiziente und qualitativ gute Leistungserbringung
schaffen. Hier sehen verschiedene Interviewpartner/-innen einen
Ansatz zur Steigerung der Effizienz.

- Wie bei der theoretischen Beurteilung bereits ausgefuhrt, kann nach
Meinung der Interviewten das Anreizsystem noch ausgebaut wer-
den. Bonus-Malus-Systeme werden grundsatzlich begriisst, momen-
tan kann aber niemand ein schlissiges System benennen. Eine Er-
folgsbeteiligung oder eine Sanktion bei Unterschreitung der Budgets
Leistungsvereinbarung wird als theoretisch zwar schlissig bewertet,
angesichts des Nachholbedarfs bei der Infrastruktur sei eine solche
Erfolgsbeteiligung momentan nur schwer vertretbar. Bei einem Re-
gelbetrieb ohne grossen Nachholbedarf sei ein solches System aber
prifenswert. Von verschiedener Seite wird ein System mit einem
Grundbeitrag und einem flexiblen Zusatzbeitrag ins Spiel gebracht.
Die entsprechende Diskussion und Empfehlungen dazu finden sich
in Kapitel 1.

Bedeutung von Sanktionen zur Erhohung der Effizienz

Mit Artikel 1 des Bundesgesetzes Uber Finanzhilfen und Abgeltungen
(Subventionsgesetz [SuG]) wird festgelegt, dass Finanzhilfen und Abgel-
tungen des Bundes unter anderem nur gewahrt werden, wenn sie ihren
Zweck auf wirtschaftliche und wirkungsvolle Art erreichen. Bei einer
Nichterfillung der Zielsetzungen stehen dem BAV mehrere mdgliche
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Sanktionsmassnahmen zur Verfigung. Unter anderem kann das Bun-
desamt die Mittelausschittung von der Leistungserbringung abhéangig
machen oder auch finanzielle Leistungen zurlckfordern, wenn sie nicht
bendtigt werden. Das BAV hat zudem als Ultima Ratio das Recht, eine
Infrastruktur zurickzukaufen oder Konzessionen auszuschreiben.

Sanktionen sind nur mdglich, wenn Kontrollen durchgefiihrt werden. Die-
se werden auf Stufe der Finanzflisse regelmassig durchgefiihrt und fih-
ren im Fall von bereits ausbezahlten aber nicht verwendeten Mitteln zu
Rickforderungen durch das BAV. Auf dieser Stufe sind alle Befragten
der Meinung, dass die Kontrollen und die Sanktionsandrohungen ausrei-
chend seien.

Technische Kontrollen im Sinne einer Uberpriifung der korrekten Umset-
zung der baulichen und betrieblichen Massnahmen werden durch die
Sektion Finanzen des BAV nicht durchgefiihrt (im Gegensatz zur Pri-
fung der Sicherheitsanforderungen durch die Abteilung Sicherheit des
BAV). Bei offenen Fragen erfolgt meist eine Riickfrage bei der Abteilung
Sicherheit des BAV.

Einige Befragte geben aber an, dass starkere Kontrollen in Bezug auf die
Qualitdt und den Umfang der baulichen Massnahmen verbunden mit
Sanktionsdrohungen im Rahmen der Leistungsvereinbarungen durchaus
sinnvoll waren. Auch die Evaluation der EFK aus dem Jahre 2012 be-
mangelte das Fehlen klarer Sanktionen: Sie regt beispielsweise an,
Sanktionen beispielsweise beim Verfehlen von Zielvorgaben (z.B. Fristen
oder der Qualitdt von Bauten) zu priifen. Solche Sanktionen sind aller-
dings durchaus umstritten. So kam das BAV in einem Bericht aus dem
Jahre 2010 zum Schluss, dass die Einfihrung von finanziellen Sanktio-
nen den Substanzerhalt und den Erweiterungsinvestitionen sogar scha-
den wirden: Es missten den ISB im Sinne der Sanktion Finanzen ent-
zogen werden, was angesichts des Nachholbedarfs bei den Infrastruktu-
ren kontraproduktiv ware. Die meisten Befragten sind daher der Mei-
nung, dass ahnlich wie bei den Anreizen Sanktionen nur dann sinnvoll
seien, wenn der Nachholbedarf bei den Infrastrukturen bewaltigt sei und
sich ein Regelbetrieb eingestellt habe.
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5.3.3 Messbarkeit der Leistungserbringung und der Zielerrei-
chung

Im Steuerungsprozess des BAV sind sowohl die Zielerreichung (Effektivi-
tat) als auch die Wirtschaftlichkeit bei der Erreichung der Ziele (Effizienz)
von Relevanz.”® Zur Uberprifung der Leistungserbringung und der Ziel-
erreichung sieht die Verordnung Uber die Konzessionierung, Planung
und Finanzierung der Bahninfrastruktur (KPFV) vor, dass die ISB perio-
disch einen Bericht Uber die Erreichung der Ziele, des Netzzustands, die
Belastung und Auslastung der Infrastruktur und den Stand der Investitio-
nen vorlegen mussen. Allerdings haben die Interviews gezeigt, dass die
Prifung der Leistungserbringung und die Erfillung der Zielerreichung
Schwierigkeiten bereiten. Auch die beiden wichtigsten Instrumente, die
Kennzahlen und die Indikatoren, in den Leistungsvereinbarungen sowie
die Netzzustandsberichte lassen eine klare Uberpriifung der Zielerrei-
chung nach Meinung der meisten Befragten (noch) nicht zu. Wir gehen
auf die Messprobleme der zwei zentralen Messinstrumente an dieser
Stelle naher ein und werfen auch einen Blick auf laufende Bemuhungen
zur Verbesserung des Controllings.

Netzzustandsbericht

Seit 2015 liefern die ISB Netzzustandsberichte nach einem branchenwei-
ten Standard (RTE 29900) ab. Durch die Bewertung des aktuellen
Stands der Infrastrukturanlagen mittels eines einfach zu verstehenden
Ampelsystems lasst sich den Mitteleinsatz mit der Zustandsentwicklung
vergleichen. Seitens des BAV dient der Netzzustandsbericht als Fih-
rungs- und Kontrollinstrument sowohl in den Verhandlungen wie auch in
der Umsetzung der Leistungsvereinbarungen. Wie dargelegt (vgl. Ab-
schnitte 5.2.2 und 5.2.3) wird dem Netzzustandsbericht auch von Seiten
der ISB eine grosse Bedeutung beigemessen. Mit der Einfihrung der
Standard RTE 29900 werde es zudem uber die nachsten Jahre mdglich
sein, zeitliche Vergleiche zu ziehen. Heute sei es aber noch etwas zu
friih, mittels der Netzzustandsberichte eine klare Uberpriifung der Zieler-
reichung vornehmen zu wollen. Dazu seien weitere Standardisierung der

70 Bundesrat (2015): Botschaft zur Finanzierung des Betriebs und des Substanzerhalts der Bahninf-
rastruktur in den Jahren 2017 bis 2020, Bern.
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Netzzustandsberichte notwendig, um Vergleiche zwischen den ISB vor-
nehmen zu kénnen. Die entsprechenden Bemiihungen sind im Gang und
werden von allen Befragten als sinnvoll und vielversprechend beurteilt.

Kennzahlen und Indikatoren

Kennzahlen und Leistungsindikatoren sind ein zentraler Teil der Leis-
tungsvereinbarung. Ziel des Kennzahlensets ist es, Quervergleiche zwi-
schen den ISB zu ermdglichen. Deswegen weisen die Kennzahlen un-
ternehmerische statt streckenbezogene Werte auf. Um den Grdssenun-
terschieden der ISB Rechnung zu tragen, bestehen fiir kleinere ISB ein-
geschrankte Kennzahlen. Seit der Einfiihrung des Instruments im Jahr
1999 schwankte die Anzahl Indikatoren in den Leistungsvereinbarungs-
perioden: Es waren 30 in der Leistungsvereinbarung 2013 bis 2016, 14
in der Leistungsvereinbarung 2007 bis 2010 und 19 in den Leistungsver-
einbarungsperioden 2011 bis 2012, 2013 bis 2016 sowie 2017 bis 2020
(vgl. Darstellung D 4.4).

Wie werden die Kennzahlen und Indikatoren beurteilt? Grundsatzlich
bewerten die Befragten die Indikatoren positiv. Allerdings ist ihre Aussa-
gekraft heute begrenzt. Daflir werden folgende Griinde angefiigt:

- Erstens setzen die Indikatoren auf einer aggregierter Ebene an. Dies
Iasst allfallige Unterschiede im Netz unter Umstanden verschwinden.

- Zweitens spiegeln sich Veranderungen im Netzzustand nur mit gros-
sen Verzégerungen in den Daten. Es wird von einer zeitlichen Ver-
zBgerung von rund zehn Jahren ausgegangen.

- Drittens erfordert die Auswertung der Informationen zum Teil spezifi-
sche Kenntnisse uber die ISB und die Berechnung der Indikatoren,
was deren Nutzung schmalert.

- Viertens messen einige der Indikatoren Elemente, die Uberwiegend
durch externe Faktoren beeinflusst werden und somit keine Einwir-
kung seitens der ISB erlauben.

Auf Basis der Kritik hat eine Arbeitsgruppe bestehend aus Vertretenden
des BAV, der ISB und des V&V ein neues Kennzahlenset entwickelt, das
in der Leistungsvereinbarung 2017 bis 2020 in einem Pilotversuch mit
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einer Gruppe Bahnen geprift werden. Vorlaufige Erkenntnisse aus der
Arbeitsgruppe zeigen, dass das neue Kennzahlenset es ermdéglicht, die
Mittelverwendung besser auf die einzelnen Zustandswerte zurlckzufih-
ren, was die Steuerung der Leistungen verbessere. Zudem besteht das
Set aus 13 Indikatoren, was gemass der Arbeitsgruppe eine Ubersichtli-
che und handhabbare Grésse darstellt. Insgesamt sind sich alle Befrag-
ten einig, dass die Qualitdt der Indikatoren weiterentwickelt werden
muss.

Weiterentwicklung des Controllings

Bei der Weiterentwicklung der Controllingmechanismen betonen die Be-
fragten des BAV, dass das Controlling alle ISB einschliessen und eine
minimal gleiche Informationsdichte zur Verfiigung stellen misse. Dies
sei durch eine Ubernahme oder einen Zugriff auf gewisse Datenbestén-
de der ISB moglich. Als Beispiel wird eine Datenbank mit Zugriff auf die
Investitionsplane der ISB erwahnt, die es dem BAV ermdglichen wiirde,
die Forderungen der ISB zu plausibilisieren und die Leistungserbringung
zu kontrollieren und steuern.

Eine weitere Entwicklung zur besseren Messbarkeit ist die Nutzung des
Geoinformationssystems (GIS). In einer Zusammenarbeit mit dem V6V
und den ISB ist die Mdglichkeit lanciert worden, vermehrt harmonisierte,
standardisierte Daten zum Streckennetz mittels GIS zu erheben. Bei der
TPF ist diese Moglichkeit gegenwartig in Erprobung.

5.34 Nebeneffekte

Neben den Effekten der Leistungsvereinbarung auf die Qualitat und Effi-
zienz lassen sich aufgrund der Interviews weitere (Neben-)Effekte der
Leistungsvereinbarung beobachten. Auf der Stufe der ISB soll auf fol-
gende positive Nebeneffekte hingewiesen.

- Erhéhte Planungssicherheit: Die Ergebnisse der Interviews zeigen
auf, dass vor allem die vierjahrige Laufzeit als eine zentrale Starke
der Leistungsvereinbarung bei den ISB wahrgenommen wird. Sie
stellt nicht nur einen Anreiz fir eine effiziente Mittelverwendung dar,
sondern erhdht auch die Planungssicherheit der ISB beziiglich Un-
terhalt und Investitionen. Gleichzeitig gewahre die Globalbudgetie-
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rung den ISB eine unternehmerische Freiheit und Flexibilitat in der
Priorisierung. In dieser Beziehung haben die Leistungsvereinbarun-
gen die Voraussetzungen fiir eine langfristige Sicherung der
Bahninfrastruktur auf Stufe der ISB erhoht.

- Verbesserte Kenntnisse zum Netzzustand: Dank der Einfiihrung des
Netzzustandsberichts haben auch die ISB selbst weit bessere
Kenntnisse zum Zustand ihres Netzes als es vor Einfliihrung der
Leistungsvereinbarungen der Fall war. Dieser Effekt ist besonders
hoch bei den kleinen ISB.

- Erhohte Professionalitat: Bei den kleinen Bahnen stellen mehrere
Befragte eine erhdhte Professionalitat infolge der Einflihrung der
Leistungsvereinbarungen fest, vor allem hinsichtlich Planungskom-
petenzen aber auch in Bezug auf Datenerhebung und Berichterstat-
tung. Die Professionalisierung ist dabei nicht alleine durch die Leis-
tungsvereinbarungen vorangetrieben worden. Vielmehr spielen eine
Reihe von weiteren Faktoren (Restrukturierung der ISB, Wechsel in
der Flhrung) eine wichtige Rolle. Es lasst sich aber aufgrund der In-
terviews klar festhalten, dass die Leistungsvereinbarungen die Pro-
fessionalisierung unterstiitzen und mit vorangebracht haben.

- Erhéhte Zusammenarbeit und Dialog: Die Befragten der ISB nehmen
in den letzten zehn Jahren eine erhéhte Zusammenarbeit in der
Branche wahr, sowohl im Verhaltnis zwischen ISB und BAV als auch
untereinander. Dies sei durch die Leistungsvereinbarung klar gefor-
dert worden. So etwa bestiinden bei der Entwicklung neuer Instru-
mente enge Kooperationen. Bestimmte ISB nehmen eine zentrale
Rolle in der Entwicklung des neuen Kennzahlensets oder des Ra-
tingsystems ein. Auch das gegenseitige Vertrauen habe sich durch
den intensiveren Kontakt erhoht.

- Reduzierter Aufwand: Die programmbezogene Bestellung ist aus
Sicht aller befragten ISB ein klarer Vorteil im Vergleich zur friheren
Objektfinanzierung. Einzig bei ISB mit sehr kleinen Netzen ist der
diesbeziigliche Unterschied nicht sehr gross.

Neben den positiven Effekten der Leistungsvereinbarung lassen sich
auch unerwilnschte Nebeneffekte feststellen, vor allem in den der Ein-
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fuhrungsphase der Leistungsvereinbarungen. Als erstes kann auf die er-
heblichen Konflikte zwischen dem BAV und den SBB hingewiesen wer-
den, die nach der Durchfiihrung des Netzaudits 2009 bis zur jliingsten
Leistungsvereinbarung auftraten. Fir die Beteiligten auf Seiten der SBB
und des BAV wurde diese Phase als stark belastend empfunden. Das
Vertrauensverhaltnis sei in dieser Periode stark beschadigt worden und
musste in der Folge wieder aufgebaut werden.

5.3.5 Auswirkungen auf Kundinnen und Kunden der Infra-
struktur

Der Personen- und Guterverkehr ist die zentrale Kundengruppe der ISB.
So haben die Mittel flr den Unterhalt der Infrastruktur Auswirkungen auf
die Verfugbarkeit und damit die Kapazitaten im Personen- und Giterver-
kehr. Gemass der Botschaft des Bundesrats schafft die Leistungsverein-
barung 2017 bis 2020 ,Voraussetzungen flir die Bereitstellung von effi-
zienten Angeboten im Personen- und im Giterverkehr®.”!

Dem Personen- und Guterverkehr stehen verschiedenen Mdglichkeiten
zur Verfligung, die Ausgestaltung der Leistungsvereinbarungen zu be-
einflussen. Bei den Vorarbeiten zu den Leistungsvereinbarungsprozes-
sen findet die Zusammenarbeit zwischen den Parteien statt. Unter ande-
rem nehmen die Kundengruppen eine konsultative Rolle wahr, vor allem
beziglich des Investitionsbedarfs bei Netzergdnzungen. Zudem beste-
hen wahrend der Umsetzung der Leistungsvereinbarung institutionali-
sierte Prozesse und Kommunikationskanale zwischen den ISB und dem
Personen-/Guterverkehr, nicht nur intern in den Unternehmen, sondern
auch mit anderen ISB. Unter anderem werden regelmassige Gesprache
beziglich Baustellen und dem Nachholbedarf gefiihrt.

Die Ergebnisse der Interviews deuten darauf hin, dass trotz dieser engen
Kontakte kein direkter operativ belegbarer Zusammenhang zwischen
den Leistungsvereinbarungen auf der einen Seite und der Verfligbarkeit
der Infrastruktur auf der anderen Seite fur Personen- und Guterverkehr
zu erkennen ist. In der Regel werden die Bedurfnisse in Bezug auf die

7' Bundesrat (2015): Botschaft zur Finanzierung des Betriebs und des Substanzerhalts der Bahninf-
rastruktur in den Jahren 2017 bis 2020, Bern. S. 51.
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Infrastruktur beispielsweise beim Guterverkehr auf einer viel operative-
ren Ebene behandelt als es die Leistungsvereinbarung darstellt. So etwa
werden beispielsweise Sperrungen und Engpasse an einzelnen Netzab-
schnitten zwischen SBB Cargo und SBB-Infrastruktur punktuell bespro-
chen und geldst.

Jedoch lassen sich einige — wenn auch indirekte — Effekte der Leis-
tungsvereinbarungen auf den Personen- und Guterverkehr feststellen:

- Interne Auswirkungen: Da die SBB-Personenverkehr und SBB-
Cargo auf finanztechnischer Ebene autonome Divisionen darstellen,
sind sie von den in den letzten Jahren erhéhten Kosten des Unter-
halts der SBB-Infrastruktur nicht direkt betroffen. Es bestehe jedoch
eine indirekte Betroffenheit. So stellen einige Befragten eine Reprio-
risierung des Unternehmens bei Ausbauten fest, die auf die Angebo-
te des Personen- und Gulterverkehrs Auswirkungen hat. Auch hat
der Nachholbedarf bei der Infrastruktur nach 2013 bei den SBB dazu
geflhrt, dass alle Sparten des Unternehmens einen Beitrag an diese
Kosten leisten mussten.

- Zahlungsrahmen: Obwohl wir keinen objektiven belegbaren Zusam-
menhang zwischen den Leistungsvereinbarungen und der Verfiig-
barkeit der Infrastruktur fir Personen- und Guterverkehr feststellen
kénnen, identifizieren einige Befragte auf qualitativer Ebene eine
Verbindung. Gemass Aussagen aus einem Interview sind vorhande-
ne Finanzmittel in der Infrastruktur fir den Personen- und Guterver-
kehr indirekt spurbar, unter anderem in Bezug auf die Verflgbarkeit
der Anlagen oder in der Ersetzung oder Ergdnzung von Bahnanla-
gen.

- Unterhaltarbeiten: Bei Bauarbeiten nutzen die ISB tendenziell
Nachtsperrungen, was unter Umstanden eine Nachfragespitze beim
Guterverkehr tangiert. Die Problematik der Sperrungen werde durch
den erhéhten Nachholbedarf und gleichzeitig erhéhte Nutzungsin-
tensitat der Infrastruktur akzentuiert. Gemass den Befragten haben
Baustellen deutlich grossere Kostenauswirkungen auf den Giterver-
kehr als die Trassenkosten. Er ware jedoch moglich, Synergien zu
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schaffen, beispielsweise wenn man wahrend der Sperrungen Ergan-
zungen und Unterhalt gleichzeitig durchfihren wiirde.

- Bonus-Malus-Modelle im Personenverkehr: Die Zielvereinbarung
zwischen dem BAV, dem Zircher Verkehrsbund (ZVV) und den SBB
beinhaltet ein Bonus-Malus-System, das Mindeststandards zu ver-
schiedenen Qualitdtsmerkmalen setzt. Bei ubertroffenen Werten
wird den SBB einen Bonus eingerdumt, bei einer Nichterreichung
der Werte ist ein Malus zu zahlen. Dabei ist die Infrastruktur gleich-
ermassen mit in das System eingebunden wie die Division Perso-
nenverkehr. Allerdings sind die Betrdge des Bonus-Malus-System
relativ klein, angesichts des grossen Budgets der Division Infrastruk-
tur.

- Informationen: Die Interviews haben gezeigt, dass die Ziele der Leis-
tungsvereinbarungen und die damit verbundenen Informationen zum
Zustand des Schienennetzes flir die Kundengruppen einen zentralen
Mehrwert darstellen: Dadurch wird die Planungssicherheit in Bezug
auf mittel- und langfristige Investitionen verbessert. Der Netzzu-
standsbericht wird in diesem Zusammenhang viel Bedeutung bei-
gemessen, da er auch mdgliche Konsequenzen flr den Personen-
und Guterverkehr klar aufzeige. Die vorhandenen Kennzahlen seien
jedoch im Tagesgeschaft weniger bedeutsam.

5.3.6 Zwischenfazit

Wie ist die Wirksamkeit und Effizienz der Leistungsvereinbarungen zu
beurteilen? Auf Basis der Ergebnisse der Evaluation lassen sich folgen-
de zentrale positive Wirkungen der Leistungsvereinbarung feststellen:

- Die Globalbudgets fir vier Jahre, die Verhandlungsprozesse und die
Einfihrung von Optionen haben die Effizienz des Infrastrukturunter-
halts im Vergleich zur Situation vor der Einfihrung der Leistungsver-
einbarungen unserer Ansicht nach erhéht.

- Durch die eingefiihrten Instrumente in der Leistungsvereinbarung
haben das BAV und die ISB verbesserte Kenntnisse zum Netzzu-
stand, welche es ermdglichen, die Netzqualitat auf einem angemes-
senen Niveau zu halten. Der Netzzustandsbericht erhéht auch die
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Effizienz, weil bessere Informationen Uber die Qualitat des Netzzu-
stands die Budgetallokation erleichtern.

Die Leistungsvereinbarung hat zu einer Professionalisierung der
kleinen und mittleren ISB beigetragen, sowohl in Bezug auf Pla-
nungskompetenzen wie auch bei der Abwicklung der vereinbarten
Leistungen. Zudem hat die programmbezogene Bestellung in den
Leistungsvereinbarungen den Aufwand der ISB deutlich reduziert.

Gleichzeitig werden folgende Herausforderungen identifiziert, die vor al-
lem die Messung der Wirksamkeit und Effizienz betreffen:

Es stellt sich die Frage, inwiefern dem BAV genligend Anreiz- und
Sanktionsmechanismen zur Verfigung stehen, um eine effiziente
Leistungserbringung seitens der ISB zu férdern. Jedoch sind Anreize
und Sanktionen umstritten und bei bestehendem Nachholbedarf
nach Meinung der meisten Befragten schwierig einsetzbar.

Die Messung der Effizienz der Leistungserbringung ist mit grossen
Schwierigkeiten verbunden. Es ist nicht mdglich, eine klare Wir-
kungslogik zwischen der Leistungsvereinbarung und dem Netzzu-
standsbericht und den Indikatoren zu erkennen. Das Indikatorensys-
tem ist auf gutem Weg aber verbesserungsfahig und als Steue-
rungsgrosse heute noch kaum einsetzbar.

Die Wirkungsmechanismen zwischen der Leistungsvereinbarung
und den Wirkungen auf die Kundengruppen der ISB lassen sich
zwar vermuten, sind aber durch die von uns durchgefiihrten (zuge-
gebenermassen schmalen Erhebungen) nicht eindeutig festzustel-
len.

Insgesamt wird ein positiver Zusammenhang zwischen Leistungsverein-
barung auf der einen Seite und der effizienten Mittelverwendung beim
Unterhalt der Bahninfrastruktur und der Qualitat derselben durch qualita-
tive Ergebnisse gestutzt. Ein Nachweis Uber quantitative Daten ist mo-
mentan aber noch nicht méglich. Ferner muss angefligt werden, dass die
Effektivitat des Infrastrukturunterhalts in der heutigen Konstellation, in
der die Anbieter von Verkehrsleistungen auch gleichzeitig flr den Unter-
halt zustandig sind, vor allem auch intrinsisch motiviert ist: Eine schlecht
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unterhaltene Infrastruktur gefahrdet mittel- und langfristig die Bereitstel-
lung der Verkehrsleistungen.
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6 AUSWERTUNGEN DER KENNZAHLEN

Zur Messung der Zielerreichung der Leistungsvereinbarungen wurden
verschiedene Kennzahlen fur die SBB und die Privatbahnen der Gros-
senklasse 1 definiert.”? Fiir kleinere Privatbahnen besteht ein reduziertes
Set von Kennzahlen beziehungsweise Kennzahlen ohne Zielwerte. Im
Rahmen der Evaluation galt es, die Zahlen auszuwerten und damit fol-
gende Frage zu beantworten: Lassen sich aus den Zeitreihen zu den
Zielen und Indikatoren Rickschlisse auf die Wirksamkeit der Leistungs-
vereinbarung ableiten?

Bereits beim Start der Evaluation bestand die Erwartung nicht darin, eine
eindeutige Massnahmen-Wirkungs-Relation zwischen Leistungsverein-
barungen und Wirkungsmessung zu beobachten. Daher wurden zu Be-
ginn der Auswertung Hypothesen formuliert, deren Uberpriifung mit den
verfugbaren Zahlen als realistisch erachtet wurde (die Hypothesen sind
in Kapitel 6.2 dargestellt).

Die Auswertung konzentriert sich in Absprache mit dem Auftraggeber auf
die SBB und die vier gréssten Privatbahnen BLSN, RhB, SOB und
TPFH. Bei den Privatbahnen stehen Daten der Jahre 2011 bis 2015 zur
Verfiigung. Bei den SBB reichen die Daten bis ins Jahr 2007 zur(ck.

Die Vorgehensweise prasentiert sich wie folgt: Wir stellen zunachst die
Systematik der Ziele und Indikatoren vor, wie sie in den Leistungsverein-
barungen verwendet werden. Anschliessend prasentieren wir die Hypo-
thesen, welche mit Hilfe der Daten Gberprift werden.

6.1 Uberblick iiber die Zielwerte und Indikatoren

Die Zielwerte pro Leistungsauftragsperiode werden in den Leistungsver-
einbarungen festgehalten und mindestens jahrlich Gberprift. Dabei ist es
moglich, dass die Zielwerte fur die einzelnen Jahre der Leistungsauf-
tragsperiode gleich sind oder aber pro Jahr unterschiedlich festgelegt
werden.

72 Botschaft des Bundesrats zur Finanzierung des Betriebs und des Substanzerhalts der Bahninfra-
struktur in den Jahren 2017—-2020 vom 18.05.2016.
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Die Ziele und Indikatoren werden fur die vier Themen Sicherheit, Leis-
tungsfahigkeit, Netznutzung und Produktivitat definiert. Fir die Verbes-
serung der Interoperabilitdt wurden bisher keine Kennzahlen definiert.
Die folgenden vier Darstellungen zeigen die Kennzahlen (Indikatoren),
deren Definition und die verwendeten Masseinheiten.

D 6.1: Ziel 1: Gewahrleistung eines hohen Sicherheitsniveaus

Kennzahl Definition Masseinheit
1.1 Zusammenstdsse Zusammenstdsse mit Beteiligung einer Zugfahrt mit Anzahl pro
mittlerem und grossem Schadensausmass pro Mio. 1 Mio. Trkm bzw.

Trassenkilometer. Dazu zahlen Kollisionen von Ziigen Zug-km**
einschliesslich Kollisionen mit Hindernissen innerhalb
des Lichtraumprofils (z.B. Frontalzusammenstosse,
seitliche Zusammenstésse, ZusammenstoRe eines
Zuges mit Rangiereinheiten, festen Gegenstanden
oder zeitweilig im oder am Gleis befindlichen Gegen-

stédnden).
1.2  Entgleisungen Entgleisungen mit Beteiligung einer Zugfahrt sind Fal- Anzahl pro 1 Mio.
le, bei denen mindestens ein Rad eines Zugs die Trkm bzw. Zug-km
Schiene verlassen hat.
1.3 Gefahrliche Bahn- Dazu gehoren alle nicht gesetzeskonformen Bahn- Anzahl
Ubergange Ubergange.
1.4 Personenunfélle im Verunfallte Personen im Zugang zur Anzahl
Zugang zur Bahn* Bahn (Bahnhofe, Haltestellen), exklusive Unfélle durch

Drittverschulden oder Grobfahrlassigkeit durch verbo-
tenerweise Uberschrittene Gleise, Auf-/Abspringen und
Suizide.

Quelle: Bundesamt fiir Verkehr (BAV), Definitionen Kennzahlen Leistungsvereinbarung 2017 bis 2020 vom 28. Juni 2016.
Legende: * Kennzahlen, welche nur durch die SBB erhoben werden; ** Bei den Trassen- beziehungsweise Zugkilometer
handelt es sich um eine Masseinheit fiir die Bewegung eines Zugs iber eine Entfernung von einem Kilometer. Es sind nur
die auf dem jeweiligen Netz gefahrenen Zugkilometer relevant (Territorialprinzip). Mio. = Million; Trkm = Trassenkilometer;
Zug-km = Zugkilometer.

D 6.2: Ziel 2: Gewahrleistung der Leistungsféahigkeit des Netzes

Kennzahl Definition Masseinheit
21 Verfugbarkeit Netz Gestrichene Trassen-/Zugkilometer auf- Ausgefallene Trassenki-
grund durch Infrastruktur geplanter Sper- lometer in Prozent der
rungen, welche mit einem anderen Ver- Trkm Personenverkehr

kehrsmittel ersetzt oder die Reisenden auf
eine andere Verbindung verwiesen werden

2.2  Stbérungen Stérungen, die durch Infrastruktur verur- Anzahl Stérungen pro 1
sacht werden und zu Verspatungen von Mio. Trkm bzw. Zug-km

mehr als 3 Minuten fiihren.
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Kennzahl Definition Masseinheit
2.3  Reisendenverspéatungs- Gesamte Verspatungsminuten (> 3 Min.) in Mio. RV-Min.
minuten* den 13 Knoten-Bahnhdéfen (Normalspur)
multipliziert mit den entsprechenden Rei-
senden.

2.4 Schienenfehler* Ausserplanmassige Schienenwechsel pro Anzahl pro
100 HG-km aufgrund von Beschéadigungen, | HG-km**

Rissen oder Briichen der Schiene.

2.5  Schienenbruch Schienenbruch bedeutet, dass eine Schiene | Anzahl pro HG-km
in zwei oder mehr Teile aufgetrennt ist oder | (SBB)
sich von ihr ein Werkstoffbruchstiick geldst
hat, wodurch in der Laufflache eine mindes- | Anzahl pro
tens 50 Millimeter lange und 10 Millimeter 100 HG-km (GK1)
tiefe Liicke entstanden ist.

2.6  Gleisgeometrie* Geometrische Parameter eines Gleises Anzahl SES pro
(Spurweite, Langshéhe, Richtung, Verwin- 100 HG-km.
dungen), gemessen als Anzahl Uberschrei-
tungen der SES pro 100 HG-km.

2.7  Schienen-/Gleis- Gleisverwerfungen und Gleisverdriickungen | Anzahl pro

deformationen (Schienenverbiegungen geméss CSI) pro 100 HG-km
100 HG-km, das heisst Mangel im Hinblick
auf Gleiskontinuitat und Gleisgeometrie, die
zur Aufrechterhaltung der Sicherheit eine
sofortige Gleissperrung oder Geschwindig-
keitsreduzierung erfordert.
2.8  Bahnhofe mit barrierefrei- Bahnhofe, bei denen alle Perronkanten Prozent der Anteil

em Zugang zur Bahn

(allenfalls in einem Perron-Teilbereich), die
fur den niveaugleichen Einstieg nétige Hohe
aufweisen und bei denen alle Perrons stu-
fenfrei zuganglich sind, im Verhaltnis zu den
Bahnhofen insgesamt. Barrierefreiheit be-
deutet eine autonome (u.a. stufenfreie)
Beniitzung des 6ffentlichen Verkehrs auch
fiir Senioren/-innen, Menschen mit Behinde-
rungen, Reisende mit schwerem Gepack,
mit Kindern oder Kinderwagen, fiir Ortsun-
kundige und Touristen/-innen.

Bahnhofe

Quelle: Bundesamt fiir Verkehr BAV, Definitionen Kennzahlen Leistungsvereinbarung 2017 bis 2020 vom 28. Juni 2016.

Legende: * Kennzahlen, welche nur durch die SBB erhoben werden; ** Hauptgleise (HG) umfassen die durchgehenden

Gleise, die als Zugfahrstrassen fiir Zugfahrten in den Stationen und auf den Strecken genutzt werden kénnen. Ausweich-

gleise sind entsprechend zu bertiicksichtigen. Doppelspurabschnitte werden entsprechend doppelt gezahlt. Abstellgleise

werden nicht gezahlt. HG-km = Hauptgleiskilometer; Mio. = Million; SES = Soforteingriffsschwelle; Trkm = Trassenkilometer;

Zug-km = Zugkilometer.
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D 6.3: Ziel 3: Optimale Netznutzung der vorhandenen Kapazitaten

Kennzahl Definition Masseinheit
3.1 Verkaufte Gesamte verkaufte Trassen-/Zugkilometer Trkm bzw.
Trassen-/Zug- Zug-km (GK1)
kilometer Mio. Trkm bzw.
Zug-km (SBB)
3.2  Trassenerlose Erlése aus dem gesamten Trassenverkauf. Franken (GK1)
Mio. Franken
(SBB)
3.3 Netznutzungseffi- Die Netznutzungseffizienz, gemessen in Zug- Trkm bzw.
zienz [Trassenkilometer auf den Zug-km pro HG-
Hauptgleisen pro Tag, zeigt den Belastungsgrad des km (pro Tag)
Schienennetzes.

Quelle: Bundesamt fiir Verkehr (BAV), Definitionen Kennzahlen Leistungsvereinbarung 2017 bis 2020 vom 28. Juni 2016.
Legende: * = Kennzahlen, welche nur durch die SBB erhoben werden; HG-km = Hauptgleiskilometer; Mio. = Million; Trkm =

Trassenkilometer; Zug-km = Zugkilometer.
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D 6.4: Ziel 5: Effizienter Umgang mit zur Verfiigung stehenden Ressourcen
(Produktivitat)
Kennzahl Definition Masseinheit
4.1 Betriebsfiihrung Kosten, die fiir den Betrieb der Infrastruktur anfallen pro Franken pro Trkm

Trassenkilometer bzw. Zugkilometer. Hierunter fallen

bzw. Zug-km

zum Beispiel Kosten fiir die Verkehrssteuerung, Betriebs-
telekommunikation und Stromversorgung 50 Hertz. Nicht
eingeschlossen sind die Abschreibungen der Anlagen.
Verwaltungsgemeinkosten sind nicht enthalten. Davon
abzugrenzen sind die Unterhaltskosten der Infrastruktur.
Kosten fiir Massnahmen wie Uberwachung, Instandhal-
tung und Instandsetzung, die die weitere Nutzung der
bestehenden Anlagen nach Artikel 62 Absatz 1 EBG
gewahrleisten, ohne dass dadurch die mit dem Abschrei-

4.2 Unterhalt Franken pro 1000

Btkm**

bungssatz ausgedriickte Nutzungsdauer verlangert wird.
Kosten fiir den zeitlich sowie technisch bedingten Ersatz
einer bestehenden Anlage, um die Infrastruktur gemass
Artikel 51 Absatz 2 EBG in guten Zustand zu erhalten
und sie den Erfordernissen des Verkehrs und dem Stand

4.3  Erneuerung Franken pro 1000

Btkm

der Technik anzupassen (nur im Rahmen der Leistungs-
vereinbarung umgesetzte Erneuerung).

Neue Definition (ab 2011): Kosten der Oberbauerneue-
rung (Typ 1) pro umgebauten Meter (ohne Projektie-
rungskosten), fiir Schienen, Schwellen, Schotter, nur

4.4  Oberbauerneue- Franken pro m

rung

Gleise — ohne Weichen, ohne Erweiterung.
Betriebsbeitrag der Besteller (Bund/Kantone). Die Be-
triebsabgeltung dient der Deckung der Betriebskosten
inklusive den Unterhalt der Eisenbahninfrastruktur, ohne

4.5  Subventionseffizi- Franken pro Trkm

enz bzw. Zug-km

Abschreibungen.

Quelle: Bundesamt fiir Verkehr (BAV), Definitionen Kennzahlen Leistungsvereinbarung 2017 bis 2020 vom 28. Juni 2016.
Legende: * = Kennzahlen, welche nur durch die SBB erhoben werden; ** Bruttotonnenkilometer ist eine Masseinheit fiir die
Beférderung einer Tonne lber eine Entfernung von einem Kilometer, wobei das Gesamtgewicht des Zugs einschliesslich
des Triebfahrzeugs und der Beladung gemessen wird. Es ist nur die auf der jeweiligen Infrastruktur zuriickgelegte Entfer-
nung zu berticksichtigen. EBG = Eisenbahngesetz; Btkm = Bruttotonnenkilometer; HG-km = Hauptgleiskilometer; m = Meter;

Mio. = Million; Trkm = Trassenkilometer; Zug-km = Zugkilometer;.

6.2 Hypothesen zur Auswertung der Kennzahlen

Aufgrund der Ergebnisse in Kapitel 5 haben wir Hypothesen formuliert
fur die Auswertung der Kennzahlen. Die Darstellung D 6.5 gibt einen
Uberblick tber diese Hypothesen und deren Begriindung sowie (ber das
Vorgehen bei der Auswertung zu ihrer Uberpriifung.
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D 6.5:

Hypothesen zur Auswertung der Kennzahlen

Hypothesen und Begriindungen

Auswertung

H1 Die Ist-Werte fir die Kennzahlen der vier Ziele verbessern Zur Uberpriifung wird die Entwicklung
sich kontinuierlich, weil sich die Reduktion des bei allen ISB | des Ist-Zustands aller Indikatoren fiir
vorhandenen Nachholbedarfs beim Streckenunterhalt im die fiinf ISB Uber die Zeit analysiert.
Verlauf der Zeit positiv niederschlagt.

Begrundung: Bei allen Indikatoren ist eine positive Entwick-
lung zu erwarten, weil die Leistungsvereinbarungen einen
effizienteren Mitteleinsatz erlauben und férdern (bspw.
durch die Planungsgrundlagen sowie die Handlungsspiel-
rdume durch die Einfiihrung von Optionen). Weil bei allen
ISB ein Nachholbedarf beim Unterhalt angenommen wer-
den darf, kam der Effizienzgewinn primar der Infrastruktur
zu Gute.

H1a Bei den SBB ist die Entwicklung starker ausgepragt, weil Zur Uberpriifung werden die Ist-

2013 ein besonders hoher Nachholbedarf festgestellt wor- Kennzahlen der SBB mit jenen der
den ist. Privatbahnen verglichen.

H1b Es treten Unterschiede in der Entwicklung der Ist-Zustéande | Die Entwicklung der Ist-Zustéande wird
zwischen den vier Zielbereichen auf. Da die Sicherheit zwischen den vier Zielbereichen vergli-
oberste Prioritdt geniesst, ist hier bei knappen Mitteln (ins- chen.
besondere bei den SBB) eine positivere Entwicklung zu
erwarten als bei den anderen drei Zielen.

H2 Die Differenzen zwischen den Ist- und den Ziel-Werten H2 wird Uberpriift, indem die Entwick-
nehmen im Verlaufe der Zeit ab, weil sich Lerneffekte bei lung der Differenzen zwischen Ist- und
den ISB und dem BAV einstellen: Die Formulierung von Ziel-Werten iber die Zeit fiir die Kenn-
Zielwerten wird qualitativ immer besser in dem Sinne, dass | zahlen bewertet werden. Wenn die
externe Storgrossen besser berlicksichtigt werden und die Differenzen immer kleiner werden, wird
Mittelfristplanungen an Qualitat gewinnen. dies als Indiz fiir die Richtigkeit von H2

H2* Die Differenzen zwischen den Ist- und den Zielwerten neh- (bzw. H2') gewertet. Es l&sst sich allei-
men ab, weil die Formulierung der Ziel-Werte mit der Zeit ne aufgrund der Statistiken aber nicht
immer vorsichtiger erfolgt und die Ziel-Werte daher mit der | sagen, ob eine allfallige Angleichung
Zeit ndher bei den Ist-Werten liegen. der Soll- und Ist-Werte eher mit H2 oder

H2‘ erklart werden kann.
H2a Bei den SBB nehmen die Differenzen zwischen den Ist- und | Die Entwicklung der Differenzen der Ist-

den Ziel-Werten starker ab, als bei den Privatbahnen, weil
langere Erfahrungen mit der Leistungsvereinbarung vor-
handen sind (5 Leistungsvereinbarungsperioden im Ver-
gleich zu nur 2 bei den Privatbahnen im Untersuchungszeit-
raum von 1999-2016).

und Ziel-Werte werden zwischen den
SBB und den 4 privaten ISB verglichen.

Anmerkung: H1a, H1b sowie H2a sind Unterhypothesen zu den Hypothesen 1 und 2. H2" stellt eine Gegenhypothese zu H2

dar.
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6.3 Uberpriifung der Hypothese 1: Entwicklung des Ist-
Zustands der vier Zielbereiche

Zur Uberpriifung der Hypothesen H1, H1a und H1b stellen wir nachei-
nander die Entwicklung der Ist-Grossen der Kennzahlen der vier Ziele
Sicherheit, Leistungsfahigkeit, Netznutzung und Produktivitat dar.

6.3.1 Sicherheit

Die Erreichung des Ziels ,Gewahrleistung eines hohen Sicherheitsni-
veaus® wird mittels dreier Kennzahlen gemessen: Anzahl Zusammen-
stésse, Entgleisungen und gefahrliche Bahnubergange (Definitionen der
Kennzahlen vgl. Darstellung D 6.1).

Zusammenstosse

Die Darstellung D 6.6 zeigt die Entwicklung der Ist-Werte der Zusam-
menstdsse der verschiedenen Bahnen, jeweils normalisiert Uber die
Trassenkilometer (Masseinheit fir die Bewegung eines Zugs Uber eine
Entfernung von 1 Kilometer). Wahrend fir die SBB Daten aus dem Zeit-
raum von 2007 bis 2016 ausgewertet werden konnten, stehen fiir die
restlichen ISB nur Daten von 2011 bis 2015 zur Verfugung. Auffallig ist,
dass im Jahr 2013 mit Ausnahme der SOB und den SBB ein signifikanter
Anstieg von Zusammenstéssen zu beobachten ist, wobei die Anzahl in
den darauffolgenden Jahren wieder gesunken ist.
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D 6.6: Zusammenstdsse: Ist-Werte von 2007 bis 2016

14
13
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o /\
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Quelle: Leistungsvereinbarungen Kennzahlen der SBB aus den Jahren 2007 bis 2016; Leistungsvereinbarungen Kennzah-
len der BLSN, SOB, TPFH, RhB aus den Jahren 2011 bis 2015.
Legende: Mio. = Million; Trkm: Trassenkilometer.

Entgleisungen

Die Darstellung D 6.7 zeigt die Anzahl der Entgleisungen, wiederum
normalisiert Uber die Trassenkilometer. Es ist keine eindeutige Entwick-
lung der Ist-Werte bei den verschiedenen Bahnen zu beobachten. Wah-
rend die Anzahl Entgleisungen bei den SBB und der SOB konstant tief
ist, gibt es bei TPFH und RhB Schwankungen. Bei der BLSN ist eine e-
her steigende Tendenz der Entgleisungen zu erkennen.



151

D 6.7: Entgleisungen: Ist-Werte von 2007 bis 2016

25

Anzahl Entdeisungen/Mio. Trkm

N

2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016
BN —S0B TPRH RhB BB

Quelle: Leistungsvereinbarungen Kennzahlen der SBB aus den Jahren 2007 bis 2016; Leistungsvereinbarungen Kennzah-
len der BLSN, SOB, TPFH, RhB aus den Jahren 2011 bis 2015.
Legende: Mio. = Million; Trkm: Trassenkilometer.

Geféahrliche Bahnlbergéange

Die Darstellung D 6.8 zeigt die Anzahl der gefahrlichen Bahniibergange
beziehungsweise der Bahnlibergange, welche nicht gesetzeskonform
sind. Es wird einen deutliche Abnahme bei allen ISB in den letzten Jah-
ren verzeichnet.

D 6.8: Gefahrliche Bahniibergénge: Ist-Werte von 2008 bis 2016

140

120 \
100

Anzahl Bahniiber ginge
3

2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016
e BN e OB TPH RhB e BB

Quelle: Leistungsvereinbarungen Kennzahlen der SBB aus den Jahren 2008 bis 2016; Leistungsvereinbarungen Kennzah-
len der BLSN, SOB, TPFH, RhB aus den Jahren 2011 bis 2015.
Legende: Bei den SBB ist die Kennzahl ab 2008 definiert als ,alle nicht gesetzeskonformen Bahniibergéange*“.
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Personenunfalle

Diese Kennzahl wird nur in der Leistungsvereinbarung der SBB definiert.
Von Personenunféllen ausgenommen sind Unfalle durch Drittverschul-
den oder Grobfahrlassigkeit durch verbotenerweise Uberschrittene Glei-
se, Auf-/Abspringen und Suizide. Insgesamt lasst sich in der Darstellung
D 6.9 eine leichte Abnahme der Anzahl Personenunfélle in den letzten
sechs Jahren erkennen. Die Ziel-Werte konnten seit 2011 stets erreicht
werden.

D 6.9: Personenunfélle SBB: Ist- und Ziel-Werte von 2007 bis 2016

Anzzhl Personenunféle

2007 2008 2009 2010 201 2012 2013 2014 2015 2016

[====]t1 7 i€

Quelle: Leistungsvereinbarungen Kennzahlen der SBB aus den Jahren 2007 bis 2016.

Fazit: Kennzahlen zur Sicherheit

In der Darstellung D 6.10 werden die Tendenzen der zeitlichen Entwick-
lung pro Kennzahl fiir die ISB zusammengefasst. Das heisst, es wird
Uberprift, ob sich die Ist-Werte im beobachteten Zeitraum im Sinne der
Zielsetzung entwickelt haben oder nicht. Positive Entwicklungen sind
hellgrin und sehr positive Entwicklungen dunkelgriin markiert; rot mar-
kiert wurden negative Entwicklungen. Grau eingefarbt sind diejenigen
Falle, bei denen keine eindeutige Tendenz erkennbar ist beispielsweise
aufgrund von Schwankungen oder stabilen Ist-Werten, die keine Veran-
derung uber die Zeit anzeigen.
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D 6.10: Kennzahlen Sicherheit: Ubersicht Entwicklung der Ist-Werte

SBB BLSN SOB TPFH RhB

2007-2016 2011-2015

Zusammenstdsse

Entgleisungen

Bahnibergange

Personenunfalle - - - -

Quelle: Leistungsvereinbarungen Kennzahlen der SBB aus den Jahren 2007 bis 2016; Leistungsvereinbarungen Kennzah-
len der BLSN, SOB, TPFH, RhB aus den Jahren 2011 bis 2015.

Legende: hellgriin = Verbesserung; dunkelgriin = starke Verbesserung; rot = Verschlechterung; grau = schwankende oder
gleichbleibende Werte.

Bei den Kennzahlen zu Ziel 1, der Gewahrleistung eines hohen Sicher-
heitsniveaus, Iasst sich in der Tendenz eine Verbesserung bei allen ISB
erkennen. Diese Beobachtung kann als Indiz fur die Bestatigung der Hy-
pothese 1b gelten, wonach die Sicherheit aufgrund der Verbesserung
des Zustands der Infrastruktur zugenommen hat. Die Entwicklung fallt
jedoch nicht bei allen Kennzahlen im Bereich Sicherheit gleich positiv
aus. Wahrend die Anzahl der gefahrlichen Bahniibergange bei allen ISB
deutlich reduziert werden konnten, konnte die Anzahl der Zusammen-
stdsse nur bei den SBB und der SOB verringert werden.

Bei den SBB konnte keine positivere Entwicklung der Ist-Werte festge-
stellt werden als bei den Privatbahnen, Hypothese 1a kann damit nicht
bestatigt werden. Allerdings muss beachtet werden, dass die Ist-Werte
der SBB bei allen Kennzahlen zur Sicherheit im Vergleich zu den unter-
suchten Privatbahnen ein sehr hohes Niveau aufweisen und die SBB
deshalb Uber ein kleineres Verbesserungspotenzial verfligen. Insgesamt
Iasst die Auswertung der Daten vermuten, dass die Sicherheit tatsachlich
eine hohe Prioritat bei der Verwendung der Mitteln geniesst (vgl. Hypo-
these 1b).

6.3.2 Leistungsfahigkeit

Das Ziel der Leistungsfahigkeit umfasst acht Kennzahlen. Finf davon
sind sowohl fir die SBB wie auch fir die vier Privatbahnen definiert (Ver-
fugbarkeit des Netzes, Stérungen, Schienenbriiche und -deformationen
sowie barrierefreiere Zugange); drei der Kennzahlen (Reisendenver-
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spatungsminuten, Schienenfehler, Gleisgeometrie) sind nur fir die SBB
definiert.

Verfugbarkeit Netz
Die Netzverfiigbarkeit wird gemessen an der Anzahl ausgefallener Tras-
senkilometer” in Prozent. Wie in Darstellung D 6.11 ersichtlich ist, zeigt

die Entwicklung der Ist-Werte je nach ISB ein sehr unterschiedliches
Bild.

D 6.11: Verfugbarkeit Netz: Ist-Werte von 2007 bis 2016

25%

20% A
§ 15%
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2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016
e BLSN e OB TPAH RhB e BB

Quelle: Leistungsvereinbarungen Kennzahlen der SBB aus den Jahren 2007 bis 2016; Leistungsvereinbarungen Kennzah-
len der BLSN, SOB, TPFH, RhB aus den Jahren 2011 bis 2015.

Anmerkung: Fir BLSN steht nur ein einmaliger Ist-Wert aus dem Jahr 2015 zur Verfligung.

Legende: Trkm = Trassenkilometer.

Storungen

Der Darstellung D 6.12 lasst sich entnehmen, dass das Ausgangsniveau
der Anzahl Stérungen pro eine Million Trassenkilometer je nach ISB un-
terschiedlich hoch ist. Wahrend bei einigen ISB die Ist-Werte in den letz-
ten Jahren eher gestiegen sind (RhB, TPFH), sind die Ist-Werte bei an-
deren Bahnen stabil oder sogar ruicklaufig.

73 Ausgefallene Trassenkilometer sind Sperrungen der Eisenbahnschienen, aufgrund welcher die
Zugreisenden auf andere Verkehrsmittel ausweichen missen.
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D 6.12: Stérungen: Ist-Werte von 2009 bis 2016

140

T\
. SN
m -

m /

Anzahl S6rungen/Mio. Trkm

20

2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016
e BN e QOB o TPFH RhB e SBB

Quelle: Leistungsvereinbarungen Kennzahlen der SBB aus den Jahren 2009 bis 2016; Leistungsvereinbarungen Kennzah-
len der BLSN, SOB, TPFH, RhB aus den Jahren 2011 bis 2015.

Legende: Mio. = Million; Trkm = Trassenkilometer.

Reisendenverspatungsminuten

Die Kennzahl der Reisendenverspatungsminuten (RV-Min) wird nur fur
die SBB erhoben und es wurden in den Leistungsvereinbarungen bisher
keine Zielwerte definiert. Gemass Darstellung D 6.13 sind die Reisen-
denverspatungsminuten zwischen 2011 und 2014 kontinuierlich gestie-
gen, wahrend sie in den Jahren 2015 und 2016 wieder gesunken sind.

D 6.13: Reisendenverspatungsminuten SBB: Ist-Werte von 2010 bis 2016
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Quelle: Leistungsvereinbarungen Kennzahlen der SBB aus den Jahren 2007 bis 2016.

Legende: RV-Min = Reisendenverspatungsminuten; Mio. = Million.
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Schienenfehler

Die folgenden Kennzahlen zu Schienenfehler, Schienenbriiche, Gleisge-
ometrie und Schienendeformationen (Kennzahlen 2.4-2.7) werden bei
den SBB seit dem Jahr 2009 erhoben (nach dem ,network audit® der
SBB). Ab 2013 zeigt sich in der Darstellung D 6.14 ein markanter An-
stieg, wobei in den letzten zwei Jahren ein Rickgang erkennbar ist. Ein
moglicher Grund fiir diese Veranderung ist ein Methodikbruch ab 2013,
welcher durch eine Definitionsanderung der Hauptgleiskilometer (HG-
km) entstand.” Die vereinbarten Zielwerte konnten bisher nie erreicht
werden.

D 6.14: Schienenfehler SBB: Ist- und Ziel-Werte von 2009 bis 2016

90

80

70

Anzahl Sthienenfehler/HG-km
8

2009 2010 201 2012 2013 2014 2015 2016
= s — Ziel

Quelle: Leistungsvereinbarungen Kennzahlen der SBB aus den Jahren 2007 bis 2016.
Legende: HG-km = Hauptgleiskilometer.

Schienenbriche

Insgesamt zeigt die Darstellung D 6.15 eine leicht abnehmende Tendenz
der tatsachlichen Anzahl Schienenbriiche pro 100 HG-km bei der Mehr-
heit der untersuchten ISB.

7 Vgl. Greinus Dagny Anne (2016): Financing rail infrastructure by multi-annual performance con-
tracts - a case-based evaluation. Dissertation an der Ecole polytechnique fédérale de Lausanne
(EPFL), Lausanne.
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D 6.15: Schienenbriiche: Ist-Werte von 2009 bis 2016
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Quelle: Leistungsvereinbarungen Kennzahlen der SBB aus den Jahren 2009 bis 2016; Leistungsvereinbarungen Kennzah-
len der BLSN, SOB, TPFH, RhB aus den Jahren 2011 bis 2015.
Legende: HG-km = Hauptgleiskilometer.

Gleisgeometrie

Die Darstellung D 6.16 zeigt die Anzahl Uberschreitungen der Sofortein-
griffsschwelle (SES) flr die geometrischen Parameter eines Gleises
(Spurweite, Langshéhe, Richtung, Verwindungen), normalisiert auf die
Hauptkilometer. Diese Kennzahl wurde nur fiir die SBB definiert. Es ist
eine ricklaufige Tendenz der Ist-Werte von 2012 bis 2015 zu erkennen,
wobei im Jahr 2016 ein sehr starker Anstieg zu verzeichnen ist. Die ge-
setzten Zielwerte der Leistungsvereinbarung wurden seit 2012 nie er-
reicht.
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D 6.16 Gleisgeometrie SBB: Ist- und Ziel-Werte von 2009 bis 2016
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Quelle: Leistungsvereinbarungen Kennzahlen der SBB aus den Jahren 2007 bis 2016.
Legende: SES = Soforteingriffswellen; HG-km = Hauptgleiskilometer.

Schienendeformationen

Die Kennzahl der Schienendeformationen wird in der Darstellung D 6.17
aufgezeigt. Wahrend die Zahlen zu den Schienendeformationen bei den
meisten ISB stabil oder riicklaufig sind, weisen die Ist-Werte bei der RhB
grosse Schwankungen auf. Mdéglicherweise ist daflr die geografische
Lage der RhB verantwortlich.
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D 6.17: Schienendeformationen: Ist-Werte von 2009 bis 2016

Anzahl Schienendeformationen/100 HG-km
IS

2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016
e BN — 0B TPAH RhB e BB

Quelle: Leistungsvereinbarungen Kennzahlen der SBB aus den Jahren 2009 bis 2016; Leistungsvereinbarungen Kennzah-
len der BLSN, SOB, TPFH, RhB aus den Jahren 2011 bis 2015.

Legende: HG-km = Hauptgleiskilometer.

Anmerkung: Bei den SBB ist diese Kennzahl als ,Gleisdeformationen® definiert.

Barrierefreier Zugang zur Bahn

Die Kennzahl barrierefreier Zugang zur Bahn gibt Hinweise zur Umset-
zung des Grundrechts und Diskriminierungsverbots gemass dem Behin-
dertengleichstellungsgesetz (BehiG)™ beziiglich des Zugangs zur Bahn-
struktur. Das Ausgangsniveau der Anzahl barrierefreier Zugange ist je
nach ISB sehr unterschiedlich. Die Darstellung D 6.18 Iasst jedoch fir
alle ISB eine positive Entwicklung des barrierefreien Zugangs zur Bahn
erkennen.

75 Bundesgesetz (ber die Beseitigung von Benachteiligungen von Menschen mit Behinderungen
(Behindertengleichstellungsgesetz [BehiG]) vom 13. Dezember 2002 (Stand am 1. Januar 2017).
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D 6.18: Barrierefreier Zugang: Ist-Werte von 2009 bis 2016
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Quelle: Leistungsvereinbarungen Kennzahlen der SBB aus den Jahren 2009 bis 2016; Leistungsvereinbarungen Kennzah-

len der BLSN, SOB, TPFH, RhB aus den Jahren 2011 bis 2015.

Fazit: Kennzahlen zur Leistungsfahigkeit

Die Darstellung D 6.25 fasst die Tendenzen im Bereich der Leistungsfa-
higkeit im Verlaufe der Zeit pro Kennzahl fir jeden der untersuchten ISB
zusammen.

D 6.19: Kennzahlen Leistungsfahigkeit: Ubersicht Entwicklung der Ist-Werte

SBB BLSN SOB TPFH RhB

2007-2016 2011-2015

Verfligbarkeit Netz —

Stérungen

Reisendenverspéatungsminuten - - - —

Schienenfehler - - - -

Schienenbriiche

Gleisgeometrie - - - —

Schienen-deformationen

Barrierefreier Zugang

Quelle: Leistungsvereinbarungen Kennzahlen der SBB aus den Jahren 2007 bis 2016; Leistungsvereinbarungen Kennzah-
len der BLSN, SOB, TPFH, RhB aus den Jahren 2011 bis 2015.
Legende: hellgriin = Verbesserung; dunkelgriin = starke Verbesserung; rot = Verschlechterung; grau = schwankende oder

gleich bleibende Werte.

Mehrheitlich ist bei den Kennzahlen zur Leistungsfahigkeit bei allen 1SB
eine leicht positive Entwicklung der Ist-Werte zu erkennen, insbesondere
was die barrierefreien Zugange, die Schienenbriiche sowie die Schie-
nendeformationen betrifft. Hingegen scheint sich die Situationen bezlg-
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lich Stérungen und Netzverfigbarkeit nicht verbessert und je nach ISB
teilweise sogar verschlechtert zu haben. Insgesamt wird daher die Hypo-
these 1, wonach eine Reduktion des Nachholbedarfs sich positiv auf den
Streckenunterhalt niederschlagt, eher nicht bestatigt. Zudem fallt die
Entwicklung der Ist-Werte bei den SBB im Vergleich zu den vier Privat-
bahnen nicht positiver aus. Hypothese 1a kann somit auch nicht bestatigt
werden.

6.3.3 Netznutzung

Das Ziel der optimalen Netznutzung durch vorhandene Kapazitaten wird
mittels der drei Kennzahlen Trassenverkauf, Trassenerlés und Netznut-
zungseffizienz gemessen.

Trassenverkauf

Die Auswertung zur Kennzahl der verkauften Trassenkilometer wird fir
die SBB in Darstellung D 6.20 sowie fir die vier untersuchten Privatbah-
nen zur besseren Lesbarkeit in. Darstellung D 6.21 abgebildet. Grund
dafir ist, dass die Zahlen der verkauften Trassenkilometer bei den SBB
um ein Vielfaches hoher ausfallen als bei den Privatbahnen. Bei den
SBB zeigt sich eine deutliche Steigerung im Trassenverkauf, wahrend
bei den Privatbahnen weniger deutliche Tendenzen sichtbar sind.

D 6.20: Trassenverkauf der SBB: Ist-Werte von 2007 bis 2016
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Quelle: Leistungsvereinbarungen Kennzahlen der SBB aus den Jahren 2007 bis 2016.

Legende: Mio. = Million; Trkm = Trassenkilometer.
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D 6.21: Trassenverkauf der Privatbahnen: Ist-Werte von 2011 bis 2015

Mio. verkaufte Trkm

2011 2012 2013 2014 2015
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Quelle: Leistungsvereinbarungen Kennzahlen der BLSN, SOB, TPFH, RhB aus den Jahren 2011 bis 2015.
Legende: Mio. = Million; Trkm = Trassenkilometer.

Trassenerlose
Die Erlose der SBB und der Privatbahnen aus dem Trassenverkauf wer-
den in den Darstellungen D 6.22 und D 6.23 wiederum separat aufgrund

des grossen Unterschieds. Auch hier ist die steigende Tendenz wiede-
rum bei den SBB am deutlichsten sichtbar.

D 6.22: Trassenerldse der SBB: Ist-Werte von 2007 bis 2016
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Quelle: Leistungsvereinbarungen Kennzahlen der SBB aus den Jahren 2007 bis 2016.
Legende: Mio. = Million; CHF = Franken.
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D 6.23: Trassenerldse Privatbahnen: Ist-Werte von 2011 bis 2015
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Quelle: Leistungsvereinbarungen Kennzahlen der BLSN, SOB, TPFH, RhB aus den Jahren 2011 bis 2015.
Legende: Mio. = Million; CHF = Franken.

Netznutzungseffizienz

Die Kennzahl Netznutzungseffizienz zeigt den Belastungsgrad des
Schienennetzes auf. In der Darstellung D 6.24 ist erkennbar, dass die
Intensitat der Netznutzung bei der SBB, SOB und TPFH gestiegen ist.
Bei der RhB hingegen ist eine Abnahme der Ist-Werte zu beobachten.

D 6.24: Netznutzungseffizienz: Ist-Werte von 2009 bis 2016
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Quelle: Leistungsvereinbarungen Kennzahlen der SBB aus den Jahren 2009 bis 2016; Leistungsvereinbarungen Kennzah-
len der BLSN, SOB, TPFH, RhB aus den Jahren 2011 bis 2015.
Legende: Trkm = Trassenkilometer; HG-km = Hauptgleiskilometer.
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Fazit Kennzahlen zur Netznutzung
Die Darstellung D 6.25 zeigt die Tendenzen im Verlaufe der Zeit pro
Kennzahl im Bereich der Netznutzung flr jede der untersuchten ISB.

D 6.25: Kennzahlen Netznutzung: Ubersicht Entwicklung der Ist-Werte

SBB BLSN | soB | TPFH | RhB

2007-2016 2011-2015

Trassenverkauf

Trassenerlse

Netznutzungseffizienz

Quelle: Leistungsvereinbarungen Kennzahlen der SBB aus den Jahren 2007 bis 2016; Leistungsvereinbarungen Kennzah-
len der BLSN, SOB, TPFH, RhB aus den Jahren 2011 bis 2015.

Legende: hellgriin = Verbesserung; dunkelgriin = starke Verbesserung; rot = Verschlechterung; grau = schwankende oder
gleichbleibende Werte.

Die Entwicklung der Kennzahlen zur optimalen Nutzung der vorhande-
nen Netzkapazitaten ist bei vier von funf Bahnen positiv. Nur bei der RhB
zeigt sich eine eher negative Entwicklung. Insgesamt kann daher die
Hypothese 1 bestatigt werden. Dasselbe gilt fir die Hypothese 1a, da
sich die positive Entwicklung des Ist-Zustands bei den SBB besonders
deutlich zeigt.

6.3.4 Produktivitat

Das Ziel der Produktivitat beziehungsweise des effizienten Umgangs mit
den zur Verfugung stehenden Ressourcen wird mittels der folgenden
funf Kennzahlen erfasst:1) Kosten fiir die Betriebsfiihrung, 2) Kosten flr
den Unterhalt, 3) die Erneuerung, 4) die Oberbauerneuerung sowie 5)
die Subventionseffizienz (Betriebsbeitrag der Besteller Bund/Kantone).
Die Produktivitat gilt dann als gesteigert, wenn die Kosten pro Massein-
heit (Trassenkilometer, Bruttotonnenkilometer, Meter) reduziert werden
konnten.

Betriebsfihrung

Die Darstellung D 6.26 zeigt die Kosten auf, welche pro Trassenkilome-
ter fir den Betrieb der Infrastruktur eingesetzt werden. Es wird deutlich,
dass bei der Mehrheit der ISB in der Tendenz eine Abnahme der einge-
setzten Betrage pro Trassenkilometer stattfand, was auf eine erhdhte
Produktivitat hinweist.
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D 6.26: Betriebsfiihrung: Ist-Werte von 2007 bis 2016
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Quelle: Leistungsvereinbarungen Kennzahlen der SBB aus den Jahren 2007 bis 2016; Leistungsvereinbarungen Kennzah-
len der BLSN, SOB, TPFH, RhB aus den Jahren 2011 bis 2015.

Legende: CHF = Franken; Trkm = Trassenkilometer.

Unterhalt

Die Darstellung D 6.27 zeigt die Kosten auf, welche pro Bruttotonnenki-
lometer fiir den Unterhalt der Infrastruktur (d.h. Massnahmen wie Uber-
wachung, Instandhaltung und Instandsetzung) eingesetzt werden. Im
Gegensatz zur Betriebsfiihrung (Kennzahl 4.1) stiegen die eingesetzten
Unterhaltskosten pro Bruttotonnenkilometer fiir vier der flinf untersuchten
ISB Uber die betrachtete Zeitperiode an.
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D 6.27: Unterhalt: Ist-Werte von 2007 bis 2016
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Quelle: Leistungsvereinbarungen Kennzahlen der SBB aus den Jahren 2007 bis 2016; Leistungsvereinbarungen Kennzah-
len der BLSN, SOB, TPFH, RhB aus den Jahren 2011 bis 2015.

Legende: CHF = Franken; Btkm = Bruttotonnenkilometer.

Erneuerung/Substanzerhaltungsaufwand

Die Kennzahl umfasst die Kosten, welche im Rahmen einer Leistungs-
vereinbarung fiir den zeitlich sowie technisch bedingten Ersatz einer be-
stehenden Anlage eingesetzt wurden. Die Auswertung in der Darstellung
D 6.28 lasst fur vier der untersuchten ISB keine eindeutigen Tendenzen
erkennen. Einzig bei der RhB ist eine klar negative Entwicklung in der
Produktivitat aufgrund steigender Kosten pro Bruttotonnenkilometer fest-
stellbar.
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D 6.28: Erneuerung: Ist-Werte von 2009 bis 2016
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Quelle: Leistungsvereinbarungen Kennzahlen der SBB aus den Jahren 2009 bis 2016; Leistungsvereinbarungen Kennzah-
len der BLSN, SOB, TPFH, RhB aus den Jahren 2011 bis 2015.

Legende: CHF = Franken; Btkm = Bruttotonnenkilometer.

Oberbauerneuerung

Aufgrund einer Definitionséanderung bei der Kennzahl der Kosten fir die
Oberbauerneuerung (z.B. flr Schienen, Schwellen, Schotter) sind bei
der SBB erst Daten ab dem Jahr 2011 vorhanden. Fir die TPFH stehen
keine Daten zur Verfugung. Die Darstellung D 6.29 zeigt flr die Mehrheit
der ISB wiederum keine eindeutigen Tendenzen, wobei bei den SBB ei-
ne leicht steigende Tendenz der Kosten fiir die Oberbauerneuerung zu
erkennen ist.
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D 6.29: Oberbauerneuerung: Ist-Werte von 2011 bis 2016
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Quelle: Leistungsvereinbarungen Kennzahlen der SBB aus den Jahren 2011 bis 2016; Leistungsvereinbarungen Kennzah-
len der BLSN, SOB, TPFH, RhB aus den Jahren 2011 bis 2015.
Legende: CHF = Franken; m = Meter.

Subventionseffizienz

Hinter der Kennzahl Subventionseffizienz verbergen sich die Erwartun-
gen der offentlichen Hand, dass die durchschnittlich ausgegebenen 6f-
fentlichen Mittel pro Trassenkilometer sinken, wenn sich das Niveau der
Infrastruktur verbessert und der Mitteleinsatz effizienter wird. Bei drei der
funf untersuchten ISB (TPFH, SBB, SOB) zeigt sich eine Reduktion der
eingesetzten Offentlichen Mittel, was ein Indiz fir einen effizienteren Mit-
teileinsatz darstellt. Namentlich bei den SBB sinken nach 2013 die Werte
deutlich. Moglicherweise zeigt sich hier eine Wirkung der Leistungsver-
einbarung: Das BAV hat sich nach 2013 geweigert, den von den SBB
angemeldeten Mehraufwand fiir den Infrastrukturunterhalt zu begleichen,
womit sich die SBB gezwungen sah, mehr eigene Mittel in den Unterhalt
zu investieren. Dies kénnte den Verlauf der Werte erklaren.
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D 6.30: Subventionseffizienz: Ist-Werte von 2007 bis 2016
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Quelle: Leistungsvereinbarungen Kennzahlen der SBB aus den Jahren 2007 bis 2016; Leistungsvereinbarungen Kennzah-
len der BLSN, SOB, TPFH, RhB aus den Jahren 2011 bis 2015.
Legende: CHF = Franken; Trkm = Trassenkilometer.

Fazit: Kennzahlen zur Produktivitat

Die Kennzahlen zur Produktivitat beschreiben das Ziel eines effiziente-
ren Umgangs mit den zur Verfligung stehenden Ressourcen. Die Ent-
wicklung kann als positiv bezeichnet werden, wenn die eingesetzten
Kosten pro Masseinheit (Trassenkilometer, Bruttotonnenkilometer oder
Meter) sinken und damit eine gesteigerte Produktivitat oder Effizienz des
Mitteleinsatzes zeigen.

D 6.31: Kennzahlen Produktivitat: Ubersicht Entwicklung der Ist-Werte

SBB BLSN SOB TPFH RhB
2007-2016 2011-2015
Betriebsfiihrung
Unterhalt
Erneuerung
Oberbauerneuerung -
Subventionseffizienz

Quelle: Leistungsvereinbarungen Kennzahlen der SBB aus den Jahren 2007 bis 2016; Leistungsvereinbarungen Kennzah-
len der BLSN, SOB, TPFH, RhB aus den Jahren 2011 bis 2015.

Legende: hellgriin = Verbesserung; dunkelgriin = starke Verbesserung; rot = Verschlechterung; grau = schwankende oder
gleich bleibende Werte.

Die Entwicklung der Ist-Werte zu den Kennzahlen der Produktivitat zeigt
insgesamt keine eindeutig positive oder negative Tendenz. Am ehesten
positiv haben sich die Kennzahl zur Betriebsfiihrung sowie die Subven-
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tionseffizienz entwickelt. Insgesamt lassen sich aus unserer Sicht weder
die Hypothese 1 noch die Hypothese 1a durch die ausgewerteten Daten
bestatigen.

6.3.5 Fazit zur Entwicklung der Ist-Werte

Aufgrund der ausgewerteten Daten lassen sich folgende Schlussfolge-
rungen ziehen:

H1: Die Hypothese, dass sich die Ist-Werte der Kennzahlen auf-
grund der Reduktion des Nachholbedarfs verbessern wirden, lasst
sich mit den Daten nicht klar belegen. Positive Tendenzen sind bei
der Entwicklung der Ist-Werte zur Sicherheit und der optimalen
Netznutzung zu erkennen. Mit der Entwicklung der Daten zur Leis-
tungsfahigkeit und zur Produktivitat lasst sich die Hypothese 1 hin-
gegen nicht stiitzen. Bei den SBB zeigt sich bei der Subventionseffi-
zienz vermutlich die Wirkungen der Leistungsvereinbarung 2013 bis
2016, wahrend welcher die Nachforderungen der SBB durch das
BAV gestitzt auf die Leistungsvereinbarung nicht erfillt worden
sind.

Hla: Dass bei den SBB insgesamt eine starker positive Entwicklung
der Ist-Werte zu beobachten waére, weil die Leistungsvereinbarungen
hier schon langer angewendet werden als bei den anderen Privat-
bahnen, lasst sich aus den Daten ebenfalls nicht ablesen. Einzig bei
den Kennzahlen zur Netznutzung fallen die Werte der SBB deutlich
besser aus, als bei den anderen ISB. Diese Werte alleine lassen
aber eine Bestatigung der Hypothese 1a aus unserer Sicht nicht zu.

H1b: Hypothese 1b scheint sich aufgrund der Auswertungen eher zu
bestatigen: Vergleichen wir die Entwicklung aller Kennzahlen Utber
die vier untersuchten Bereiche hinweg, so lassen sich im Bereich Si-
cherheit besonders viele positive oder eher positive Entwicklungen
beobachten (d-h. die Kennzahlen haben sich im untersuchten Zeit-
raum positiv im Sinne der Zielsetzung entwickelt). Bei den SBB
konnte hier keine abweichend (positivere) Entwicklung beobachtet
werden, was sich moglicherweise mit den absolut betrachtet hohen
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Werten der Kennzahlen zu den Sicherheitsstandard erklaren lasst,
die Uber die Zeit konstant geblieben sind.

6.4 Uberpriifung der Hypothese 2: Entwicklung der Diffe-
renzen zwischen Ist- und Ziel-Werten

Die Darstellung D 6.32 zeigt die Differenz zwischen den lIst- und den
Ziel-Werten pro Indikator bei den fiinf ISB im untersuchten Zeitraum. Die
Werte geben an, ob sich die Differenz zwischen Ist- und Ziel-Werten
zwischen den Leistungsvereinbarungsperioden verkleinert oder vergros-
sert hat. Dabei wird nicht bertcksichtigt, ob es sich um eine positive oder
negative Abweichung der Ist- von den Ziel-Werten handelt. Vielmehr soll
abgebildet werden, ob sich ein Lerneffekt eingestellt hat und sich Ist-
Werte den Ziel-Werten angenahert haben.

Bei den SBB sind je nach Kennzahl Daten von maximal drei Leistungs-
vereinbarungsperioden vorhanden (2007-2010, 2011/2012, 2013-2016),
bei den Privatbahnen stehen Daten aus zwei Leistungsvereinbarungspe-
rioden zur Verflgung. Die farbigen Markierungen in der Darstellung
D 6.32 sind wie folgt kodiert:

- Orange: Die Differenz zwischen den Ist- und Ziel-Werten wird zwi-
schen den Leistungsvereinbarungsperioden tendenziell grésser.

- Dunkelblau: Die Differenz zwischen den Ist- und Ziel-Werten wird im
Verlauf der Leistungsvereinbarungsperioden tendenziell kleiner. Das
heisst, die Differenzen zwischen Ist- und Ziel-Werten werden von
Periode zu Periode kleiner.

- Hellblau: Die Differenzen zwischen Ist- und Ziel-Werten werden nicht
kleiner, jedoch entsprechen die Ist-Werte ist der untersuchten Zeit-
periode mehr oder weniger den Ziel-Werten. Bei diesen Ziel-Werten
vermuten wir, dass sie sich besonders gut voraussehen lassen.

- Grau: Es ist keine klare Tendenz ersichtlich. Manchmal nehmen die
Differenzen zwischen Ist- und Ziel-Werten zu, manchmal ab. Die Dif-
ferenzen sind jedoch unterschiedlich gross.

- Weiss: Es konnte keine Bewertung vorgenommen werden, da fir die
entsprechende Kennzahl bei der betreffenden Bahn keine Ziel-Werte
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definiert sind oder Ziel-Werte in den letzten zwei Leistungsvereinba-
rungsperioden fehlen.

D 6.32: Bewertung der Differenzen zwischen den Ist- und Ziel-Werten

SBB BLSN SOB TPFH RhB

Kennzahlen zur Sicherheit

Zusammenstdsse

Entgleisungen

Bahnubergange

Personenunfélle

Kennzahlen zur Leistungsfahigkeit
Netzverfligbarkeit - - _
Stérungen - - —

Reisendenverspatungsminuten — — - - _

Schienenfehler - - - _

Schienenbriiche - - —

Gleisgeometrie - - - _

Schienendeformationen — -
Barrierefreier Zugang - — -
Kennzahlen zur Netznutzung

Trassenverkauf

Trassenerlse -

Netznutzungseffizienz

Kennzahlen zur Produktivitét

Betriebsfiihrung
Unterhalt *
Erneuerung —

Oberbauerneuerung - - _

Subventionseffizienz

Quelle: Leistungsvereinbarungen Kennzahlen der SBB aus den Jahren 2007 bis 2016; Leistungsvereinbarungen Kennzah-
len der BLSN, SOB, TPFH, RhB aus den Jahren 2011 bis 2015.

Legende: orange: die Differenz zwischen den Ist- und Ziel-Werten wird zwischen den Leistungsvereinbarungsperioden
tendenziell grésser; dunkelblau: die Differenz zwischen den Ist- und Ziel-Werten wird im Verlauf der Leistungsvereinba-
rungsperioden tendenziell kleiner; hellblau: die Differenzen zwischen Ist- und Ziel-Werten werden nicht kleiner, jedoch ent-
sprechen die Ist-Werte ist der untersuchten Zeitperiode mehr oder weniger den Ziel-Werten; grau: Es ist keine klare Ten-
denz ersichtlich; weiss: keine Bewertung aufgrund fehlender Kennzahlen. * Zwar werden die Differenzen grésser im Verlaufe
der Zeit, jedoch handelt es sich dabei um positive Differenzen, das heisst die Ziel-Werte werden erreicht oder tbertroffen.

Gemass Hypothese H2 (und H2‘) wird erwartet, dass die Differenzen
zwischen den Ist- und Ziel-Werten im Verlauf der Zeit abnehmen, da sich
bei den ISB und dem BAV Lerneffekte einstellen. Diese wirden einer-
seits zu einer optimaleren Definition der Zielwerte und andererseits zu
einer besseren Qualitat der Datenerhebung fiihren, so unsere Hypothe-
sen.
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Betrachten wir die Darstellung D 6.32 sind mindestens gleich viele Werte
dunkelblau wie orange markiert; der gréssere Teil der Werte ist grau co-
diert, schwankt also ohne erkennbare Tendenz. Einzig bei der SOB lasst
sich, Uber alle Indikatoren hinweg betrachtet, ein positiver Trend erken-
nen: Die Ist- und Ziel-Werte ndhern sich einander im Verlauf der Zeit
starker an. Insgesamt gehen wir aber davon aus, dass der von uns pos-
tulierte Lerneffekt (H2) oder die taktische Anndherung von Ist- und Ziel-
Werten nicht bestatigt werden kann.

Da die SBB bereits seit 1999 Leistungsvereinbarungen mit dem BAV ab-
schliessen, haben wir postuliert, dass hier starkere Lerneffekte auftreten
konnten. Auch diese Hypothese kann nicht bestatigt werden: Bei den
SBB ist keine starkere Angleichung der Ziel- und Ist-Werte zu beobach-
ten. Im Gegenteil, die Differenzen zwischen den Ist- und Ziel-Werten
scheinen sich bei den SBB im Verlaufe der Leistungsvereinbarungsperi-
oden eher vergrdssert zu haben.

6.5 Fazit aus der Auswertung der Daten

Insgesamt muss das Ergebnis der Auswertung der Kennzahlen als eher
bescheiden gewertet werden. Wir konnten (vielleicht mit Ausnahme der
Daten der SBB zur Subventionseffizienz) keinen Zusammenhang zwi-
schen dem Einsatz der Leistungsvereinbarung und den Kennzahlen be-
obachten. Dies hangt vermutlich auch damit zusammen, dass der unter-
suchte Zeitraum vor allem bei den vier Privatbahnen mit funf Jahren zu
kurz ist, um Wirkungen der Leistungsvereinbarung auf die Infrastruktur
erkennen zu kénnen. In den Interviews gingen die Befragten jeweils da-
von aus, dass Effekte infolge eines veranderten Unterhalts der Infra-
struktur erst nach etwa zehn Jahren sichtbar sein dirften. Ferner weisen
die Daten auch Licken auf: Bei einigen ISB fehlen fir einige Jahre die
Zielwerte, ferner wurden in den Interviews auch Zweifel geaussert, ob
alle Kennzahlen bei allen ISB methodisch gleich erhoben werden.

Was kann infolge dieser Einschrankung aus den Daten abgelesen wer-
den? Es lasst sich erstens zeigen, dass sich die Kennzahlen zur Sicher-
heit und in ahnlichem Rahmen auch die Kennzahlen zur Netznutzung bei
(fast) allen ISB positiv entwickelt haben. Erster Effekt konnte auf die
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starkere Priorisierung der Sicherheit beim Mitteleinsatz deuten, zweiter
Effekt kbnnte mit dem héheren Verkehrsaufkommen erklart werden. Bei-
de Effekte lassen sich aber hdchstens indirekt auf die Leistungsvereinba-
rungen zurlckfihren.

Zweitens lassen die Zahlen keinen direkten Zusammenhang zwischen
der Dauer des Einsatzes der Leistungsvereinbarung und der Entwicklung
der Qualitat der Infrastruktur zu (wir haben uns beim Vergleich zwischen
den ISB primar auf die Entwicklung und nicht auf den absolute Hohe der
Kennzahlen konzentriert). Die diesbezliglichen Vermutungen, dass sich
die Kennzahlen bei den SBB wegen des friheren Einsatzes der Leis-
tungsvereinbarungen positiver entwickelt hatten als bei den anderen ISB,
kann nicht bestatigt werden. Dies soll nicht heissen, dass bei den SBB
keine positive Entwicklung stattgefunden hat in Bezug auf die Zielgrés-
sen. Sie verlauft aber aufgrund der Daten nicht signifikant anders als bei
den anderen untersuchten ISB.

Drittens lasst sich mittels der Zahlen kein Lerneffekt in Bezug auf die
Formulierung der Zielwerte feststellen: Die Differenzen zwischen Ist- und
Ziel-Werten schwanken zufallig. Wir kénnen daher nicht davon ausge-
hen, dass die Leistungsvereinbarungen und die damit verbundenen In-
strumente zu einem héheren Wissen und damit zu einer adaquateren
Formulierung von Zielvorgaben gefiihrt haben. Ebenso lassen die Daten
nicht auf ein verstarkt taktisches Verhalten der ISB bei der Formulierung
der Ziel-Werte schliessen.
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7 ROLLE DES BUNDES ALS EIGNER UND BESTELLER

In diesem Kapitel steht die Beurteilung des Gegenstands 2 der Evaluati-
on im Zentrum. Es geht um die Beurteilung der Wechselwirkungen der
zwei funktional verschiedenen Rollen des Bundes gegenlber den SBB.
Der Bund ist einerseits vollstandiger Eigner der SBB und in dieser Funk-
tion fur die Leistungsfahigkeit und den Erhalt des Unternehmens verant-
wortlich. Der Bund ist gleichzeitig aber auch Besteller von Infrastruktur-
leistungen bei den SBB und hat damit die wirksame und effiziente Leis-
tungserbringung sicherzustellen.

Die beiden Rollen respektive Funktionen des Bundes in Bezug auf die
SBB haben eine hohe Bedeutung, sind die SBB doch aufgrund ihrer
Grosse (8,7 Milliarden Betriebsaufwand und 33’000 Beschéftigte im Jahr
2016) ein volkswirtschaftliches bedeutendes Unternehmen der Schweiz.
Gleichzeitig sind die Kosten der bestellen Leistungen bei den SBB fir
den Infrastrukturbereich sehr hoch und belaufen sich fur vier Jahre im
mehrstelligen Milliardenbereich.

Aus der Doppelrolle des Bundes gegenuiber den SBB kdnnen theoretisch
wie praktisch Konflikte erwachsen. Aus politikwissenschaftlicher Per-
spektive sprechen wir von Fragen rund um die Intrapolicy-Koharenz’®:
Konkret kénnen sich Zielkonflikte zwischen der Eigner- und der Bestel-
lerrolle des Bundes ergeben. Die Beurteilung dieser Konflikte bildet den
Gegenstand dieses Kapitels. Es galt, folgende Fragen zu beantworten:

- Theoretische Beurteilung: Wie ist das Verhaltnis zwischen der Be-
steller- und der Erstellerrolle des Bundes aus theoretischer Sicht zu
beurteilen? Entstehen aus theoretischer Sicht Zielkonflikte zwischen
Eigner- und Bestellerrolle? Besteht die Gefahr, dass der Eigner den
Besteller Ubersteuert? Welche Massnahmen sind aus Sicht der The-
orie sinnvoll, um Zielkonflikte zu vermeiden oder zu mildern respek-
tive die Ubersteuerung des Bestellers zu vermeiden?

76 Knoepfel, Peter; Larrue, Corinne; Varone, Frédéric; Veit, Sylvia (2011): Politikanalyse. Budrich,
Opladen & Farmington Hill. S. 175-177.
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- Praktische Beurteilung: Wie wird mit dem potenziellen Zielkonflikt
zwischen den vom Bundesrat festgelegten strategischen Zielen und
den im Rahmen der LV vereinbarten Zielen fur die SBB in der Praxis
umgegangen? Werden Massnahmen zur Reduktion der Zielkonflikte
in der Praxis umgesetzt? Mit welchem Erfolg? Findet eine Ubersteu-
erung von Besteller durch den Ersteller in der Praxis statt? Wenn ja
in welchem Ausmass? Welche Massnahmen wurden ergriffen, um
dem vorzubeugen?

Zur Beantwortung der Fragen gehen wir wie folgt vor: Wir gehen zu-
nachst auf die beiden Rollen des Bundes gegenliber den SBB ein und
beschreiben die sich daraus ergebenden Probleme und mégliche Mass-
nahmen zu deren Vermeidung. Anschliessend wird basierend auf Doku-
mentenanalysen und den Auswertungen der Interviews untersucht, wie
sich die Probleme in der Praxis darstellen und ob als auch wie diese ge-
I6st worden sind. Zuletzt gehen wir auch noch auf die Rolle des Bundes
als (Teil-)Eigner der Privatbahnen ein. Diese wurde in den Interviews von
verschiedenen Personen angesprochen und werden deshalb am Ende
des Kapitels in aller Kiirze umrissen.

Bei der Analyse der Konflikte zwischen Eigner- und Bestellerzielen ha-
ben wir uns auf die generellen Koharenzprobleme konzentriert, wie sie
im nachsten Abschnitt geschildert werden. Dabei wurde ein pauschaler
Vergleich der Vielzahl von Eigner- und Bestellerzielen vorgenommen.
Auf eine detaillierte Analyse aller Eigner- und Bestellerziele hingegen
verzichtet.

71 Der Bund als Eigner und Besteller der SBB: Drei po-
tenzielle Kohdrenzprobleme

1999 wurden die SBB aus der Verwaltung ausgegliedert und in eine
spezialrechtliche Aktiengesellschaft tberfihrt.”” Aus den SBB wurde ein
sogenannter Ersteller, der im Rahmen einer neuen Rechtsform weiterhin
offentliche Aufgaben erfiillt, die der Besteller (das BAV im Auftrag des
Bundes) bei ihm einkauft. Der Bund bleibt aber zu 100 Prozent Eigner

77 Vgl. Historisches Lexikon: <http://www.hls-dhs-dss.ch/textes/d/D7961.php>.
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der SBB, weshalb die eingangs beschriebene Doppelrolle entstand. Wir
gehen nun auf die Eigner- und Bestellerfunktion des Bundes naher ein
und schildern die aus der Literatur und dem Corporate-Governance-
Bericht des Bundes abzuleitenden Aufgaben von Eigner und Besteller.”®

Die Rolle des Bundes als Eigner der SBB

Der Bund als Eigner der SBB hat folgende Funktion wahrzunehmen: Ei-
nerseits hat er sicherzustellen, dass die Leistungsfahigkeit des Unter-
nehmens SBB langfristig erhalten bleibt. Andererseits obliegt es ihm, da-
fur zu sorgen, dass die Flihrung des Unternehmens nach anerkannten
Grundsatzen erfolgt. Schliesslich hat der Eigener sicherzustellen, dass
die oOffentliche Hand angemessen entschadigt wird beziehungsweise,
dass eine ausreichende Defizitdeckung besteht.”

Im Fall der SBB hat der Bund die Funktion des Eigners an das General-
sekretariat des Departements fir Umwelt, Verkehr, Energie und Kom-
munikation (GS UVEK) und die Eidgendssische Finanzverwaltung (EFV)
delegiert. Er folgt damit dem dualen Modell, wie es im Corporate-
Governance-Bericht des Bundesrats skizziert wird.

Die Vorgaben des Bundes als Eigner an die SBB werden in Form der
strategischen Ziele fiur die SBB festgehalten. Diese werden gemass Arti-
kel 8 des Bundesgesetzes Uber die Schweizerischen Bundesbahnen
(SBBG) jeweils fur vier Jahre verfasst. Gemass dem Corporate-
Governance-Bericht sollten diese Ziele einerseits die betriebliche Ent-
wicklung der SBB durch unternehmensbezogene Vorgaben und ande-
rerseits die delegierten Aufgaben durch aufgabenseitige Vorgaben zum

78 Vgl. Schedler, Kuno; Gulde, Alexander; Suter, Simone (2007): Corporate Governance o6ffentlicher
Unternehmer, Ausgewahlte Fragen zur Flhrung staatlicher Beteiligungen; Lienhard, Andreas
(2009): Grundlagen der Public Corporate Governance, in: Schweizerische Vereinigung fir Verwal-
tungsorganisationsrecht SVVOR (Hrsg.), Verwaltungsorganisationsrecht — Staatshaftungsrecht —
offentliches Dienstrecht, Jahrbuch 2008, Bern, S. 43 ff.; Lienhard, Andreas; Wichtermann, Jirg
(2016): Public Corporate Governance, in: Bergmann, Andreas; Giauque, David; Kettiger, Daniel;
Nagel, Erik; Lienhard, Andreas; Ritz, Adrian; Steiner, Reto (Hrsg.), Praxishandbuch Public Ma-
nagement, Zirich 2016, S. 823 ff.

7 Vgl. Schedler, Kuno; Gulde, Alexander; Suter, Simone (2007): Corporate Governance offentlicher
Unternehmer, Ausgewahlte Fragen zur Fiihrung staatlicher Beteiligungen.



178

Gegenstand haben.® Heute setzen sie den SBB Geschéftsziele und in-
haltliche Schwerpunkte, finanzielle Ziele, personalpolitische Ziele sowie
Rahmenbedingungen zu Kooperationen und Beteiligungen.?!

Die Ziele haben sich im Lauf der Zeit inhaltlich und formal verandert. Bis
ins Jahr 2016 wurden die Ziele des Bundes nicht in einem eigenen Do-
kument festgehalten, sondern sie waren Bestandteil der Leistungsver-
einbarung zwischen dem BAV und den SBB. Die inhaltliche Breite und
Tiefe der Ziele variierte Uber die Jahre. Heute sind die Ziele weniger um-
fassend und weniger detailliert als in friheren Versionen.

Der Bund als Besteller der SBB

Der Staat als Gewabhrleister staatlicher Aufgaben tragt im Falle einer
Auslagerung von Aufgaben die Verantwortung daflr, dass die delegier-
ten Aufgaben entsprechend den vorgegebenen Anforderungen erfiillt
werden. Die Aufgabenerfillung hat den Ansprichen der Effizienz und
Effektivitdt sowie der Legalitat und Legitimitat zu entsprechen. Aufgabe
des Bundes ist es, dies sicherzustellen.®

Im Fall der SBB besteht die Rolle des Bundes im Sinne des Gewahrleis-
tungsstaats darin, Infrastrukturleistungen mittels Leistungsvereinbarung
zu bestellen. Diese Aufgabe obliegt dem BAV. Entsprechend dem Artikel
51 EBG schliesst das BAV mit den SBB fur jeweils vier Jahre Leistungs-
vereinbarungen ab. In diesen werden die in der Sparte Infrastruktur zu
erbringenden Leistungen und die daflir vorgesehenen Abgeltungen und
Darlehen im Voraus festgelegt.®

80 \Vgl. Bericht des Bundesrats zur Auslagerung und Steuerung von Bundesaufgaben vom 13. Sep-
tember 2006 (Corporate-Governance-Bericht); Erlauternder Bericht der Eidgendssischen Finanz-
verwaltung zum Corporate-Governance-Bericht des Bundesrats vom 13. September 2006.

81 vgl. <https://www.uvek.admin.ch/uvek/de/home/uvek/bundesnahe-betriebe/sbb/strategische-
ziele.html>, Zugriff am 7.7.2017.

82 \gl. Schedler, Kuno; Gulde, Alexander; Suter, Simone (2007): Corporate Governance offentlicher
Unternehmer, Ausgewéhlte Fragen zur Fiihrung staatlicher Beteiligungen.

83 Vgl. Eisenbahngesetz (EBG) vom 20. Dezember 1957 (742.101, Stand vom 1. Juli 2016). Auch die
Bestellung von Ausbauten im Eisenbahnnetz werden zwischen dem BAV und den ISB abgeschlos-
sen, stellen aber nicht Gegenstand der vorliegenden Evaluation dar. Weiter hat der Bund neben
den beschriebenen weiteren Rollen gegeniiber den SBB. Beispiele hierfiir sind die Rolle des Ge-
setzgebers, des Finanzierers und des Regulators. Diese sind hier aber nicht zentral. Vgl. Sum-
mermatter, Lukas (2012). Die politische Steuerung der SBB, Bahn Know-how 2012.
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Mdgliche Konflikte zwischen Eigner- und Bestellerrolle
Wenn der Staat gleichzeitig als Eigner und Besteller auftritt, kdnnen sich
daraus verschiedene Koharenzprobleme ergeben:

- Kohéarenzproblem 1 Konflikt zwischen Eigner- und Bestellerzielen:
Wahrend wie bereits ausgeflihrt die Eignerziele den Fortbestand,
den Ertrag und die Funktionsfahigkeit des Unternehmens sicherstel-
len sollen, sind die Ziele der Leistungsvereinbarung auf eine effizien-
te und effektive Erflllung des Schienenunterhalts ausgerichtet. Im
Konflikt zwischen diesen Zielen liegt das erste potenzielle Problem:
Als Eigner kann der Bund eine mdglichst grosse finanzielle Unter-
stutzung seines Betriebs anstreben, wahrend er als Besteller gehal-
ten ist, die Ausgaben moglichst klein zu halten. Das Koharenzprob-
lem stellt sich ex ante, also vor dem Inkrafttreten der jeweiligen Ver-
einbarungen. Hinzuweisen ist in diesem Zusammenhang auf die
zeitliche Inkoharenz von Leistungsvereinbarung SBB (gegenwartig
2016-2020) und der Einerstrategie (gegenwartig 2015-2018).

- Kohéarenzproblem 2 Ubersteuerung des Bestellers durch den Eigner:
Das zweite potenzielle Problem liegt in der Ubersteuerung der Ver-
antwortlichen des BAV bei der Umsetzung der Leistungsvereinba-
rung. Dieses Problem stellt sich ex post, also nach Vertragsab-
schluss und kann darin bestehen, dass der Eigner bei Konflikten den
Besteller Ubersteuert. Im Fall der SBB ist dies mdglich, weil die De-
partementsleitung des UVEK in Streitfallen zwischen Besteller und
Ersteller schlichten muss und ihr GS die Eignerrolle Ubernimmt.84
Zwar kann gegen die Verfugung des UVEK Beschwerde beim Bun-
desverwaltungsgericht erhoben werden. Allerdings steht diese Még-
lichkeit nur den SBB offen; eine Beschwerde des BAV gegen Ent-
scheide des UVEK ist nicht mdglich.

- Kohéarenzproblem 3 Ubersteuerung des Bestellers durch das Parla-
ment: Dieses Problem kann durch erfolgreiches Lobbyieren der SBB
beim Parlament entstehen und stellt sich wie das Koharenzproblem

8% Vgl: Eisenbahngesetz (EBG) Artikel 51a Streitigkeiten Uber Leistungsvereinbarungen: ,1 Kénnen
sich das BAV und die Eisenbahnunternehmen nicht auf den Abschluss oder die Anwendung einer
Leistungsvereinbarung einigen, so entscheidet das UVEK. 2 Gegen die Verfugung des UVEK kann
nach den allgemeinen Bestimmungen uber die Bundesrechtspflege Beschwerde gefiihrt werden.”
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2 ebenfalls ex post. Auch bei der Verabschiedung eines vierjahrigen
Zahlungsrahmen ist es denkbar, dass infolge Lobbying im Parlament
Uber das jahrliche Budget Einfluss auf die Budgets der Leistungs-
vereinbarungen genommen wird: Das Parlament kann dazu entwe-
der im ordentlichen Budgetprozess Veranderungen vornehmen®
oder es kann Anderungen mit Auftrdgen beschliessen (letzteres ist
unabhangig von den Leistungsvereinbarung aber offenbar selten der
Fall).8¢

In der Darstellung D 7.1 sind die drei Probleme schematisch festgehal-
ten. Die Nummern geben an, zwischen welchen Organen des Bundes
die drei Probleme entstehen.

D 7.1: Ubersicht iiber die Besteller- und Eignerrolle des Bundes

Bund Kohérenzprobleme

Parlament
Finanzierer 9

N Verwdtungsrat,
e || Boerade | aturos
Egner T UVEK =AY Ersteller
GS

BAV Leistungsvereinbarung ‘
Besteller Direktion Uiber Betrieb und Personen-
Abteilung Unterht dor | LSBBInral] | | OO
Finanzen Bahninfrastruktur
T Cag

Quelle: Darstellung Interface.

Legende: Die Nummern geben an, zwischen welchen Organen des Bundes die drei Probleme entstehen; EFV: Eidgendssi-
sche Finanzverwaltung; GS: Generalsekretariat; UVEK: Eidgendssisches Departement fir Umwelt, Verkehr, Energie und
Kommunikation.

8 Der Zahlungsrahmen stellt geméass Finanzhaushaltgesetz (FHG) keine Kreditbewilligung dar (Art.
20, Abs. 3 FHG) und kann daher vom Parlament angepasst werden. Der Zahlungsrahmen ist viel-
mehr ein Planungsinstrument, das einen fiir mehrere Jahre festgesetzten Hochstbetrag festlegt
und damit Planungssicherheit schaffen soll.

86 Vgl. Artikel 25 des Bundesgesetzes Uiber die Bundesversammlung (ParlG).
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Im Folgenden gehen wir auf die drei Probleme und ihre Bedeutung im
Kontext der Leistungsvereinbarung néher ein.

7.2 Analyse Kohéarenzproblem 1: Konflikte zwischen Eig-
ner- und Bestellerzielen

In der Literatur zu ,Corporate Public Governance® lassen sich verschie-
dene Massnahmen finden, mit deren Hilfe die Konflikte zwischen Eigner
und Besteller vermieden werden kénnen.®” Vier dieser Massnahmen
scheinen uns im vorliegenden Fall relevant.

Massnahmen zur Vermeidung oder Bewaltigung von Zielkonflikten
Massnahme 1 (M1) besteht in einer Formalisierung der Zielvorgaben und
I&sst sich aus den Leitsatzen 16 und 17 des Corporate-Governance-
Berichts des Bundes ableiten. Dieser halt fest, dass bei der Formulierung
der Zielvorgabe darauf zu achten ist, dass a) die strategische Ziele des
Eigners explizit formuliert werden, b) der finanzielle Rahmen fiir die Be-
stellung der Leistungen durch das Parlament verabschiedet wird und
c) damit sichergestellt wird, dass der Bundesrat bei der Verfolgung der
Eignerziele den Beschluss des Parlamentes bericksichtigt.

Der Massnahme liegt die Uberlegung zugrunde, dass der Bund die aus-
gelagerten Unternehmen allein durch die Gesetzestexte nicht hinrei-
chend zu steuern vermag. Er bendtigt erganzend ,[...] ein Instrument,
das im mittelfristigen Zeithorizont seine gezielte, auf die Verwirklichung
der Ubergeordneten Interessen ausgerichtete Einflussnahme auf die ver-
selbsténdigte Einheit und auf dessen Aufgabenerfiillung ermdglicht.
Der 17. Leitsatz halt erganzend fest, dass bei namhafter Abhangigkeit
der verselbstandigten Einheiten von finanzieller Unterstlitzung des Bun-
des, das Parlament die entsprechenden Finanzierungsbeschlisse und
die Verwendung dieser Mittel regeln kann.

Massnahme 2 (M2) sieht eine Trennung der personellen Verantwortung
bei Besteller und Ersteller vor. Dies entspricht dem neunten Leitsatz des

87 Vgl. Steiner, Reto; Finger, Matthias; Huber, Etienne; Reist, Pascal (2012): Praxis des Bundes bei
der Steuerung von Post, SBB und Swisscom, KPM-Schriftenreihe Nr. 46, Bern.

88 \gl. Bericht des Bundesrates zur Auslagerung und Steuerung von Bundesaufgaben vom 13. Sep-
tember 2006 (Corporate-Governance-Bericht) S. 8276.
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Corporate-Governance-Berichts des Bundes, wonach der Bund nur dort
mit instruierbaren Vertreterinnen und Vertretern in die Verwaltungsrate
der ausgegliederten Unternehmen Einsitz nehmen soll, wo sich die Inte-
ressen des Bundes ohne eine solche Vertretung nicht ausreichend
wahrnehmen lassen.?°

Die Massnahme 3 (M3) verlangt eine institutionelle Trennung der Ver-
antwortlichkeit fur die Eigner- und die Bestellerfunktion. Damit soll dem
Umstand Rechnung getragen werden, dass der Eigner an einer mdg-
lichst grossen Bestellung von Leistungen beim eignen Unternehmen im
Sinne von dessen Foérderung interessiert ist, wahrend der Besteller der
Leistung am wirtschaftlich besten Angebot interessiert ist.%

Die Massnahme 4 (M4) verlangt eine formale Trennung der Ziele des
Eigners und des Bestellers in zwei separate Instrumente. Dies erlaubt
eine klare Trennung der beiden Rollen des Bundes und verhindert eine
Vermischung ihrer jeweiligen Ziele.®'

Umsetzung der Massnahmen zur Vermeidung von Zielkonflikten

Wie werden die vier beschriebenen Massnahmen in der Praxis umge-
setzt? Die Analyse von Dokumenten und die Auswertung der Ergebnisse
der Interviews fiihren uns zu folgenden Ergebnissen:

Massnahme 1 (Formalisierung der Zielvorgaben) ist umgesetzt: Der
Bundesrat legt basierend auf Artikel 8 Absatz 1 des SBB-Gesetzes je-
weils flr vier Jahre strategische Ziele fest, die er als Eigner der SBB er-
reichen will.%2 Gemass Aussagen der interviewten Eignervertretenden
werden diese vom GS UVEK und der EFV im Entwurf erarbeitet und im
Anschluss mit den SBB diskutiert. Die jahrlichen Entnahmen aus dem
Bahninfrastrukturfonds fir Betrieb und Substanzerhalt unterliegen ge-

8 Vgl. Bericht des Bundesrates zur Auslagerung und Steuerung von Bundesaufgaben vom 13. Sep-
tember 2006 (Corporate-Governance-Bericht).

9 Vgl. Bericht des Bundesrates zur Auslagerung und Steuerung von Bundesaufgaben vom 13. Sep-
tember 2006 (Corporate-Governance-Bericht).

81 Vgl. Steiner, Reto; Finger, Matthias; Huber, Etienne; Reist, Pascal (2012): Praxis des Bundes bei
der Steuerung von Post, SBB und Swisscom, KPM-Schriftenreihe Nr. 46, Bern. S. 11-12.

92 Vgl. Bundesgesetz vom 20. Marz 1998 uber die Schweizerischen Bundesbahnen (SBBG, 742.31,
Stand vom 1. Januar 2016).
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mass Artikel 4 Absatz 1 des Bahninfrastrukturfondsgesetzes (BIPG) ei-
nem einfachen Bundesbeschluss der Bundesversammlung. Der vierjah-
rige Zahlungsrahmen dieser Entnahmen wird gemass Artikel 5 Absatz 1
dieses Gesetzes von der Bundesversammlung beschlossen.®® Der Inhalt
der strategischen Ziele wird bisweilen dahingehend kritisiert, dass nur
wenige davon tatsachlich strategischen Charakter aufweisen wiirden.®*
Da wir uns in dieser Untersuchung bei M1 primar auf den formalen As-
pekt konzentrieren und keine materielle Beurteilung der Eignerziele vor-
nehmen, kann die Massnahme M1 aber als umgesetzt betrachtet wer-
den.

Auch Massnahme 2 (Trennung der personellen Verantwortung) ist um-
gesetzt. Der Bund ist weder durch eine von ihm angestellte Person im
Verwaltungsrat der SBB vertreten noch entsendet er ein Verwaltungs-
ratsmitglied mit Instruktion. Der Bund folgt damit dem Corporate-
Governance-Bericht, der festhalt, dass eine instruierbare Bundesvertre-
tung im Verwaltungsrat einer spezialrechtlichen Aktiengesellschaften na-
heliegend ware, jedoch bei der SBB tendenziell eher nicht in Betracht
kommt, weil dem Verwaltungsrat der SBB strategische Ziele rechtlich
verbindlich vorgegeben werden kénnen.® Die Auswertungen der Inter-
views mit Vertretenden des Eigners ergaben, dass der Bund nur noch in
den wenigsten Fallen eine Vertretung in den Verwaltungsraten der aus-
gegliederten Unternehmen stellt, so auch nicht bei der SBB.

Die Massnahme 3 (Trennung der verantwortlichen Institutionen zur Ver-
meidung von Zielkonflikten) ist an sich umgesetzt. Das heutige System
entspricht dem dualen Modell, wonach die Eignerfunktion von zwei un-
terschiedlichen Bundesstellen wahrgenommen wird.*® Die Eignerrolle
wird vom GS UVEK und von der EFV wahrgenommen, wobei dem GS

% Vgl. Bundesgesetz vom 21. Juni 2013 Uber den Fonds zur Finanzierung der Eisenbahninfrastruktur
(Bahninfrastrukturfondsgesetz [BIFG]) (742.140, Stand vom 1. Januar 2016).

9 Vgl. Steiner, Reto; Finger, Matthias; Huber, Etienne; Reist, Pascal (2012): Praxis des Bundes bei
der Steuerung von Post, SBB und Swisscom, KPM-Schriftenreihe Nr. 46, Bern. S. 16.

% Vgl. Bericht des Bundesrats zur Auslagerung und Steuerung von Bundesaufgaben vom 13. Sep-
tember 2006 (Corporate-Governance-Bericht).

% Vgl. Bericht des Bundesrats zur Auslagerung und Steuerung von Bundesaufgaben vom 13. Sep-
tember 2006 (Corporate-Governance-Bericht).
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UVEK die Fuhrung bei inhaltlichen und der EFV bei finanziellen Fragen
zukommt. In den Interviews wurden dennoch zwei praktische Aspekte im
Kontext von M3 kritisch kommentiert:

Es kann innerhalb der EFV zu Zielkonflikten kommen bei der Formu-
lierung des Budgetrahmens firr die Bestellung des Infrastrukturun-
terhalts, der dem BIF entnommen werden soll. Die EFV hat dabei
einerseits Eignerverantwortung wahrzunehmen und andererseits
aber auch ihrer Budgetverantwortung fir den Bund als Ganzes
nachzukommen. Bei der Vereinbarung der letzten Leistungsverein-
barung wurde von verschiedenen Interviewpartnern/-innen berichtet,
dass die EFV in diesem Prozess zugunsten der Eignerperspektive
interveniert habe. Die Befragten sind sich aber einig, dass vor der
Schaffung des BIF der Zielkonflikt ausgepragter war als heute.
Grund dafilir ist der Umstand, dass heute im BIF die Infrastrukturbei-
trage flr die einzelnen ISB nicht mehr getrennt aufgefiihrt werden,
es somit viel schwerer ist, bei der Festlegung des Rahmenkredites
gezielt die SBB zu beglinstigen.

Innerhalb des UVEK ist die Massnahme M3 formal vollzogen. Das
BAV als Besteller ist dem GS UVEK als Eigner hierarchische nicht
unterstellt. Ferner nimmt das BAV als Besteller seit kurzem nicht
mehr an den Eignergesprachen teil. Trotzdem geben einige Inter-
viewpartner/-innen zu bedenken, dass Eigner und Besteller im glei-
chen Departement angesiedelt sind, was eine klare Trennung der
Eigner- und Bestellerzielen tangieren kénnte (auf eine mogliche
Ubersteuerung des Bestellers in der Praxis gehen wir weiter unten
ein).

Die Massnahme 4 (Formale Trennung der Ziele des Eigners und des
Bestellers) ist umgesetzt, allerdings erst seit der laufenden Leistungs-
vereinbarung 2017 bis 2020 infolge der Finanzierung und Ausbau der
Bahninfrastruktur (FABI). Durch diese wurden verschiedene gesetzliche
Grundlagen angepasst, darunter auch das Bundesgesetz Uber die
Schweizerischen Bundesbahnen. Die Botschaft zum Bundesbeschluss
Uber FABI halt Folgendes fest:
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.Die bisherigen Artikel 7a (Strategische Ziele) und 8 (ohne Sachiiber-
schrift) bildeten bisher den 3. Abschnitt des SBBG (Leistungsvereinba-
rung und Zahlungsrahmen). Das Verhéaltnis zwischen beiden Instrumen-
ten (strategische Ziele und Leistungsvereinbarung) vermochte nie restlos
zu befriedigen, fanden sich doch auch in der Leistungsvereinbarung we-
sentliche Vorgaben mit Zielcharakter. Neu soll die Leistungsvereinba-
rung klar auf die Bestellung der Infrastrukturleistungen durch den Bund
fokussiert werden. Sie regelt, welche Mittel den einzelnen Eisenbahnun-
ternehmen aus den vierjahrigen Zahlungsrahmen fiir Betrieb und Sub-
stanzerhalt zufliessen sollen [...] Dies fuhrt auch zu einer Aufwertung der
strategischen Ziele. Diese unterscheiden sich neu inhaltlich und vom
Zweck her klar und eindeutig von der Leistungsvereinbarung. Sie regeln
das Verhaltnis zwischen dem Bund als Eigner und den SBB. Aus Eig-
nersicht wird festgelegt, welche strategischen Ziele (Geschéftszie-
le/Strategische Schwerpunkte, finanzielle Ziele, personelle Ziele, Koope-
rationen und Beteiligungen) die SBB erreichen sollen. Inhaltlich lehnt
sich die Formulierung an diejenige fiir die Post und flr die Swisscom an

[...]¢"

In den Interviews waren sich die meisten Befragten einig, dass die Tren-
nung der Leistungsvereinbarung und der strategischen Ziele ein sinnvol-
ler Schritt war, der zu mehr Klarheit bei der Zustandigkeit von Besteller
und Ersteller geflhrt habe. Die Leistungsvereinbarung habe durch diese
Massnahme den klaren Fokus der Leistungsbestellung erhalten und an
Koharenz gewonnen. Insgesamt hatten sich die Zielkonflikte durch die-
sen Schritt verringert.

Hinterfragt wird die Trennung von Eigner- und Bestellerzielen nur in eini-
gen Interviews der Vertretenden von SBB und Eigner: Ihnen zufolge sei
es den Verantwortlichen des BAV nicht immer prasent, dass die SBB
neben den Zielen der Leistungsvereinbarung auch noch Zielvorgaben
des Eigners zu erfiillen haben. Es wirden keine oder zu wenig Anstren-

97 Vgl. Botschaft vom 18. Januar 2012 zur Volksinitiative ,Fir den &ffentlichen Verkehr und zum di-
rekten Gegenentwurf (Bundesbeschluss Uber die Finanzierung und den Ausbau der Eisenbahninf-
rastruktur [FABI]) (Stand vom 18. Januar 2016).



186

gungen unternommen, Konflikte zwischen den Zielen der Leistungsver-
einbarung und den strategischen Zielen zu I6sen.

7.3 Analyse Kohirenzproblem 2: Ubersteuerung des Be-
stellers durch den Eigner

Wie bei der Diskussion des Koharenzproblems 1 stellen wir zunachst
theoretische Massnahmen zu dessen Vermeidung® vor und gehen an-
schliessend auf deren Umsetzung in der Praxis ein.

Massnahmen zur Vermeidung von Ubersteuerungen des Bestellers
durch den Eigner

Massnahme 5 (M5) verlangt eine Trennung der Instrumente zur Uberwa-
chung der Eigner- und Bestellerziele. Konkret bedeutet dies, dass der
Austausch der SBB mit Eigner und Besteller ohne Beisein der jeweils
anderen Partei stattfinden soll. Damit soll die Méglichkeit einer Uber-
steuerung vermieden werden.

Massnahme 6 (M6) verlangt den Verzicht des Eigners auf jegliche Ein-
flussnahme ins Tagesgeschaft des Erstellers. Dadurch kann die Gefahr
einer Ubersteuerung des Bestellers durch den Eigner vermindert wer-
den.

Massnahme 7 (M7) verlangt eine Priorisierung der aufgaben- und unter-
nehmensbezogenen Ziele (also Eigner- und Bestellerziele sollen gegen-
einander abgewogen werden). Das Fehlen einer klaren Priorisierung der
Ziele von Eigner und Besteller lasst offen, welchen Zielen der Vorrang
gegeben wird. Dies ist insbesondere deshalb kritisch, weil alle Akteure
ihre eigenen und folglich auch voneinander abweichenden Vorstellungen
zur Reihenfolge der Ziele entwickeln kdnnen. Mitunter im Fall politischen
Drucks besteht darin die Gefahr einer Ubersteuerung.

% Vgl. Steiner, Reto; Finger, Matthias; Huber, Etienne; Reist, Pascal (2012): Praxis des Bundes bei
der Steuerung von Post, SBB und Swisscom, KPM-Schriftenreihe Nr. 46, Bern.
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Umsetzung der Massnahmen zur Vermeidung einer Ubersteuerung des
Bestellers durch den Eigner

Die Massnahme 5 (Trennung der Instrumente zur Uberwachung) ist um-
gesetzt. Die Gesprache des Eigners und des Bestellers mit den SBB
werden heute getrennt geflihrt. Gemass Artikel 8 Absatz 2 SBBG erstat-
tet der Verwaltungsrat der SBB dem Bundesrat jahrlich Bericht tber die
Erreichung der strategischen Ziele.*® Das Pendant ist Artikel 31 Absatz 2
der Verordnung Uber die Konzessionierung, Planung und Finanzierung
der Bahninfrastruktur, dem zufolge die ISB dem BAV periodisch Berichte
Uber die Umsetzung der Leistungsvereinbarung vorlegen.'® Gemass
den Aussagen der interviewten Personen finden Gesprache zwischen
dem Eigner und den SBB alle drei Monate statt. Zusatzlich wird jahrlich
eine Gesamtsitzung durchgefihrt. Zwischen BAV und SBB werden ver-
schiedene Formate von Gesprachen gefiihrt. Darunter sind die soge-
nannten Spitzengesprache, welche drei- bis viermal jahrlich stattfinden.
Daneben gibt es einen Lenkungsausschuss fir die Infrastruktur inner-
halb der SBB, welcher sich regelmassig mit dem BAV austauscht.

An den Gesprachen ist jeweils nur der Eigner beziehungsweise nur der
Besteller vertreten. Dies ist allerdings erst seit der laufenden Leistungs-
vereinbarung 2017-2020 der Fall. Vorher hat der Besteller, vertreten
durch den Direktor oder den Vizedirektor des BAV an den Eignergespra-
chen teilgenommen.'®" Abhangig davon, wie die Vertretenden des BAV
diese Rolle wahrnahmen, hatte der Besteller hierdurch bis vor kurzem
zumindest theoretisch die Moglichkeit einer Einflussnahme auf die Fest-
legung der strategischen Ziele sowie auf die Beurteilung der Zielerrei-
chung. Die Eigner- und Bestellerperspektive wurden dadurch vermischt.

In den Interviews begrissen die Eignervertretenden die neue Zusam-
mensetzung der Gesprachsrunde mit den SBB. Damit werde einem
Ubergewicht des BAV vorgebeugt. Interviewte des BAV weisen ihrerseits

9 Vgl. Bundesgesetz vom 20. Marz 1998 Uber die Schweizerischen Bundesbahnen (SBBG, Stand
vom 1. Januar 2016.

100 VVerordnung vom 14. Oktober 2015 (ber die Konzessionierung, Planung und Finanzierung der
Bahninfrastruktur (KPFV), Stand vom 1. Januar 2017.

101 Vgl. Steiner, Reto; Finger, Matthias; Huber, Etienne; Reist, Pascal (2012): Praxis des Bundes bei
der Steuerung von Post, SBB und Swisscom, KPM-Schriftenreihe Nr. 46, Bern.
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darauf hin, dass die Teilnahme von Personen des BAV an den Eigner-
gesprachen lediglich Informationszwecken gedient habe. Insgesamt sind
sich aber alle Interviewten einig, dass die heutige Regelung eine Ver-
besserung darstelle.

Massnahme 6 (Verzicht des Eigners auf Einflussnahme) ist nur teilweise
umgesetzt. Der Eigner verzichtet zwar auf Eingriffe in das Tagesgeschaft
der SBB, eine Ubersteuerung des BAV als Besteller ist jedoch aufgrund
des Artikels 51a EBG mdglich. Dieser sieht vor, dass im Falle der Unei-
nigkeit zwischen BAV und SBB hinsichtlich Abschluss und Anwendung
der Leistungsvereinbarung das UVEK entscheidet.'”? Im Gegensatz da-
zu fordert der Corporate-Governance-Bericht des Bundesrats folgendes:
»L...] die Abwagung der verschiedenen, beim Bund konzentrierten und
allenfalls in einem Spannungsverhaltnis stehenden Interessen sollen
grundsatzlich durch den Bundesrat vorgenommen werden. Aufgabe der
Verwaltung ist es, die nétigen Entscheidungsgrundlagen so vorzuberei-
ten, dass der Bundesrat bewusst Prioritaten bei der Ausitbung dieser
verschiedenen, bei ihm zusammenlaufenden Funktionen setzen
kann.“'% Die heutige Regelung steht im Widerspruch dazu und bietet
somit theoretisch eine Grundlage fiir eine Ubersteuerung des Bestellers
durch den Eigner.

Wie prasentiert sich die Situation in der Praxis? Ein Bericht hierzu stellt
fest, dass das 2012 giiltige Modell in Situationen mit hohem politischem
Druck an seine Grenzen stosst, weil die Steuerung mittels strategischer
Ziele nicht greifen wirde. Der Eigner sei in solchen Situationen oft nicht
in der Lage, sich auf seine Rolle zu beschranken, sondern erhéhe er den
Druck auf die Unternehmen oder interveniere mitunter auch direkt.'%
Entsprechende Kommentare wurden auch in den von uns geflihrten In-
terviews mit Vertretenden aller Akteurs-Gruppen formuliert. Seitens des
BAV wir die Vermutung geaussert, dass die SBB sich in schwierigen Si-

192 v/gl. Eisenbahngesetz (EBG) vom 20. Dezember 1957.Stand vom 1. Juli 2016.

103 \gl. Bericht des Bundesrats zur Auslagerung und Steuerung von Bundesaufgaben vom 13. Sep-
tember 2006 (Corporate-Governance-Bericht) S. 8294.

104 \gl. Steiner, Reto; Finger, Matthias; Huber, Etienne; Reist, Pascal (2012): Praxis des Bundes bei
der Steuerung von Post, SBB und Swisscom, KPM-Schriftenreihe Nr. 46, Bern.
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tuationen mit dem BAV an den Eigner wenden wirde. Eignervertretende
bestatigen, dass die SBB hierfir im Rahmen der regelmassigen Eigner-
gesprachen die Mdglichkeit hatten. Es besteht von Eignerseite allerdings
auch die Erwartung an BAV und SBB, dass sich diese Konflikte primar
im Rahmen der Verhandlungen I6sen wirden. Wenn dies nicht gelingt,
schaltet sich das GS UVEK als erste und die Departementsleitung als
zweite Eskalationsstufe ein. Der Entscheid obliegt schlussendlich der
Departementsleitung und sie muss diesen auch im Bundesrat vertreten.
In den Verhandlungen der laufenden Leistungsvereinbarung ist es zu ei-
nem solchen Entscheid von Bundesratin Leuthard gekommen. Die Vor-
stellungen von BAV und SBB zur Leistungsvereinbarung 2017 bis 2020
gingen auseinander. Nach ergebnislosen Verhandlungen zwischen den
beiden Seiten ist es zu einem externen Drittgutachten und zum Ent-
scheid von Bundesratin Leuthard gekommen. Insofern ist M6 heute nur
teilweise umgesetzt.

Die Massnahme 7 (Priorisierung der Ziele) ist nicht erfillt. Die Eigner-
und Bestellerziele weisen weder in der heutigen Situation, noch in der
vorhergehenden, in welcher sie in einem Dokument festgehalten waren,
eine Prioritatenordnung auf. Auch eine Gewichtung der Ziele fehlt.'®

74 Analyse Koharenzproblem 3: Ubersteuerung des Be-
stellers durch das Parlament

Aus einem Expertenbericht'% I3sst sich eine Massnahme zur Verhinde-
rung einer Ubersteuerung des Bestellers durch Lobbying im Parlament
ableiten. Massnahme 8 (M8) sieht vor, dass der Zahlungsrahmen durch
das Parlament nachtraglich nicht mehr veréndert werden sollte. Andern-
falls hat die SBB die Mdglichkeit, Anspriiche an eine Erhdhung des Zah-
lungsrahmens direkt an die Parlamentarier/-innen zu richten und dadurch
den Besteller zu Ubersteuern.

105 \/gl. Steiner, Reto; Finger, Matthias; Huber, Etienne; Reist, Pascal (2012): Praxis des Bundes bei
der Steuerung von Post, SBB und Swisscom, KPM-Schriftenreihe Nr. 46, Bern.

106 \/gl. Steiner, Reto; Finger, Matthias; Huber, Etienne; Reist, Pascal (2012): Praxis des Bundes bei
der Steuerung von Post, SBB und Swisscom, KPM-Schriftenreihe Nr. 46, Bern.
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Massnahme 8 (Nachtragliche Anpassung des Zahlungsrahmens) ist heu-
te formal nicht erflllt. Der Zahlungsrahmen soll an sich eine Planungssi-
cherheit gewahren, ist aber gemass Artikel 20 Absatz 3 Finanzhaus-
haltsgesetz kein Kreditbeschluss und kann daher im jahrlichen Budget-
prozess oder Uber einen Beschluss betreffend den Zahlungsrahmen ge-
mass Artikel 25 Parlamentsgesetz verandert werden.'”” Diese Situation
hat sich ab 2016 hinsichtlich der SBB insofern verandert, als dass die
SBB heute Uber keinen eigenen Zahlungsrahmen mehr verfliigen, son-
dern alle Zahlungen an die ISB in einem einzigen Zahlungsrahmen be-
schlossen werden. Folglich ist es schwierig flr das Parlament, den Zah-
lungsrahmen gezielt bezlglich einer einzigen ISB zu verandern.

Wie wird die Situation durch die Interviewten in der Praxis beurteilt?
Dass die SBB im Parlament fiir ihre Anliegen lobbyieren, wird von allen
Befragten auch von der SBB selbst bestatigt. 2011 kam es nicht zuletzt
darum zu einer Erhéhung des Zahlungsrahmens um 140 Millionen im
Vergleich zur Botschaft des Bundesrats. Vertretende der SBB geben
aber an, dass im Rahmen der Verhandlungen um die Leistungsvereinba-
rung 2017 bis 2020 die SBB kein aktives Lobbying im Parlament mehr
betrieben habe. Grund daflir waren die intensiven Verhandlungen zur
Leistungsvereinbarung, die trotz erheblicher Konflikte offenbar zu einem
fur beide Seiten befriedigenden Ergebnis gefihrt haben.

Welche Auswirkungen der gemeinsame Zahlungsrahmen fir alle ISB in
der Praxis hat, wird von den Interviewten unterschiedlich beurteilt: Wah-
rend verschiedene Befragte angeben, dass dadurch das gezielte Lob-
bying namentlich der SBB erschwert wird, geben sich andere Interviewte
kritischer. Sie glauben nach wie vor, dass es sich trotz des gemeinsa-
men Zahlungsrahmens lohne, Lobbying zu betreiben. Als Grund wird
angeflhrt, dass die fur die Vorgabe zustandige Stelle bei einer allfalligen
Erhéhung des Zahlungsrahmens die Dokumentation der Parlamentsde-
batte beiziehen muss und beim expliziten Wunsch des Parlaments zur
Forderung einer ISB diesen auch besonders beriicksichtigen musste.

107 Vgl. Bundesgesetz vom 13. Dezember 2002 (ber die Bundesversammlung (Parlamentsgesetz
[ParlG]) (Stand vom 13. Dezember 2002).
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7.5 Der Bund als Eigner bei den Privatbahnen

Wie in Abschnitt 4.3 beschrieben, verfligt der Bund nicht nur an den
SBB, sondern auch an vier Bahnen entweder direkt (BLS Netz AG, TPFI)
oder indirekt (Zentralbahn AG, Thurbo) Uber eine Mehrheitsbeteiligung.
An vielen weiteren Privatbahnen verfligt der Bund Uber eine Minder-
heitsbeteiligung (z.B. bei der RhB oder der SOB, um nur zwei der gross-
ten zu nennen). Obwohl die Rolle der Bundesbeteiligung bei der Umset-
zung der Leistungsvereinbarung bei Privatbahnen nicht im Zentrum der
vorliegenden Untersuchung stand, wurde dieser Aspekt in den Interviews
verschiedentlich thematisiert. Wir gehen daher in diesem Abschnitt der
Frage nach, in wie weit die Beteiligung des Bundes an Privatbahnen eine
Rolle bei der Umsetzung der Leistungsvereinbarung spielt.

Wahrnehmung der Eignerinteressen des Bundes bei den Privatbahnen
Bei den Privatbahnen tubernimmt das BAV neben der Bestellerrolle auch
vielfach eine Eignerrolle. Die Wahrnehmung der Eignerinteressen obliegt
der Abteilung Finanzierung des BAV. Das BAV nimmt allerdings nicht mit
eigenem Personal Einsitz in die Aufsichtsgremien der Privatbahnen.
Vielmehr entsendet es Vertrauenspersonen, wie einer internen Weisung
der Leitung des UVEK zu entnehmen ist:

,Mit Beschluss vom 27. November 2000 hat der Vorsteher des UVEK in
Absprache mit dem Eidg. Finanzdepartement festgelegt, in konzessio-
nierten Transportunternehmungen, wo der Bund mehr als ein Drittel des
Aktienkapitals besitzt oder wo sein prozentualer Kapitalanteil [...] mehr
als 100 Mio. CHF ausmacht, eine Vertrauensperson des Bundes in den
Veraltungsrat [...] durch die Generalsversammlung wéahlen zu lassen.
Dieser Vertrauensperson kommt neben ihren Aufgaben als ordentlicher
Veraltungsrat eine Rolle als Schaltstelle zwischen Bund als Anteilseigner
und Unternehmung zu. [...] Aufgrund dieses Mandates kann der Bund
seine Interessen als Anteilseigner in den Verwaltungsrat der Transport-
unternehmung XXX einfliessen lassen. Dem Bund steht gegeniiber dem
Mandatar kein Weisungsrecht zu.“ (Seite 1).

Die Vertrauenspersonen mussen gemass einem internen Papier des
BAV bestimmte Eigenschaften erfiillen. Die Bundesvertretenden werden
demnach gemass dem Anforderungsprofil der einzelnen Unternehmung
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ausgesucht und missen mindestens Kompetenzen in drei der funf fol-
genden Bereiche aufweisen: 1) Finanzwesen; 2) Recht; 3) Betriebswirt-
schaft; 4) Technik sowie 5) Kommunikation/Tourismus. Uberdies miissen
die Bundesvertretenden neben weiteren Anforderungen Uber Branchen-
kenntnisse verfiigen.%®

Die vom Bund vorgeschlagenen Vertreterinnen und Vertreter werden
durch die jeweiligen Generalversammlungen der Bahnunternehmen in
den Verwaltungsrat gewahlt. Sobald diese erfolgt ist, schliesst das BAV
mit ihren Vertrauenspersonen einen Mandatsvertrag ab. Zwischen allen
mandatierten Personen und dem BAV findet mindestens einmal jahrlich
ein gemeinsames Treffen statt. Ebenfalls einmal pro Jahr werden bilate-
rale Gesprache zwischen dem BAV und den einzelnen mandatierten
Personen geflihrt. Das BAV informiert die Mandatierten Uber die ver-
kehrspolitischen und strategischen Ziele des Bundes sowie Gber beson-
dere Erkenntnisse und Vorkommnisse bei der jeweiligen 1SB."° Umge-
kehrt berichten die Mandatieren Uber ihre Tatigkeiten bei den ISB.

Bedeutung der Eigneranteile des Bundes bei der Umsetzung der Leis-
tungsvereinbarung bei den Privatbahnen

Welche Rolle spielen die diversen Bundesbeteiligungen bei den Privat-
bahnen im Rahmen der Umsetzung der Leistungsvereinbarung? Die In-
terviewten beim BAV sind sich einig, dass den Bundesbeteiligungen bei
den Privatbahnen keine Bedeutung bei der Umsetzung der Leistungs-
vereinbarung zukommt. Daflir werden zwei Griinde angeflhrt: Erstens
ware eine Intervention Uber die Eignerstruktur sehr umstandlich und
kénnte nur mit zeitlicher Verzégerung greifen. Daher sei es fir das BAV
viel einfacher, ihre Anliegen Uber die periodisch stattfindenden operati-
ven Treffen mit den Infrastrukturverantwortlichen der ISB einzubringen.
Sollte das BAV dennoch uber die Eignerstruktur Einfluss nehmen wollen,
wirde dies nach Meinung der Befragten zu grossen politischen Span-
nungen flhren. Ziel des BAV sei es daher, Uber ihre Eignervertretende

108 \/gl. Eidgendssisches Departement fiir Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation (UVEK) und
Bundesamt fir Verkehr (BAV): Anforderungsprofil fir den Bundesvertreter im BR in einem konzes-
sionierten Transportunternehmen. (unveroffentlicht).

109 \/gl. Bundesamt fir Verkehr (BAV): Mandatsvertrag fiir eine Vertrauensperson des Bundes im
Verwaltungsrat konzessionierter Transportunternehmungen. (unverdéffentlicht).
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die Eigenstandigkeit der ISB zu unterstlitzen und nicht operativ in die
Geschafte der ISB einzugreifen.

Der umgekehrte Fall, also die Einflussnahme der Bahnen Gber das BAV
als Eigner auf die Leistungsvereinbarungen komme nur in Einzelfallen
vor und sei durch die Einfliihrung des BIF erschwert worden.

Die Vertretenden des BAV raumen allerdings ein, in einer Sache eine
gewissen Druck auf die ISB auszuliben: Es ist das Ziel des BAV, dass
sich die ISB als Holdings konstituieren und die Infrastruktur als eigenes
(Teil-) Unternehmen unter dem Dach der Holding ausgliedern. Diesen
Druck nehmen die Vertretenden der ISB sehr wohl wahr, wie sie in den
Interviews betonten. Bei der Beurteilung der Bestrebungen des BAV sind
die interviewten Vertretenden der ISB sehr unterschiedlicher Meinung:
Von einigen Vertretenden der ISB wird dieser Trend zur Schaffung ei-
genstandiger Unternehmen zum Unterhalt der Bahninfrastruktur explizit
begrisst. Damit wiirde die Transparenz steigen und eine klare Aufga-
benteilung geschaffen. Andere Unternehmen lehnen die Auslagerung
der Infrastruktur und deren Unterhalt in ein eigenes Unternehmen ab.
Dies wirde die Finanzierungsméglichkeit der Privatbahnen auf dem Ka-
pitalmarkt schmalern und den internen Austausch im Unternehmen er-
schweren.

Insgesamt kommen wir aufgrund unserer kurzen Auswertung zum
Schluss, dass die Eignerrolle des Bundes an den Privatbahnen im Kon-
text der Leistungsvereinbarungen einen geringen Stellenwert hat. Um
Uber den Verwaltungsrat eines Unternehmens zu intervenieren, dirfte
die Steuerung zu trdge sein. Umgekehrt ist es fir die Privatbahnen
ebenso umstandlich, tber die Eignervertretung auf die Verantwortlichen
fur die Leistungsvereinbarung im BAV Einfluss zu nehmen.

Was die Auslagerung der Infrastruktur in eine eigene Unternehmung un-
ter dem Dach einer Bahnholding angeht, so hat diese Struktur theore-
tisch betrachtet einige Vorteile: Die Besteller-Eigner-Problematik wird
entscharft, weil der Bund sich aus dem Transportgeschaft als Eigner zu-
ruckziehen kann. Ebenso erleichtert die Schaffung einer eigenen Unter-
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nehmung fir die Infrastruktur die finanziellen Aspekte des Infrastruktu-
runterhaltes klar von jenen des Transportgeschaftes zu trennen.
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ANHANG

A1 BETRAGE DER LEISTUNGSVEREINBARUNGEN

DA 1:1SB mit welchen das BAV in der Periode 2017 bis 2020
eine Leistungsvereinbarung abgeschlossen hat und die
den ISB jeweils zugeteilten Beitrage

Infrastrukturbetreiberinnen

Beitrage (in Millionen Fran-

ken)
Betriebs- | Investi-
Abkurzung | voller Name abgel- tionsbei- | Total
tung trag
Schweizerische Bundes- ) , ,
SBB bahnen AG 1'702.0 5930.0 |7'640.0
BLSN BLS Netz AG 349.0 801.0 1'150.0
RhB Rhatische Bahn (RhB) AG | 110.3 750.0 860.3
Matterhorn Gotthard Infra-
MGI struktur AG 50.1 315.3 365.4
Schweizerische Sudost-
SOB bahn AG 60.0 205.0 265.0
Regionalverkehr Bern-
RBS Soiothurn AG 25.0 205.0 230.0
ZB Zentralbahn AG 36.6 180.0 216.6
Transports publics fribour-
TPFI geois Infrastructure (TPF | 33.0 170.0 203.0
INFRA) SA
MOB/ Compagnie du Chemin de
MVR fer Montreux Oberland 414 145.0 186.4
bernois SA
Deutsche Eisenbahn-
Infrastruktur in der
DICH Schweiz, betrieben durch 117.0 0.0 117.0
die Deutsche Bahn
Asm Aare Seeland mobil AG 42.0 65.0 107.0




196

Infrastrukturbetreiberinnen

Beitrage (in Millionen Fran-
ken)

Betriebs- | Investi-
Abkurzung | voller Name abgel- tionsbei- | Total
tung trag

BLT EIE%T Baselland Transport 6.0 94.0 100.0

HBS Hafenbahn Schweiz AG 45.8 49.8 95.6
Compagnie du chemin de

LEB fer Lausanne-Echallens- 8.0 85.0 93.0
Bercher SA
Transports Vallée-de-Jox -

TRAVYS | Yverdon-les-Bains - 15.9 77.0 92.9
Sainte-Croix SA
TMR Transports de Marti-

TMR gny et Régions SA 14.7 71.0 85.7
Transports Publics du

TPC Chablais SA 6.7 75.0 81.7

AB Appenzeller Bahnen AG 204 60.0 80.4

BOB E%rner Oberland-Bahnen 18.2 400 58.2
Compagnie des Chemins

cJ de fer du Jura (CJ) SA 229 32.0 54.9
Transports de la région

MBC Morges-Biére-Cossonay 55 40.0 455
SA

TRN TransN S.A. 8.2 34.0 42.2

wB Waldenburgerbahn AG 6.5 34.3 40.8
Transports Montreux-

NStCM Vevey-Riviera-SA 5.0 35.0 40.0
Sihltal Zurich Uetliberg

SzU Bahn AG 4.0 35.0 39.0
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Infrastrukturbetreiberinnen

Beitrage (in Millionen Fran-

ken)
Betriebs- | Investi-
Abklrzung | voller Name abgel- tionsbei- | Total
tung trag
Wynental- und Surental-
WSB bahn AG 11.3 26.6 37.9
BDWM BDWM Transport AG 9.1 26.0 35.1
STB Senetalbahn AG 3.1 30.0 33.1
WAB Wegneralpbahn AG 10.5 20.6 31.1
Thurbo Thurbo AG 4.0 25.0 29.0
Societa per le Ferrovie Au-
FART tolinee Regionali Ticinesi | 8.2 17.1 25.3
(FART) SA
FB Forchbahn AG 3.0 18.0 21.0
FW Frauenfeld-Will-Bahn AG | 3.4 15.0 18.4
FLP Ferrovie Luganesi SA 3.5 4.2 7.7
ETB Emmentalbahn GmbH 0.8 3.0 3.8
OeBB ggnsingen-Balsthal-Bahn 0.0 33 33
Kraftwerke Oberhasli AG -
KWO-MIB | Meiringen - Innertkirchen- | 0.2 1.7 1.9
Bahn
ST Sursee-Triengen Bahn AG | 0.2 1.6 1.8

Quelle: erlauternder Bericht zum Bundesbeschluss iber den Zahlungsrahmen fir die Finanzierung des Betriebs und den

Substanzerhalt der Eisenbahninfrastruktur in den Jahren 2017 bis 2020.
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A2

INTERVIEWPARTNERINNEN UND -PARTNER

DA 2: Ubersicht der interviewten Personen

#

Organisa-
tion

Vorname

Nachname

Funktion

BAV

Arnold

Berndt

Sektionschef Glterver-
kehr

BAV

Markus

Giger

Sektionschef Schienen-
netz

BAV

Pierre-
André

Meyrat

stv. Direktor Finanzierung

BAV

Chrisophe

Beuret

Bestellung und Control-
ling von Eisenbahn-
Grossprojekten

BAV

Neshat

Firouzi

wissenschaftlicher Mitar-
beiter Sektion Schienen-
netz, Leistungsvereinba-
rungs-Budget-
verantwortlicher und Leis-
tungsvereinbarungs-
Prozessbetreuer

BAV

Peter

Jaggi

wissenschaftlicher Mitar-
beiter Sektion Schienen-
netz, zustandig fur Portfo-
lio-Controlling

BAV

Markus

Kranz

wissenschaftlicher Mitar-
beiter Sektion Schienen-
netz, zustandig fur BLS
Netz

BAV

Kiell

Kolden

wissenschaftlicher Mitar-
beiter Sektion Schienen-
netz, zustandig fur SOB

BAV

Gerhard

Zwahlen

wissenschaftlicher Mitar-
beiter Sektion
Schienennetz, zustandig
fur SBB
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# :i)organisa— Vorname |Nachname Funktion
UVEK Véronique | Gigon Stellve_rt_retende General-
sekretarin
8
UVEK Guido Vasella Leiter Stab bundesnahe
Unternehmen
Sektionsleiter Finanz-
EFV Frank Schley dienst Il — Verkehr, Ener-
9 gie und Kommunikation
EFV Karl Schwaar stv._ _Direktor, Ausgaben-
politik
. Leiter Finanzierung Bund
10 |SBB Matthias Gygax und Kantone
11 |SBB Philippe Gauderon Leiter Infrastruktur
12 |SBB Jeannine |Pilloud Leiterin Personenverkehr
SOB Markus Barth Leiter Infrastruktur
13 i -
SOB Thomas Kichler Vor§|tzen_der der Ge
schéaftsleitung
14 |RhB Christian Florin Leiter Infrastruktur
15 |BLS Daniel Wyder Leiter Infrastruktur
16 |TPF Vincent Ducrot Direktor
17 VoV Ueli Stlckelberger |Direktor
Kanton Pierre- Leiter Direction générale
18 Waadt Yves Gruaz de la mobilité et des
routes DGMR
19 |EFK Robert Scheidegger |Leiter Prifbereich 3
Unternehmensentwick-
lung, SBB Cargo
SBB Cargo |Bernhard |Adamek Leiter Markt, Innovation,
20 Regulation
Unternehmensentwick-
SBB Cargo | Rolf Elsasser lung, SBB Cargo, Leiter
Anlagenmanagement
21 |BLS Cargo |Dirk Stanhl Geschaftsfuhrer
22 |Thurbo Ernst Boos Geschaftsflhrer
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A3 ORGANIGRAMM DES BAV

DA 3: Organigramm des BAV
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Preme-Andre Meyral™
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Rudolf Sperfich®

INFRASTRUKTUR
Anna Barbara Remund®

BETRIEBSWIRTSCHAFT
UND ORGANISATION
Christing Stoller- Gerber"

Kommunikation

Schienennetz
Andreas Windlinger® Markus Gigsr

Urmwelt
Markus Ammann

I

Planung
Wolf-Dister Deuschle

Parsonal
Vesna Keller

[ Bautechnik
Fritz Ruchti

Grossprojekle
Christophe Beurct

Logistk
Heiner Itton

D
Markus Lischti ‘ {Amum Bemat

Intemationales Personenverkehr
Jean-Claude Schneuwly Regula Herrmann

Risikomanagement und
Fuhrungsunterstatzung
Silke Schonher

s
Wollgang Huppi

I Elektrische Aniagen
Hermann Will

Fanrzeuge
Daniel Kiener

Bowiligungen |
Franziska Sarott

Finanzen und Controlling
Athos Nicollerat

Bahnbetriet
Bruno Revelin

I sichemeitsuberwachung
Hanspeter Egh

[ schifffahrt
Gerhard Kratzenberg

Seilbahntachnik
Laurent Queloz

Grundlagen
Tobias Schaller

Prerre-Andre Pranzola

{ Bewillgungen I

Sprachdianste
Sylvia Bressor

Zulassungen und
Regelwerke
Jarg Lutscher

01.04:2017

Quelle: <https://www.bav.admin.ch/bav/de/home/das-bav/organisation.html>.
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A4 BEGLEITGRUPPE

DA 4: Ubersicht der interviewten Personen

# t(i)orrg];anisa- Vorname |Nachname |Funktion
1 |SOB Markus Barth Leiter Infrastruktur
Stellvertretender Sektions-
2 |BAV Benedikt |Beer chef Controlling Grossprojek-
te
3 |BAV Arnold Berndt Sektionschef Gliterverkehr
. . wissenschaftlicher Mitarbeiter
4 |BAV Neshat Firouzi Sektion Schienennetz
5 |RhB Christian Florin Leiter Infrastruktur
6 |BAV Markus Giger Sektionschef Schienennetz
Ehemalige wissenschaftliche
7 |BAV Anne Greinus Mitarbeiterin Sektion Schie-
nennetz (bis April 2017)
: Leiter Finanzierung Bund und
8 |SBB Matthias Gygax Kantone
. Stellvertretender Sektions-
9 |BAV Christophe |Herren chef Direktionsgeschafte
Pierre- Stellvertretender Direktor Ab-
10 |BAV - Meyrat teilung Finanzierung (Direkti-
André on)
11 |BAV Bruno Revelin
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A5 QUELLENVERZEICHNIS

Der untenstehenden Liste sind die zentralen Dokumente zu entnehmen,
auf welchen die Ergebnisse unserer Dokumentenanalyse hauptsachlich
beruhen.

Botschaften Bundesrat
Botschaft Uber die Finanzierung der schweizerischen Eisenbahninfra-
struktur (SBB und Privatbahnen).

Botschaft vom 18. Januar 2012 zur Volksinitiative ,Fur den 6ffentlichen
Verkehr* und zum direkten Gegenentwurf (Bundesbeschluss (ber
die Finanzierung und den Ausbau der Eisenbahninfrastruktur [FABI])
(SR 12.016, Stand vom 18. Januar 2016).

Botschaft zur Bahnreform vom 13. November 1996 (SR 96.090).

Botschaft zur Finanzierung des Betriebs und des Substanzunterhalts
der Bahninfrastruktur in den Jahren 2017-2020 vom 18. Mai 2016 (1
SR 6.040).

Gesetzestexte und Verordnungen
Bundesgesetz Uber die Bahnreform 2 (Revision der Erlasse Uber den
offentlichen Verkehr) vom 20. Marz 2009.

Bundesgesetzes Uber den Fonds zur Finanzierung der Eisenbahninfra-
struktur (Bahninfrastrukturfondsgesetz [BIFG]) vom 21. Juni 2013
(Stand am 1. Januar 2016) (SR 742.140).

Bundesgesetz ber die Bundesversammlung vom 13. Dezember 2002
(Stand vom 1. Mérz 2016) (171.10).

Bundesgesetz vom 20. Marz 1998 uber die Schweizerischen Bundes-
bahnen (SBBG, 742.31, Stand vom 1. Januar 2016).

Bundesgesetz vom 21. Juni 2013 Uber den Fonds zur Finanzierung der
Eisenbahninfrastruktur (Bahninfrastrukturfondsgesetz [BIFG]) (SR
742.140, Stand vom 1. Januar 2016).
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Bundesgesetz vom 13. Dezember 2002 Uber die Bundesversammlung
(Parlamentsgesetz, ParlG) (SR 171.10, Stand vom 13. Dezember
2002).

Eisenbahngesetz (EBG) vom 20. Dezember 1957 (Stand am 1. Juli
2016) (SR 742.101).

Verordnung Uber die Konzessionierung, Planung und Finanzierung der
Bahninfrastruktur (KPFV) vom 14. Oktober 2015 (Stand am 1. Janu-
ar 2017) (SR 742.120).

Leistungsvereinbarungen
Leistungsvereinbarung Bund—SBB fir die Jahre 2011-2012 vom 23.
Juni 2010 (SR 10.061).

Muster-Leistungsvereinbarung zwischen der Schweizerischen Eidge-
nossenschaft und der Infrastrukturbetreiberin [XXX AG] flr die Jahre
2017-22020 (Anhang 2 der Botschaft zur Finanzierung des Betriebs
und des Substanzunterhalts der Bahninfrastruktur in den Jahren
2017-2020 vom 18. Mai 2016 [SR 16.040]).

Wissenschaftliche Artikel

Gilardi, Fabrizio; Braun, Dietmar (2002): Delegation aus der Sicht der
Prinzipal-Agent-Theorie. Politische Vierteljahresschrift 43(1): S. 147—-
161.

Jensen, Michael C.; Meckling, William H. (1976): Theory of the firm:
Managerial behavior, agency costs and ownership structure. Journal
of Financial Economics, 3(4): p. 305-360.

Knoepfel, P.; Larrue, C.; Varone, F.; Veit, S. (2011): Politikanalyse.
Budrich, Opladen & Farmington Hill. S. 175-177.

Picot, Arnold; Reichwahl, Ralf; Wigand, Rolf T. (2003): Die grenzlose
Unternehmung. Information, Organisation und Management. Sprin-
ger Gabler, Wiesbaden.

Picot, Arnold; Dietl, Helmut; Franck, Egon (2008): Organisation: Eine
Okonomische Perspektive. 3. Auflage, Schéaffer-Poeschel Verlag,
Stuttgart. S. 85-95.
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Richter, Rudolf; Furubotn, Eirik G. (2003): Neue Institutionendkonomik:
Eine Einflhrung und kritische Wirdigung. 3. Gberarbeite und erwei-
tere Auflage, J.C.B. Mohr, Tubingen.

Schedler, Kuno; Gulde, Alexander; Suter, Simone (2007): Corporate
Governance 6ffentlicher Unternehmer, Ausgewahlte Fragen zur Fuh-
rung staatlicher Beteiligungen.

Schedler, Kuno; Proeller, Isabella (2011): New Public Management. 5.
Auflage. Haupt Verlag, Bern, Stuttgart, Wien.

Spremann, Klaus (1990): Asymmetrie Information. Zeitschrift flir Be-
triebswirtschaft 60(5/6): S. 561-586 oder Picot, Arnold; Dietl, Hel-
mut; Franck, Egon (2008): Organisation: Eine Okonomische Per-
spektive. 3. Auflage, Schéffer-Poeschel Verlag, Stuttgart.

Untersuchungen/Evaluationen

Evaluation EBG '96. Auswirkungen des Bestellleistungsvereinbarunger-
fahrens gemass der Eisenbahngesetzrevision von 1996. Ecoplan,
Bern/Altdorf, 2005.

Externes Netzaudit, Audit der Anlagen der SBB Infrastruktur. Ab-
schlussbericht (2009). Roland Berger Strategy Consultants und
Ernst Basler und Partner.

Steiner, Reto; Finger, Matthias; Huber, Etienne; Reist, Pascal (2012):
Praxis des Bundes bei der Steuerung von Post, SBB und Swisscom,
KPM-Schriftenreihe Nr. 46, Bern.

Weitere Unterlagen
Bahninfrastruktur: Unterhalt und Finanzierung kurz erklart (2016). SBB
CFF FFS, Kommunikation Infrastruktur.

BAV (2015): Synthesebericht BAV-Projekt Fahrbahn Normalspurstre-
cken, Ittingen,
<https://www.bav.admin.ch/dam/bav/de/dokumente/aktuell-
startseite/berichte/
fahrbahn_normalspurstrecken.pdf.download.pdf/fahrbahn_
normalspurstrecken.pdf>, Zugriff am 6. Juli 2017.
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Bundesamt fir Verkehr (BAV): Mandatsvertrag fiir eine Vertrauensper-
son es Bundes im Verwaltungsrat konzessionierter Transportunter-
nehmungen. (unveréffentlicht).

Bericht des Bundesrates zur Auslagerung und Steuerung von Bundes-
aufgaben vom 13. September 2006 (Corporate-Governance-
Bericht).

Eidgendssisches Departement fir Umwelt, Verkehr, Energie und Kom-
munikation (UVEK) und Bundesamt fir Verkehr (BAV): Anforde-
rungsprofil fir den Bundesvertreter im BR in einem konzessionierten
Transportunternehmen. (unveréffentlicht).

Eidgendssische Finanzkontrolle (2012): Aufsicht und Steuerung der
Bahnunternehmungen, insbesondere der SBB.

Erlauternder Bericht zum Bundesbeschluss Uber den Zahlungsrahmen
fur die Finanzierung des Betriebs und Substanzunterhalts der Ei-
senbahninfrastruktur in den Jahren 2017-2020.

Substanzerhalt Bahninfrastruktur der Schweiz. Medienkonferenz
BAV/SBB vom 28. Juni 2010.

UVEK, Faktenblatt (2013): Die FABI-Vorlage im Uberblick.
UVEK, Faktenblatt Finanzierung Bahninfrastruktur (2011).

UVEK, Rundschreiben ,Vorbereitung der Leistungsvereinbarung LV
2017-2020.




 
 
    
   HistoryItem_V1
   Nup
        
     Neues Dokument erstellen
     Nicht verwendete Bögenbereiche beschneiden: Nein
     Skalieren der Seiten erlauben: ja
     Ränder und Beschnittzeichen: keine 
     Seitengröße: 5.827 x 8.268 Zoll / 148.0 x 210.0 mm
     Seitenausrichtung: hoch
     Layout: Auf Zeilen 1 horizontal, Spalten 1 vertikal skalieren
     Ausrichten: zentriert
      

        
     D:20180827153616
      

        
     0.0000
     10.0000
     20.0000
     0
     Corners
     0.3000
     ToFit
     0
     0
     1
     1
     1.4100
     0
     0 
     1
     0.0000
     1
            
       D:20180827153607
       595.2756
       a5
       Blank
       419.5276
          

     Tall
     1350
     260
    
    
     0.0000
     C
     0
            
       CurrentAVDoc
          

     0.0000
     0
     2
     0
     1
     0 
      

        
     QITE_QuiteImposingPlus4
     Quite Imposing Plus 4.0j
     Quite Imposing Plus 4
     1
      

   1
  

 HistoryList_V1
 qi2base





